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 Zivilgesellschaft? 

Migrant*innenorganisationen  
und Mobile Beratung im Dialog



Erklärungen zur Schreibweise

Gendersternchen

Herausgeber*innen und Autor*innen streben eine inklusive Sprache an. Um möglichst alle geschlecht-
lichen Identitäten abzubilden, wird in dieser Publikation deshalb durchgängig das Gendersternchen 
verwendet.

BIPOC* und Bi_PoC

Die in diesem Band genutzten Abkürzungen BIPOC* und Bi_PoC sind politische Selbstbezeichnungen 
von Menschen, die Rassismuserfahrungen machen. Sie bedeuten Black Indigenous People Of Colour; 
der Stern und der Unterstrich stehen dabei symbolisch für nicht-weiße Menschen, die keine dieser 
drei Bezeichnungen für sich wählen. In den Interviews werden bewusst die von den Interviewten genutz-
ten Schreibweisen mit Groß- und Kleinschreibung gewählt, die sich beispielsweise auf das Awareness 
Glossar des Kollektivs Wirmuesstenmalreden (https://wirmuesstenreden.blogspot.com/p/ woketionary.
html) bzw. deren Mitmachbuch zur antirassistischen Weiterbildung „Dear  Discrimination“ (2020) bezie-
hen (https://mikrotext.de/book/dear-discrimination-ein-mitmachbuch/).

weiß

Der in diesem Band kursiv gesetzte Begriff weiß bezieht sich nicht auf eine vermeintliche Hautfarbe, 
 sondern ist ein Sammelbegriff für nicht von Rassismus betroffene Menschen und entsprechend eine 
politische  Kategorie, die auch Machtpositionen reflektiert (vgl. Tupoka Ogette: Exit Racism. Rassismus
kritisch denken lernen. Münster 2017. https://www.exitracism.de/)

https://wirmuesstenreden.blogspot.com/p/woketionary.html
https://wirmuesstenreden.blogspot.com/p/woketionary.html
https://mikrotext.de/book/dear-discrimination-ein-mitmachbuch/
https://www.exitracism.de/


3

INHALT
4	 	Vorwort	

Grit Hanneforth und Friedemann Bringt

STANDPUNKTE
7 �Zivilgesellschaft�in�der�Krise? Herausforderungen und Chancen für  

die demokratische Zivilgesellschaft im „Kampf gegen rechts“ 
Anne Mehrer und Matthias Lorenz

14 �Was�ist�eigentlich�Mobile�Beratung? Ein Überblick
17 �Auf�dem�Weg�zu�politischer�Anerkennung Migrantische Selbstorganisation in 

Deutschland: Ein Überblick über Entwicklung und aktuelle Herausforderungen 
Susanna Steinbach

22 �Mehr�gesellschaftliche�und�politische�Teilhabe Zur aktuellen Situation von 
Migrant*innenorganisationen in Ostdeutschland: Chancen, Probleme, Forderungen 
Elisa Calzolari und Ayman Qasarwa 

ERFAHRUNGEN
27 �Solidarität�ist�unverzichtbar Vernetzung und politische Selbstvertretung von 

Migrant*innen: Erfahrungen aus dem ländlichen Raum in Sachsen 
Hamida Taamiri

31  Aktiv�für�Demokratie�und�gegen�Rassismus Seit�fast�30�Jahren�vertreten�
Integrationsräte in Nordrhein-Westfalen die Interessen von Menschen  
mit internationaler Familiengeschichte 
Siamak Pourbahri 

37  10�Punkte�gegen�Rassismus�und�Rechtspopulismus
40 �„Wenn�wir�besserwisserisch�auftreten�würden,�hätten�wir�keine�Chance“  

Wie Mobile Beratung mit Migrant*innenorganisationen vernetzt ist: 
Praxiserfahrungen aus Ost- und Westdeutschland 
Ein Gespräch mit Petra Schickert und Michael Sturm 

REFLEXIONEN
47 �„Es�reicht�nicht�aus,�allein�die�Einstellungspraxis�zu�ändern“  

Intersektionale Weiterentwicklung der Mobilen Beratung: Ideen und 
Handlungsansätze aus Verbands- und Beratungsarbeit 
Ein Gespräch mit Friedemann Bringt, Hamid Mohseni und Nora Warrach

52 �Such�thing�as�society� Ein kritischer Impuls zum Verhältnis von 
Intersektionalität und Mobiler Beratungsarbeit 
Von Leroy Böthel und Dominik Schumacher

58 �„Dieser�Prozess�kann�nie�abgeschlossen�sein“ Rassismuskritische 
Perspektiven�in�der�Mobilen�Beratung:�Erfahrungen�und�Reflexionen�aus� 
dem Kölner Beratungsteam 
Ein Gespräch mit Felicia Köttler und Patrick Fels

AUSBLICK
64 �Wir�entwickeln�uns�weiter Fazit und Ausblick: Gedanken zur Fortsetzung  

von�Dialog�und�Reflexion 
Heiko Klare



4  VORWORT

Vorwort
Liebe Leser*innen,

Zunehmendes Rechtsdriften von Bürger*in-
nen aufgrund von Verschwörungserzählun-
gen, Misstrauen gegen den demokratischen 
Rechtsstaat im Zuge aktueller Flüchtlingsbe-
wegungen, aggressive und rechtsoffene De-
monstrationen gegen staatliche Maßnahmen 
zur Bewältigung der Corona-Pandemie, zuletzt 
vermeintliche „Friedensdemonstrationen“ zur 
Unterstützung des russischen Regimes und 
seines Angriffskrieges auf die Ukraine: Die 
demokratische, menschenrechtsorientier-
te Zivilgesellschaft ist vielfältig herausge-
fordert. Demokratisch engagierte Menschen 
und Organisationen suchen in den aktuellen 
multi faktoriellen Krisen nach wirksamen und 
organisierbaren Formaten des Gegenprotests. 
Gleichzeitig werden zivilgesellschaftliche Per-
spektiven in der Bewältigung dieser Krisener-
scheinungen an den Rand gedrängt. Es greift 
eine zunehmende „Versicherheitlichung“ der 
öffentlichen Debatten um sich. Gefordert 
werden eine Verschärfung des Strafrechts, 
härteres polizeiliches Durchgreifen und eine 
täter*innenfokussierte Radikalisierungsprä-
vention. Auf der Strecke bleiben damit häufig 
differenzierte Analysen und nachhaltige Lö-
sungsansätze, die eine Stärkung demokrati-
scher Initiativen und Formate beinhalten und 
vor Ort tatsächlich Wirkung entfalten können. 
Welche Potenziale und vielfältigen Akteur*in-
nen die Zivilgesellschaft hat, gerät aus dem 
Blick: Wem wird zugehört, wenn für „mehr Di-
alog“ geworben wird? Wessen Stimmen wer-
den verstärkt, wem wird ein Platz an der Sei-
tenlinie zugewiesen?

Ist die demokratische Zivilgesellschaft 
also in der Krise? Wen hat Mobile Beratung für 
demokratische Kultur und gegen Rechtsextre-

mismus im Blick, wenn sie für eine Stärkung 
zivilgesellschaftlicher Handlungsansätze ge-
gen die hier konstatierte Rechtsdrift wirbt? 
Welches Potenzial steckt in diesem Sinne in 
Initiativen und Verbänden von BIPOC* oder 
von Migrant*innenorganisationen, welche 
wichtigen Beiträge leisten sie – und werden 
sie gehört?

Der Bundesverband Mobile Beratung e. V. 
(BMB) hat sich vor diesem Hintergrund im Jahr 
2022 unter der Überschrift „Zivilgesellschaft 
in der Krise?“ intensiv mit der Zivilgesellschaft 
als Ort gesellschaftlicher Debatten und Aus-
einandersetzungen, aber auch als Quelle für 
Antworten auf Krisen und Bedrohungen be-
schäftigt. Mit einer Socialmedia-Kampagne, 
einem Pressegespräch mit Peggy Piesche 
(Bundeszentrale für politische Bildung), Ri-
carda Lang (Bundesvorsitzende von Bündnis 
90/Die Grünen) und Hans Lauter bach (Ober-
pfälzer Bündnis für Toleranz und Menschen-
rechte) im Mai 2022 oder der fortwährenden 
kritischen Begleitung des Wegs hin zu einem 
Demokratiefördergesetz hat der BMB zivilge-
sellschaftliche Ansätze und deren Bedeutung 
für die Demokratie in den Mittelpunkt gestellt. 

Am 13. Oktober 2022 konnten wir auf dem 
Fachtag „Zivilgesellschaft in der Krise?“ im Re-
fugio Berlin – endlich wieder in Präsenz – mit 
vielen Engagierten diskutieren, Erfahrungen 
und gelungene Praxisbeispiele austauschen 
und Pläne schmieden. Der Fachtag wurde von 
der Bundeskonferenz der Migrant*innenorga-
nisationen (BKMO), dem Dachverband der 
Migrant*innenverbände in Ostdeutschland 
(DaMOst e. V.) und dem BMB vorbereitet und 
durchgeführt. Erklärtes Ziel war es, unsere 
Rolle im zivilgesellschaftlichen Feld zu re-
flektieren, blinde Flecken auszuleuchten und 
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marginalisierte Stimmen hör- und sichtbar 
werden zu lassen. Es ging darum, voneinander 
zu lernen, neue Partnerschaften zu entwickeln 
und den Dialog auch über den Tag hinaus zu 
stärken. 

Die Texte in dieser Tagungsdokumentation 
basieren zum großen Teil auf Beiträgen in der 
Veranstaltung: Im ersten Teil werden „Stand-
punkte“ formuliert zu Herausforderungen und 
Chancen einer demokratischen und kritischen 
Zivilgesellschaft sowie zur Geschichte und 
Bedeutung von Migrant*innenorganisationen 
für diese Zivilgesellschaft. Im zweiten Kapitel 
„Erfahrungen“ stellen wir Praxisbeispiele aus 
der zivilgesellschaftlichen Arbeit vor, die die 
Potenziale gemeinsamer Strategieentwick-
lung und -umsetzung von migrantischen Ini-
tiativen und Organisationen mit der Mobilen 
Beratung für demokratische Kultur und gegen 
Rechtsextremismus aufzeigen. Die Beiträge 
im dritten Kapitel „Reflexionen“ gehen über 
die Tagungsbeiträge hinaus, indem wir unter-
schiedliche Perspektiven zu Fragen von Ras-
sismuskritik und Intersektionalität aus der 
fachlichen Debatte im BMB aufzeigen.

Diese Tagungsdokumentation beschreibt 
also keine fertigen Konzepte oder Lösun-
gen. Sie kann aber ein wichtiger Beitrag sein 
sowohl für die fachliche Debatte unter den 
Mobilen Beratungsteams als auch für den 
Dialog zwischen Migrant*innenorganisati-
onen und Beratungseinrichtungen gegen 
Rechtsextremismus und für die Stärkung der 
demokratischen Kultur. Erste Überlegungen 
für die Weiterarbeit formulieren wir in einem 
abschließenden Fazit.

Der Fachtag und der vorliegende Band 
wären nicht möglich gewesen ohne die Unter-
stützung der Kooperationspartner*innen von 
BKMO und DaMOst sowie die engagierten Kol-
leg*innen aus den Mobilen Beratungsteams. 

Die Veranstaltung wie auch dieser Band 
wurden ermöglicht durch die Förderung des 
Bundesministeriums für Familie, Senior*in-
nen, Frauen und Jugend aus dem Bundes-
programm „Demokratie leben!“. Programma-
tische Grußworte aus dem Ministerium und 
dem Arbeitsstab der Beauftragten der Bun-
desregierung für Migration, Flüchtlinge und In-
tegration sowie der Beauftragten der Bundes-
regierung für Antirassismus bereicherten die 
Diskussionen. Dafür danken wir herzlich und 
freuen uns auf die weitere Zusammenarbeit!

Bundesverband Mobile Beratung e. V. 
Grit Hanneforth  

(Geschäftsführerin)  
Friedemann Bringt  

(Fachreferent für Qualitäts- und 
 Berufsfeldentwicklung



 Standpunkte 
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Zivilgesellschaft  
in der Krise?
Herausforderungen und Chancen für die demokratische Zivilgesellschaft im 
„Kampf gegen rechts“

Von Anne Mehrer und Matthias Lorenz

W er oder was ist die Zivilgesellschaft? 
Fragt man zehn Menschen, so wird 

man zwölf Antworten bekommen und vielleicht 
auch das eine oder andere Schulterzucken. 

Fragt man im Bereich der Demokratie politik, 
in den Niederungen der Projektlandschaften 
und auf den Gipfeln der Förderprogramme, so 
wird sich auch dort keine klare Gewissheit ein-
stellen. Wohl aber wird man allerlei Bekennt-
nisse hören: dass man die Zivilgesellschaft 
einbinden wolle, ihren weisen Rat schätze, 
schon immer an ihrer Seite gestanden habe, 
um ihre Entwicklung in Sorge sei und vieles 
mehr. Mit der Frage nach der Zivilgesellschaft 

verhält es sich wie mit allen Fragen von Ge-
wicht: Sie ist und sie bleibt umstritten. 

Für die lokale und regionale Arbeit Mobiler 
Beratungsteams wie für die Arbeit des Bun-
desverbandes steht ein weiter und emphati-
scher Begriff von Zivilgesellschaft im Zen-
trum. Er steht auf dem Fundament der festen 
Überzeugung, dass Demokratie wesentlich 
von einer starken und selbstbewussten Zivil-
gesellschaft abhängt.1 Damit einher geht 
das praktische Wissen um die Bedeutung 
der Zivilgesellschaft in der Arbeit gegen die 
extreme Rechte. Wo andere nur punktuell 
oder symbolisch wirken, ist es die Zivilgesell-
schaft, die dauerhaft und nachhaltig breite 
Bündnisse und soziale Alltagspraxen gegen 
die extreme Rechte mobilisieren kann.

Doch Zivilgesellschaft ist nicht statisch, sie 
hat Erfolge und Krisen. Die Fragen, wer sie ist, 
wer ihr angehört, was sie ausmacht und was 
sie will, sind Fragen, die sie an sich selbst rich-
tet. Der Fachtag „Zivilgesellschaft in der Kri-
se?“, aus dem der vorliegende Sammelband 
hervorgegangen ist, sollte diese Debatten 
befördern. 

Demokratisierung der Demokratie
Was verstehen wir nun also unter einer kriti-
schen Zivilgesellschaft? Was sind Chancen 

Anne Mehrer ist seit 2007 als Mobile Berate-
rin  gegen Rechtsextremismus tätig – erst in 
Sachsen-AnhaltbeiMiteinandere. V.undseit
2023 beim Kulturbüro Sachsen. Seit 2015 ist 
sie Sprecherin im Bundesverband Mobile Be-
ratunge. V.AnneMehrerhatanderUniversi-
tät Leipzig Politik- und Kulturwissenschaften 
studiert.

Matthias Lorenz arbeitet seit 2017 bei der 
Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus 
in Bayern. Seit 2020 gehört er zudem dem 
Sprecher*innenkreis des Bundesverbands 
MobileBeratunge. V.an.ErhatPhilosophie,
Soziologie und Romanistik  studiert und ver-
folgt ein Promotionsprojekt zu demokratie-
theoretischen Fragen der Ausweitung politi-
scher Handlungsmacht.
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und Herausforderungen für die demokratische 
Zivilgesellschaft im „Kampf gegen rechts“? 

In der aktuellen Förderrichtlinie für das 
Bundesprogramm „Demokratie leben!“ heißt 
es: „Im Handlungsfeld Demokratieförderung 
wird das Ziel verfolgt, demokratische Teilhabe 
und zivilgesellschaftliche Konfliktregulierung 
zu stärken. [...] Im Handlungsfeld Extremis-
musprävention werden die zentralen Formen 
ideologischer Radikalisierung bearbeitet: 
Rechtsextremismus [...]“ Die „Zivilgesell-
schaft“ wird dreifach adressiert: als die „mit 
der Umsetzung betrauten zivilgesellschaft-
lichen Träger“, als „Zielgruppe des Bundes-
programms“ und als nicht näher bestimmte 
Instanz der „Konfliktregulierung“.2 

Nimmt man diese Richtlinien des Bundesfa-
milienministeriums (BMFSFJ) ernst – vielleicht 
etwas zu ernst –, dann scheint die Zivilgesell-
schaft vor allem mit sich selbst beschäftigt: 
Zivilgesellschaftliche Träger setzen präventive 
Maßnahmen gegen Rechtsextremismus um, 
sind selber Adressaten dieser Präventionsar-
beit und adressieren die Zivilgesellschaft hin-
sichtlich der Regulation zivilgesellschaftlicher 
Konflikte? Doch nicht nur die Verwendungswei-
se von ‚Zivilgesellschaft‘ erscheint leer und deu-
tungsoffen, sie steht auch in Bezug zu weiteren 
unbestimmten und umkämpften Begriffen: 
„Teilhabe“, „Extremismus“, „Radikalisierung“, 
„Ideologie“, „Rechtsextremismus“ und nicht zu-
letzt „Demokratie“ selbst. Diese bezeichnende 
Leere ist weder Zufall noch in einem starken 
Sinne ein Mangel. In einer demokratischen 
Gesellschaft, die sich auf eine starke formale 
Zustimmung zur Demokratie berufen kann und 
die offene Ablehnung der Demokratie mit guten 
Gründen tabuisiert, liegt es nahe, dass die kon-
kreten Bedeutungen von Demokratie zum Ge-
genstand politischer Aushandlungen werden. 

Der Demokratiebegriff ist deutungsoffen: Er 
wird ins Feld geführt, wenn Rassist*innen und 

Antisemit*innen ihr Recht auf Versammlungs-
freiheit in (post-)migrantischen Vierteln oder 
vor jüdischen Einrichtungen einfordern, aber 
auch wenn Antifaschist*innen sich mit Mitteln 
des zivilen Ungehorsams genau diesen Auf-
märschen in den Weg stellen. Das darf nicht zu 
einem formalistischen „Alle haben gleich recht“ 
führen. Doch was richtig ist – gegen menschen-
feindliche Mobilisierungen aktiv zu werden zum 
Beispiel –, ergibt sich nicht von allein, es muss 
immer wieder aufs Neue erkämpft werden und 
machtvoll durchgesetzt werden.

  Nicht anders verhält es sich mit dem Be-
griff Zivilgesellschaft. Zivilgesellschaft kann 
als Agentur outgesourcter Staatsaufgaben 
auftreten, sie kann ihre „dunkle Seite“ präsen-
tieren, indem sie ausschließend wirkt und ag-
gressiv ihren sozialen Status verteidigt, oder 
sie kann eine demokratisierende Instanz sein, 
die auf die Ausweitung demokratischer Aus-
handlungsprozesse in allen Lebensbereichen 
dringt. Sie ist dann Akteurin einer Demokra-
tisierung der Demokratie oder, wie man vor 
dem Aufkommen des sicherheitspolitischen 
Diskurses um Radikalisierung noch unbefan-
gener gesagt hätte: der Radikalisierung der 
Demokratie. Sie lässt die Demokratie Wurzeln 
schlagen. 

Wenn wir nun also von der „Zivilgesell-
schaft in der Krise“ sprechen, dann meinen wir 
nicht jede denkbare Zivilgesellschaft, sondern 
eine demokratische, menschenrechtsorien-
tierte und kritische Zivilgesellschaft. In unse-
rem Fall noch spezifischer: eine demokrati-
sche Zivilgesellschaft, deren demokratische 
Praxis maßgeblich liegt in der Arbeit gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitis-
mus und andere Ideologien der Ungleichwer-
tigkeit, für die Stärkung einer demokratischen, 
menschenrechtsorientierten Kultur in Stadt 
und Land. Jene Teile der institutionalisierten 
 Zivilgesellschaft, die dabei über staatliche 
Programme wie „Demokratie leben!“ gefördert 
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werden, haben in den vergangenen Jahren 
Wachstum und Professionalisierung erlebt, 
aber auch einen Wandel von Erwartungshal-
tungen und eigenen Ansprüchen. Neue Pro-
bleme sind aufgetaucht oder manchmal alte 
einfach zurückgekehrt. Wir haben manche 
spannende Entwicklung miterlebt, aber auch 
viele als Innovation vermarktete Strohfeuer. 

Zivilgesellschaft als tragende Säule 
demokratischer Gemeinwesen 
Dieses Verständnis von Zivilgesellschaft ist 
eng mit der Entwicklung der Mobilen Beratung 
verknüpft. Es speist sich aus den Kämpfen, die 
Mobile Beratung einerseits um Anerkennung 
(u. a. in Form von staatlicher Förderung) und 
andererseits gegen staatliche Kontrolle der ei-
genen Arbeitspraxis geführt hat. Im Erfolgsfall 
kann Mobile Beratung dazu beitragen, die In-
teressen demokratischer Zivilgesellschaft ge-
genüber staatlichen Institutionen durchzuset-
zen und Ressourcen zu erschließen. Sie ist 
dabei keine neutrale Instanz der Vermittlung, 
sondern verortet sich selbst aufseiten der de-
mokratischen Zivilgesellschaft, deren Interes-
sen nicht unmittelbar mit den institutionellen 
zur Deckung kommen – mitunter stehen sie zu-
einander in Konflikt. Zugleich kann sie aus der 
Zivilgesellschaft in die Zivilgesellschaft wirken. 
Wir stellen Kontakte her, teilen Bewegungswis-
sen und unterstützen Organisierungsprozesse. 
Um unserer Aufgabe gerecht zu werden, brau-
chen wir Strukturen, die dauerhaft tragen. Re-
alpolitisch heißt das, den Strukturen systema-
tischer Förderkonkurrenz und prekarisierender 
Befristungen entgegenzuarbeiten.

Mobile Beratung nahm 1992 in Branden-
burg ihren Anfang, also weit vor einer Förde-
rung durch Bundes- und Landesprogramme. 
Erst 2001 entstand mit dem Bundesprogramm 
„Civitas“ im BMFSFJ eine Förderperspektive – 
zunächst für ostdeutsche Bundesländer, von 
2007 an auch für Westdeutschland. Mittler-
weile ist Mobile Beratung eine in der ganzen 

Republik anerkannte, bewährte, vielfach evalu-
ierte und institutionalisierte Konstante in der 
Unterstützung und Beratung der Arbeit gegen 
Rechtsextremismus und für die Stärkung ei-
ner demokratischen Kultur.

In den Transformationsprozessen der 
1990er-Jahre hatten extrem rechte und neo-
nazistische Milieus ein soziales Machtva-
kuum ausgenutzt und sich den öffentlichen 
Raum angeeignet. Dabei handelte es sich 
nicht nur um spontanes Handeln im Rah-
men fundamentaler sozialer Umbrüche der 
Post-DDR-Zeit, sondern durchaus um be-
wusst-strategisches Handeln. Die sozialräum-
liche Verankerung, die keineswegs nur auf die 
ostdeutschen Bundesländer beschränkt war, 
hier aber verstärkt auftrat, gab der extremen 
Rechten Auftrieb und mündete in alltägli-
che Straßengewalt gegen People of Colour, 
Migrant*innen und Geflüchtete, aber auch ge-
gen alternative Jugendliche und Obdachlose.

Die extreme Rechte wurde so vielerorts 
zum realen Macht- und Gewaltfaktor. Um 
diese neonazistische Raumnahme zurückzu-
drängen, zielte Mobile Beratung von Anfang 
an auf die Aktivierung und Unterstützung 
demokratischer Zivilgesellschaft. Während 
Teile der Sozialen Arbeit mit täterfixierten 
Konzepten akzeptierender Jugendarbeit neo-
nazistische Gruppen sogar noch mit Räumen 
und Ressourcen ausstatteten, war es der an-
tirassistischen Bewegung in Ostdeutschland 
ein Anliegen, demokratische und zivilgesell-
schaftliche Gegenmacht aufzubauen und dau-
erhaft zu verankern. Erfolgskriterium war (und 
ist), ob es gelingt, marginalisierte Gruppen zu 
stärken und ihre gesellschaftliche Teilhabe in 
(kommunal-)politischen Auseinandersetzun-
gen zu ermöglichen. 

Die Übernahme westdeutscher Organisa-
tions- und Verbandsstrukturen allein war keine 
Garantie für das Wirksamwerden demokrati-
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scher Alltagskultur in den nach 1990 gegründe-
ten Vereinen – zumal auch die westdeutsche 
Zivilgesellschaft mit ihren eingeschliffenen 
Routinen keinesfalls durchweg als Ausweis 
einer lebendigen demokratischen Kultur gel-
ten konnte. Migrantische und antifaschisti-
sche Gruppen und Einzelpersonen mussten 
(und müssen) extrem rechte Übergriffe bewäl-
tigen, um politisch wirksam zu werden, und 
wurden zugleich für ihr Engagement diskre-
ditiert. Bis heute prägt die weite Verbreitung 
extrem rechter Einstellungsmuster in ganz 
Deutschland Teile der Zivilgesellschaft, vom 
Sportverein über die Nachbarschaftsinitiative 
bis zur freiwilligen Feuerwehr. Ein autoritäres 
Politikverständnis, das selbstbestimmte Be-
teiligungsprozesse vorrangig als Störung der 
Verwaltungsarbeit begreift, denn als Recht und 
als Bereicherung demokratischer  Prozesse be-
trachtet, wirkt sich nachhaltig negativ auf die 
demokratische Kultur aus. 

Die Grundidee Mobiler Beratung war es 
deshalb seit jeher, die demokratische Praxis 
der Zivilgesellschaft vor Ort zu unterstützen. 
Das unterscheidet sich wesentlich von der 
Idee, medienwirksam von außen zu interve-
nieren. Nachhaltige Wirksamkeit braucht Aus-
dauer und oftmals langwährende Prozesse 
der Vertrauensbildung und der verlässlichen 
Unterstützung. Diese Arbeit bleibt oft unsicht-
bar, sie lässt sich aber an ihren langfristigen 
Erfolgen messen.

Vor dem Hintergrund unserer eigenen 
Geschichte wird Zivilgesellschaft im Kontext 
Mobiler Beratung maßgeblich normativ ver-
standen: Wir sehen Zivilgesellschaft als tra-
gende Säule demokratischer Gemeinwesen, 
beruhend auf den Werten der Menschenrech-
te, des Antifaschismus und einer demokrati-
schen Kultur. Sie ist gelebte demokratische 
Praxis, aber auch selbst Austragungsort 
politischer und sozialer Kämpfe: Zivilgesell-
schaft ist keineswegs frei von Ausschlüssen, 

Zugangshürden und diskriminierenden Praxen 
und Strukturen. 

Strukturelle Rassismen durchziehen auch 
jene Milieus, die sich eigentlich der Rassis-
muskritik verschrieben haben. Debatten über 
den Antisemitismus im progressiven Lager 
dauern aus guten Gründen seit vielen Jahren 
an. Soziale Bewegungen um Fragen von Ge-
schlecht, Begehren, (Dis-)Ability fordern auch 
uns heraus. Zu den Aufgaben Mobiler Bera-
tung gehört es deshalb, auch uns selbst fort-
während kritisch zu hinterfragen, um zu einer 
wirklich solidarischen Praxis zu kommen. Aus 
eigener Arbeitserfahrung wissen wir um die 
strukturelle Folgenlosigkeit öffentlicher Be-
kenntnisse. Das Erfolgskriterium, an dem wir 
uns zu messen haben, kann somit nicht die öf-
fentlich präsentierte Awareness sein, sondern 
nur das dauerhafte und folgenreiche Handeln.

Zivilgesellschaft als strategische 
Antwort
Die gesellschaftliche Lage der Post-Wende-
Zeit zeigte deutlich: Bei der demokratischen 
Zurückdrängung der extremen Rechten konn-
te sich nicht allein auf staatliche Institutionen 
verlassen werden. Nicht, weil diese nicht wil-
lig gewesen wären – das bisweilen auch –, 
sondern maßgeblich, weil sie nicht fähig wa-
ren. Zivilgesellschaft war somit auch eine 
strategische Antwort: Zivilgesellschaft kann 
dort erfolgreich sein, wo externer Interventi-
onismus oder (bestenfalls) naive Eingliede-
rungsversuche scheitern mussten. Demokra-
tie braucht zivilgesellschaftlich Aktive, die sie 
tragen. Sie braucht Menschen, die, Risiken in 
Kauf nehmend, lokal und nachhaltig ihre de-
mokratische Praxis dauerhaft und substan-
ziell verankern und sich so extrem rechten Ent-
wicklungen entgegenstellen. Vor jeder Frage 
nach Normativität stand also fest: Die Zivilge-
sellschaft – in all ihrer Breite und mit all ihren 
Widersprüchen – war die einzige Kandidatin, 
eine nachhaltige politische Lösung zu liefern. 
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Nicht zuletzt aus der eigenen Beratungs-
praxis wissen wir aber auch, dass die Zivilge-
sellschaft auch Träger entdemokratisierender 
und anti-demokratischer Bewegungen werden 
kann und ist: Die rassistischen PEGIDADe-
monstrationen seit 2014 sind dafür ebenso 
ein Beispiel wie die unter dem Label „Querden-
ken“ bekannte verschwörungsideologische 
und antisemitische Protestbewegung gegen 
die staatlichen Corona-Regelungen. Beide 
Protestbewegungen sind von ressentimentge-
ladenen Milieus aus der Mitte der Gesellschaft 
getragen worden. Mobile Beratung setzte 
und setzt daher darauf, die demokratische, 
kritische Zivilgesellschaft aus der Zivilgesell-
schaft heraus zu unterstützen. Demokratie 
kann nur dort erfolgreich sein, wo sie lokal 
wirksam und gestaltbar ist, wo es Vermittlung 
zwischen politischen Entscheidungen und 
den alltäglichen Praxen der Menschen gibt. So 
ist die Zivilgesellschaft Grundlage demokra-
tischer Politik, aber auch Motor sozialer und 
politischer Transformationsprozesse. 

Zivilgesellschaft im Kampf gegen 
rechtsterroristische Gewalt
Mehr als elf Jahre nach seiner Selbstent-
tarnung bildet die Auseinandersetzung mit 
den Taten des „Nationalsozialistischen Un-
tergrunds“ (NSU) den Ausgangspunkt jeder 
ernsthaften zivilgesellschaftlichen Debatte 
um rechtsterroristische Bedrohung. Entgegen 
einer viel und gern geglaubten Legende, nach 
der niemand etwas wissen konnte und am 
Ende alle überrascht waren, war es gerade die 
post-migrantische Zivilgesellschaft, die ent-
gegen den polizeilichen Ermittlungen, der Me-
dienberichterstattung und dem mangelnden 
Interesse oder der Fehleinschätzung zivilge-
sellschaftlicher Initiativen auf die Möglichkeit 
einer rassistischen Tatmotivation der Mord
serie hingewiesen hat. Man kann es nicht oft 
genug wiederholen: Sie hatte recht – und es 
hätte entscheidende Konsequenzen gehabt, 
wenn Staat und Mehrheitsgesellschaft dem 

frühzeitig Rechnung getragen hätten. Nach 
Bekanntwerden der Morde und Bombenan-
schläge des NSU war oft von der „Unvorher-
sehbarkeit“ der Taten und einer „neuen Quali-
tät“ rechter Gewalt die Rede. Doch die Morde 
kamen nicht aus dem Nichts. Sie stehen in 
einer langen Kontinuitätslinie rechten Ter-
rors. Sie stehen aber gleichermaßen in der 
Kontinuität der kollektiven rassistischen Ge-
walt und der neonazistischen Raumnahme 
der 1990er-Jahre. Der langfristige Zusam-
menhang zwischen extrem rechten Mobilisie-
rungserfolgen und systematischer Gewalt hat 
sich durch PEGIDA und die kaum zählbaren 
lokalen rassistischen Proteste gegen die Un-
terbringung von Geflüchteten erneut bestätigt. 
Wie eng die Verbindung auch zwischen aktu-
ellen rechten Straßenprotesten und drohen-
der terroristischer Gewalt ist, hat sich durch 
das Auffliegen des mutmaßlichen Terrornetz-
werks aus dem „Reichsbürger“- Milieu im De-
zember 2022 gezeigt, das seine Wurzeln u. a. 
in den „Querdenken“-Demons trationen hatte. 
Zivilgesellschaftliches Handeln kann solchen 
Gefahren entgegenwirken, indem es früh und 
entschieden gegen die Formierung extrem 
rechter Bewegungen interveniert. 

Die rechtsterroristische Gewalt der ver-
gangenen Jahre hat bestätigt, dass die in der 
Auseinandersetzung mit dem NSU entwickel-
ten basalen Forderungen antifaschistischer 
und antirassistischer Aktivist*innen richtig 
bleiben. Sie bieten eine Richtschnur, an der 
sich zivilgesellschaftliche Initiativen in ih-
rem Verhältnis zu staatlichen Institutionen 
orientieren können. Dies betrifft insbeson-
dere die Sicherheitsbehörden. Zentrale Po-
sitionen waren und sind hier: die Forderung 
nach  Abschaffung des V-Leute-Systems, das 
durch die Bezahlung von (vermeintlichen) In-
formant*innen aus der Szene faktisch eine 
materielle Unterstützung rechter Gruppen 
durch staatliche Stellen bedeutet, die Kritik 
am Narrativ von isoliert handelnden rechten 
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Täter*innen, die Forderung nach einer konse-
quenten Strafverfolgung. Bis heute standen 
die allermeisten Unterstützer*innen des NSU 
für ihre Taten vor keinem deutschen Gericht. 
Über viele Jahrzehnte fanden die Opfer und 
Betroffenen rechter und rechtsterroristischer 
Gewalt kaum öffentliche Beachtung. Oftmals 
waren sie ihrerseits staatlichen Verdächti-
gungen und zugleich zivilgesellschaftlichem 
Desinteresse ausgesetzt. Mittlerweile hat 
ihr Kampf gegen diesen diskriminierenden 
Umgang jedoch zu Teilerfolgen geführt: Die 
Forderungen und das situierte Wissen der Be-
troffenen stehen heute oftmals im Zentrum 
politischer Proteste, zivilgesellschaftlicher 
Aufklärung und praktischer Solidarität. Auf-
gabe Mobiler Beratung ist es, diese Prozesse 
nach Kräften zu unterstützen. 

Ob nach den Anschlägen von Halle oder 
Hanau, nach der Drohschreibenserie des 
„NSU 2.0“ oder der Anschlagsserie in Neu-
kölln – immer war es die Zivilgesellschaft, die 
eine fachliche und politische Einordnung ge-
liefert, Solidarität organisiert hat und die poli-
tischen Konsequenzen gezogen hat. Auch wo 
Sicherheitsbehörden ihr Handeln partiell „ver-
bessert“ haben, lag dies an demokratischen 
Praxen von Widerstand und Kritik.

Auf Augenhöhe mit staatlichen 
Institutionen?
Im „Bericht der Bundesregierung zur Arbeit 
und Wirksamkeit der Bundesprogramme zur 
Extremismusprävention“ von 2017 findet sich 
eine recht präzise Analyse der Situation zivil-
gesellschaftlicher Arbeit gegen Rechtsextre-
mismus: „Die immer wieder aufflammenden 
Auseinandersetzungen sowohl innerhalb der 
heterogenen Zivilgesellschaft als auch zwi-
schen zivil gesellschaftlichen und staatlichen 
Akteuren darüber, in welcher Art und Weise 
angemessen mit sowohl individuellen Aus-
prägungen als auch mit organisierten Formen 
von Rechtsextremismus umgegangen werden 

kann und soll, wiesen darauf hin, dass ein ko-
ordiniertes Vorgehen der Akteure im Hand-
lungsfeld ‚auf Augenhöhe‘ eine stete Heraus-
forderung ist.“ 3

Anders als in der gegenwärtigen Förder-
richtlinie steht hier nicht die Regulation von 
Konflikt im Fokus, sondern seine Austragung. 
Konflikt – das ist ein wesentlicher Aspekt 
von Demokratie – ist in der Demokratie nie 
abgeschlossen, er durchzieht alle sozialen 
Gruppen und Relationen und ist im besten 
Fall produktiv: etwa darin, gemeinsam den 
Rechtsextremismus zurückzudrängen. Kon-
flikt prägt dabei nicht nur das Verhältnis der 
Zivilgesellschaft zum Staat, sondern er durch-
zieht die Zivilgesellschaft selbst. Zum einem 
wollen wir Verschiedenes oder Unterschied-
liches dringlicher, zum anderen drängen uns 
strukturelle Faktoren in prekäre Arbeitsver-
hältnisse und Förderkonkurrenz. Mehr oder 
weniger stabile Konfliktlinien bestehen dabei 
traditionell zu staatlichen, insbesondere si-
cherheitspolitischen, Akteuren. Aber Konflik-
te gibt es auch zwischen einer zunehmend 
professionalisierten zivilgesellschaftlichen 
Trägerlandschaft einerseits und sozialen 
Bewegungen und Initiativen, die spontan auf 
konkrete Vorfälle im Sozialraum reagieren, 
andererseits.

Das inflationär genutzte Bild des Dialogs 
auf „Augenhöhe“ ruft die Vorstellung eines 
Austauschs gleichrangiger Gesprächspart-
ner*innen auf. Was zunächst wünschenswert 
erscheint, ist demokratiepolitisch schief. Nicht 
weil die Zivilgesellschaft sich bisweilen in der 
Rolle sieht, durch staatliche Institutionen von 
oben herab adressiert zu werden, sondern im 
Gegenteil: weil in Demokratien die Zivilgesell-
schaft kein Anhängsel institutioneller Abläufe 
ist, sondern ihre faktische Voraussetzung. Sie 
ist Ort einer demokratischen Willensbildung, 
die den Institutionen vorausgeht. Ein ent-
scheidender realpolitischer Gradmesser der 
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Demokratisierung staatlicher Institutionen ist 
deshalb, ob und in welchem Umfang er zivil-
gesellschaftliche Institutionen fördert und ihre 
Expertise übernimmt. Und das darf keinesfalls 
nur allzu wohlgefällige Projekte betreffen, 
sondern insbesondere jene Teile der Zivilge-
sellschaft, die sich auch mit grundlegender 
Kritik nicht zurückhalten. Institutionelle Dis-
ziplinierungsinstrumente wie Förderkonkur-
renzen, künstliche Befristungen und falsche 
Verdächtigungen stehen somit den demokra-
tischen Aufgaben der Zivilgesellschaft dia-
metral entgegen. Wo es um die Belange der 
Zivilgesellschaft geht, wie in der Entwicklung 
der Bundesprogramme oder den Debatten 
um ein Demokratiefördergesetz, da müssen 
zuallererst die Interessen der demokratischen 
Zivil gesellschaft selbst im Mittelpunkt stehen.

Zivilgesellschaft als Antwort auf 
die Krise der Demokratie
Die Demokratie macht global eine schwere 
Krise durch. Ökonomische Ungleichheit und 
ökologische Katastrophen erschüttern die Be-
dingungen der Demokratie. Politisch ist es die 
extreme Rechte, die die Errungenschaften de-
mokratischer Bewegungen zurückdrängt. Die 
Folgen erleben wir global gleichermaßen wie 
lokal, in den sozialen Räumen, in denen wir 
uns alltäglich bewegen. Wer es mit der Demo-
kratie ernst meint, kann auf diese Krise nicht 
mit Kompromissen oder gar partiellen EntDe-
mokratisierungen antworten, sondern einzig 
mit der Ausweitung demokratischer Hand-
lungsräume und demokratischer Kultur. Die 
demokratische Zivilgesellschaft – in ihren un-
terschiedlichen Facetten und Gestalten – ist 
die einzige Akteurin, die diese Aufgabe über-
nehmen kann.

Daraus ziehen wir eine Reihe von Folge-
rungen: Mobile Beratung hat die Aufgabe, 
die Zivilgesellschaft im Kampf gegen die 
extreme Rechte und ihre anti-demokratische 
Politik zu unterstützen. Sie ist Teil der demo-

kratischen Zivilgesellschaft, die sie in ihrer 
Vielgestaltigkeit anerkennt. Sie wirkt bewusst 
im Austausch mit (staatlichen) Institutionen. 
Doch auch wenn sie von der Finanzierung 
staatlicher Mittelgeber abhängt, steht sie 
bei der Zivilgesellschaft in der Schuld. Das 
beinhaltet explizit die Kritik an entdemokrati-
sierenden Politiken staatlicher Institutionen, 
an der oben beschriebenen „dunklen Seite“ 
der Zivilgesellschaft und nicht zuletzt an sich 
selbst. 

Wenn Mobile Beratung erfolgreich ist, 
dann schafft sie Voraussetzungen für Demo-
kratisierungsprozesse. Beratung heißt dabei 
nicht, alles von Anfang an besser zu wissen, 
sondern Erfahrungen und Kenntnisse zu tei-
len, Verbindungen herzustellen und die sozi-
ale Welt gestaltbar zu machen. Angesichts 
zunehmender extrem rechter und anti-de-
mokratischer Bewegungen kann sich Mobile 
Beratung nicht auf die eingebildete Sicherheit 
des Status quo zurückziehen, denn auf diese 
Weise lassen sich weder die Erfolge demokra-
tischer Bewegungen auf Dauer stellen, noch 
neue Erfolge erringen. Im Gegenteil: Mobile 
Beratung muss eine Strategie der Ausweitung 
demokratischer Praxis auf allen Ebenen der 
Gesellschaft verfolgen.

1 Systematisch ausgeführt wird dies im Grundsatzpapier des 
Bundesverbands Mobile Beratung e. V.: https://www.bundes
verbandmobileberatung.de/wpcontent/uploads/2021/06/BMB_
Grundsatzpapier_2021.pdf (zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

 2 Förderrichtlinie des Bundesprogramms „Demokratie le
ben!“ in der Fassung vom 5.8.2022: https://www.bmfsfj.de/ 
resource/blob/201792/d015cad643fed4a61b730880904bf71a/ 
foerderrichtliniedesbundesprogrammsdemokratieleben
aenderung2022data.pdf (zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

3 Bericht der Bundesregierung zur Arbeit und Wirksamkeit der 
Bundesprogramme zur Extremismusprävention. Berlin  2017, 
S.  26. https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/bericht   
derbundesregierungueberarbeitundwirksamkeitderbundes
programmezurextremismuspraevention117612 (zuletzt abge
rufen am 15.1.2023).

https://www.bundesverband-mobile-beratung.de/wp-content/uploads/2021/06/BMB_Grundsatzpapier_2021.pdf
https://www.bundesverband-mobile-beratung.de/wp-content/uploads/2021/06/BMB_Grundsatzpapier_2021.pdf
https://www.bundesverband-mobile-beratung.de/wp-content/uploads/2021/06/BMB_Grundsatzpapier_2021.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/201792/d015cad643fed4a61b730880904bf71a/foerderrichtlinie-des-bundesprogramms-demokratie-leben-aenderung-2022-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/201792/d015cad643fed4a61b730880904bf71a/foerderrichtlinie-des-bundesprogramms-demokratie-leben-aenderung-2022-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/201792/d015cad643fed4a61b730880904bf71a/foerderrichtlinie-des-bundesprogramms-demokratie-leben-aenderung-2022-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/201792/d015cad643fed4a61b730880904bf71a/foerderrichtlinie-des-bundesprogramms-demokratie-leben-aenderung-2022-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/bericht-der-bundesregierung-ueber-arbeit-und-wirk
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/bericht-der-bundesregierung-ueber-arbeit-und-wirk
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/bericht-der-bundesregierung-ueber-arbeit-und-wirk
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Was ist eigentlich  
Mobile Beratung?
Ein Überblick

W enn irgendwo in Deutschland ein 
Bauernhof von Neonazis gekauft 

wird, wenn ein Fußballtrainer sich ras-
sistisch äußert, eine Bürgermeisterin be-
droht wird oder Verschwörungsgläubige 
eine Kundgebung anmelden, dann ist für 
viele Engagierte vor Ort sofort klar: Dage-
gen will ich etwas tun! Und auch langfris-
tig wollen sich viele Menschen für eine 
demokratische Alltagskultur einsetzen – 
zum Beispiel in ihrem Sportverein oder 
am Arbeitsplatz. Doch was genau sie tun 
könnten – das wissen viele nicht sofort.

Um diese Menschen zu unterstützen, 
gibt es bundesweit „Mobile Beratungs-
teams“ (abgekürzt: MBT). Die genau-
en Titel sind regional unterschiedlich. 
Je nach Bundes land heißen die Teams 
zum Beispiel Mobile Beratung gegen 
Rechtsextremismus (MBR), Regionales 
Beratungsteam, Erstkontaktstelle oder 
Regionalzentrum. Auch wenn die Be-
zeichnungen unterschiedlich sind: Sie 
alle tun, was in Fachkreisen als „Mobile 
Beratung“ bezeichnet wird. Zum einen 
geben sie schnellen Rat bei ganz kon-
kreten rechtsextremen, antisemitischen, 
rassistischen oder ähnlichen Vorfällen, 
zum anderen begleiten sie auch die län-
gerfristige Auseinandersetzung mit sol-
chen Problemen und mit der Stärkung 
demokratischer Kultur.

Seit 30 Jahren:  
Hilfe zur Selbsthilfe
Das Konzept der Mobilen Beratung hat 
sich in den vergangenen drei Jahrzehn-
ten schrittweise entwickelt. Anfang der 
1990er-Jahre, direkt nach der Wiederverei-
nigung, erlebte der Rechtsextremismus ei-
nen Aufschwung – nicht nur, aber sehr stark 
in Ostdeutschland. Rechtsextreme Organi-
sationen hatten großen Zulauf, es gab Tau-
sende gewalttätige Angriffe auf Migrant*in-
nen, nicht-rechte Jugendliche oder ganz 
allgemein Andersdenkende. Orte wie So-
lingen, Mölln, Rostock-Lichtenhagen oder 
Hoyerswerda erlangten traurige Bekannt-
heit. Damals wurden Rassismus, Anti-
semitismus und andere Ungleichwertig-
keitsvorstellungen meist als Rand- oder 
Jugendphänomene interpretiert. Es gab ein-
zelne staatliche Programme, die sich insbe-
sondere mit rechtsextremen Jugendlichen 
beschäftigten. 

Seit 1992 und zuerst in Brandenburg 
entwickelten deshalb engagierte Initiati-
ven einen anderen Ansatz. Das Ziel: nicht 
die rechtsextremen Personen in den Mit-
telpunkt der Arbeit zu stellen, sondern die 
Gegenkräfte zu stärken, also die vielerorts 
zwar vorhandenen, aber oft schwachen zi-
vilgesellschaftlichen und demokratischen 
Strukturen. Von Brandenburg aus verbrei-
tete sich dieses MBTKonzept ab 2001 zu-
nächst in Ostdeutschland, ab 2007 auch 
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in den westdeutschen Bundesländern. 
Seit Anfang der 2000er-Jahre wird die 
Mobile Beratung durch Programme der 
Bundesregierung gefördert. 2014 grün-
deten langjährige Mitarbeiter*innen von 
MBTs den Bundesverband Mobile Bera-
tung (BMB), den Dachverband der Mobilen 
Beratungsteams bundesweit. Er vernetzt 
mittlerweile rund 50 Beratungsstellen mit 
circa 200 Kolleg*innen, die auf die Unter-
stützung von 35  Trägerinstitutionen zu-
rückgreifen können.

MBTs sind mobil, das heißt, sie kommen 
dorthin, wo sie gebraucht werden. Sie stel-
len sich auf die Verhältnisse, Bedürfnisse 
und Ressourcen ein, die sie vor Ort finden. 
Sie leisten „Hilfe zur Selbsthilfe“ und bezie-
hen relevante Akteur*innen in der Region 
mit ein, zum Beispiel Vereine, Initiativen, 
Bildungseinrichtungen oder die Kommune. 
Neben der Beratungsarbeit unterstützen 
MBTs Multiplikator*innen und Engagierte 
durch Angebote der politischen Bildung, 
etwa mit Fort- und Weiterbildungen oder 
thematischen Workshops. Aufgrund ihrer 
langjährigen Recherche und Analysearbeit 
verfügen die Berater*innen über fundiertes 
Wissen zu Strategien und Strukturen von 
Organisationen und Personen am rechten 
Rand.

Förderung demokratischer 
Kultur, Orientierung an den 
Menschenrechten
Mobile Beratung zeichnet sich durch eine 
menschenrechtsorientierte Haltung und 
den Leitgedanken der demokratischen Kul-
tur aus. Dies ist zugleich ein Gegenentwurf 
zu Rechtsextremismus, Antisemitismus, 
Rassismus und anderen Ideologien der Un-
gleichwertigkeit. Die Haltung der Mobilen 
Berater*innen ist untrennbar mit den uni-
versellen Menschenrechten und der Idee 

der Freiheit, Gleichwertigkeit und Würde 
aller Menschen verbunden, die ihren Nie-
derschlag in Artikel 1 Absätze 1 und 2 des 
Grundgesetzes gefunden hat.

Oberstes Ziel der MBTs ist es, vor Ort 
belastbare demokratische Strukturen zu 
schaffen und zu unterstützen. Der zugrun-
deliegende Demokratiebegriff ist prozess- 
und partizipationsorientiert: Demokratie ist 
ein Entwicklungsprozess, in dem ständig 
ausgehandelt wird, in welcher Gesellschaft 
wir leben wollen, an dem möglichst viele 
Menschen teilhaben können und in dem 
Bürger*innen auch ihre Freiheitsrechte 
gegenüber dem Staat wahrnehmen. Als 
Prozess ist gelebte Demokratie also nie 
„erreicht“ – vielmehr geht es darum, im-
mer wieder darauf hinzuarbeiten und die 
jeweiligen Rahmenbedingungen kritisch zu 
hinterfragen. Dabei müssen reale Demokra-
tiedefizite in der politischen Kultur in den 
Kommunen und Regionen sowie Probleme 
im Zusammenleben ebenso in den Blick ge-
nommen werden wie demokratiefeindliche 
und menschenverachtende Einstellungen in 
der sogenannten gesellschaftlichen Mitte.

Demokratische Kultur bedeutet, dass 
möglichst alle Betroffenen (Partizipation) 
mit ihren unterschiedlichen Forderungen 
und Bedürfnissen (Pluralismus) in transpa-
rente Diskussions- und Meinungsbildungs-
prozesse (Kommunikation) einbezogen 
werden. Die Achtung der Menschenrechte 
sowie wechselseitiger Respekt, der sich aus 
der Anerkennung der Gleichwertigkeit aller 
Menschen ergibt, sind der unabdingbare 
Rahmen einer solchen demokratischen 
Kultur. Eine politische Kultur der Beteili-
gung und des Dialogs ist nur mittels breiter 
Information und Transparenz von Entschei-
dungsstrukturen möglich. Sie folgt dem 
Gedanken einer pluralen Demokratie, in 
der die Vielfalt unterschiedlicher Gruppie-
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rungen, Kulturen und Gesellschaften keine 
Bedrohung und keinen Verlust darstellt, 
sondern vielmehr einen Gewinn für ein de-
mokratisches Gemeinwesen – soweit die 
institutionellen Voraussetzungen für einen 
möglichst freien und umfassenden Aus-
tausch gewährleistet sind.

Demokratie zeichnet sich aus dieser 
Perspektive durch selbstbewusste und 
aktive Bürger*innen aus, die andere Men-
schen unabhängig von ihrer sozialen und 
kulturellen Herkunft als gleichwertig aner-
kennen, Verantwortung für die friedliche 
Gestaltung ihrer sozialen Umwelt über-
nehmen, Probleme sehen und anspre-
chen, um diese gemeinsam mit anderen 
Bürger*innen durch gleichberechtigtes 
Sprechen und Handeln zu lösen. Demo-
kratische Kultur ist dagegen überall dort 
gefährdet, wo es nicht allen Menschen 
ermöglicht wird, an ihr teilzuhaben. Der 
Umgang mit gesellschaftlich margina-
lisierten Gruppen, mit Dominanz- und 
Unterdrückungsprozessen sowie Macht- 
und Herrschaftsstrukturen wird so zum 
Gradmesser der demokratischen Kultur. 
Sie hat dort Grenzen, wo universelle Men-
schenrechte nicht anerkannt und rassis-
tische oder völkische Wertvorstellungen 
propagiert werden. Ein eingeschränktes 
Verständnis von Demokratie oder politi-
sche Ohnmachtserfahrungen können sol-
che menschenfeindlichen Einstellungen 
begünstigen.

Zielgruppen der  
Mobilen Beratung
Die MBTs unterstützen alle Menschen und 
Organisationen, die sich mit Rechtsextre-
mismus, Rassismus, Antisemitismus und 
anderen Ungleichwertigkeitsvorstellungen 
auseinandersetzen wollen oder müssen – 
und die sich im Sinne der oben beschriebe-
nen Menschenrechtsorientierung und der 

Gestaltung demokratischer Kultur engagie-
ren möchten. 

Zu den Zielgruppen Mobiler Beratung ge-
hören:

• kommunale Politik und Verwaltung
• Landespolitik und -verwaltung
• zivilgesellschaftliche Initiativen und Netz

werke
• Wirtschaftsunternehmen und Gewerbe-

treibende
• Gewerkschaften
• Kirchen und Religionsgemeinschaften
• Kunst- und Kultureinrichtungen
• Migrant*innenorganisationen
• Polizei
• Journalist*innen
• Einzelpersonen
• Bildungseinrichtungen und Schulen
• Einrichtungen der Kinder und Jugend-

hilfe
• soziale Einrichtungen
• Sport- und Wohlfahrtsvereine und -ver-

bände

Das Angebot der Mobilen Beratungsteams 
ist für die Beratungsnehmer*innen kosten-
frei und vertraulich. Die Kolleg*innen der 
Mobilen Beratung haben in den vergange-
nen 30 Jahren einen hohen Professionali-
sierungsgrad erreicht, sie bilden ein eigenes 
Berufsfeld und organisieren über den Bun-
desverband Mobile Beratung bundeswei-
te Fachaustausche sowie Fort- und Weiter-
bildungen. 

Die Kontaktdaten der MBTs bundesweit 
finden Sie auf der Webseite  
www.bundesverband-mobile-beratung.de

https://www.bundesverband-mobile-beratung.de/
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Auf dem Weg zu politischer 
Anerkennung
Migrantische Selbstorganisation in Deutschland: Ein Überblick über 
Entwicklung und aktuelle Herausforderungen.

Von Susanna Steinbach

D as Feld der Migrant*innenorganisa-
tionen (MO) in Deutschland ist nicht 

leicht zu überblicken. Dieser Beitrag soll in 
komprimierter Form einige grundlegende 
Informationen vermitteln – über die histori-
sche Entwicklung der Organisationen, über 
ihre Typologie, über Finanzierung und politi-
sche Funktion. Außerdem wird die Bundes-
konferenz der Migrant*innenorganisationen 
(BKMO) vorgestellt. 

In Westdeutschland entstanden die ersten 
Migrant*innenorganisationen mit der Zuwan-
derung der sogenannten Gastarbeiter*innen 
vor rund 60 Jahren. Die Motivation, diese 
Vereine zu gründen, war dabei recht unter-
schiedlich. Einige verstanden sich ausdrück-
lich als politische Organisationen, die sich auf 
die Politik im Herkunftsland bezogen, andere 
widmeten sich Kultur und Brauchtum oder der 
Pflege der Muttersprache. Außerdem gab es 

natürlich Sportvereine. Daneben gründeten 
sich aber auch damals schon Vereine, denen 
es um Teilhabe und um Interessenvertretung 
in Deutschland ging. 

Ganz früh entstanden Vereine zum Thema 
Schulen und Elternarbeit. So schufen spani-
sche Eltern in den 1960er und 1970erJahren 
spanische Elternvereine, die die Schulkarrie-
ren ihrer Kinder verbessern sollten und sehr 
erfolgreich waren.1 Auch viele der Landesver-
bände des Vereins TGD (Türkische Gemeinde 
in Deutschland), der 1995 als Interessenver-
tretung türkeistämmiger Menschen gegründet 
wurde, haben Wurzeln in der Eltern arbeit. Der 
Gründungsanlass des Dachverbandes wie-
derum waren die vermehrten rechtextremen 
Gewalttaten und Morde in den 1990er-Jahren, 
wie in Mölln, Solingen oder Rostock. 

In Ostdeutschland war es Migrant*innen 
bis zur Wiedervereinigung zwar eigentlich 
verboten, sich zu Organisationen zusammen-
zuschließen. Das heißt aber nicht, dass es das 
nicht gab. Nur eben inoffiziell. Offizielle Grün-
dungen waren dann erst nach 1990 möglich. 
Bei diesen Gründungen nach der Wiederverei-
nigung ging es viel um den Kampf gegen Ras-
sismus, und das oftmals in enger Kooperation 
mit der deutschen Zivilgesellschaft. Die Zahl 
der Migrant*innen in den ostdeutschen Bun-

Susanna SteinbachistVerwaltungswissen-
schaft lerin und Organisationsentwicklerin und 
gehörtseit 2015zurGeschäftsführungder
Türkischen Gemeinde in Deutschland (TGD). 
AußerdemsitztsieimVorstanddespost-
migrantischen Netzwerks „neue deutsche 
organisationen“unddesVereinsEachOne
TeachOne(EOTO),einemcommunity--
basiertenBildungs-undEmpowerment-Pro-
jekt für Schwarze Menschen in Berlin.
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desländern war ja eher gering, was sich auch 
darin spiegelte, dass es viele multikulturelle 
Zusammenschlüsse gab und weniger mono-
ethnische Vereine. 

Was sind eigentlich 
Migrant*innenorganisationen?
All das zeigt: Migrant*innenorganisationen 
sind sehr vielfältig und verschieden, eine kla-
re einheitliche Definition zu finden, ist schwie-
rig. Die BKMO – und eine ähnliche Definition 
verwendet auch die Bundeszentrale für poli-
tische Bildung2 – versteht unter Migrant*in-
nenorganisationen „solche Organisationen, 
die die Interessen migrantischer Communi-
ties vertreten und in deren entscheidungs-
gebenden Organen, Strukturen und Gremien 
mehrheitlich Menschen mit eigener oder fa-
miliärer Migrationserfahrung vertreten sind. 
Migrant*innenorganisationen setzen sich für 
Menschen bzw. Gruppen von Menschen ein 

oder vertreten sie, die rassistischer Diskrimi-
nierung ausgesetzt sind.“3 Das heißt, es geht 
für die BKMO darum, wer in den Entschei-
dungsgremien sitzt und was der Handlungs-
auftrag ist. 

Aber da muss man ein bisschen vor-
sichtig sein. Es gibt gerade im wohlfahrts-
pflegerischen Bereich viele Organisationen, 
die Migrant*innen als Zielgruppe oder als 
Klient*innen haben, die aber nach dieser De-
finition keine Migrant*innenorganisationen 
sind. Diese Abgrenzung von MO zu ande-
ren Organisationen, die mit Migrant*innen 
arbeiten, ist mit Blick auf die Vergabe von 
Fördermitteln relevant, damit diese Gelder 
auch wirklich bei Migrant*innenorganisatio-
nen ankommen. 

Entsprechend schwer ist die Frage nach 
der Zahl der Migrant*innenorganisationen 

Susanna Steinbach bei ihrem Vortrag auf dem Fachtag "Zivilgesellschaft in der Krise?" in Berlin
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in Deutschland zu beantworten. Selbst die, 
die es auf Bundesebene gibt, kann man 
nicht wirklich zählen. Und dann kommen die 
Landes- und Ortsverbände erst noch hinzu. 
Der Sachverständigenrat für Integration und 
Migration hat 2020 in einer Studie Zahlen 
aus den vier Bundesländern Berlin, Bayern, 
NordrheinWestfalen und Sachsen erho-
ben und hochgerechnet und kam dabei auf 
12.000 bis 14.300 Migrant*innenorganisati-
onen deutschlandweit.4 Das ist nicht unrea-
listisch, lässt sich aber auch nicht hundert-
prozentig nachprüfen. Vereinsregister sind 
bekanntlich nicht komplett verlässlich, auch 
eigentlich aufgelöste Vereine stehen häufig 
noch in den Registern. 

Schwierige Finanzierung
Die Finanzierung ist eng verbunden mit der 
politischen Entwicklung. Um es am Beispiel 
der Türkischen Gemeinde in Deutschland zu 
zeigen: Wir haben lange die Herausforderung 
gehabt, unsere politische Arbeit irgendwie 
„durchzumogeln“. Die ersten Förderprogram-
me, aus denen die TGD Geld bekommen hat, 
waren Arbeitsmarktprogramme: Um als Ver-
ein zu überleben, hat die TGD zunächst Maß-
nahmen zur Wiedereingliederung in den Ar-
beitsmarkt angeboten. Die politische Arbeit 
musste nebenherlaufen. Das ist die Realität 
nicht nur für viele Migrant*innenorganisatio-
nen, sondern wahrscheinlich für junge Ver-
eine insgesamt. Hinzu kommt: Migrant*in-
nenorganisationen haben kein großes 
Spendenaufkommen, wir machen Struktur- 
und Lobbyarbeit, das sind keine Themen, mit 
denen man Spender*innen begeistern kann. 
Dies gilt zumindest für Vereine und Verbän-
de auf Bundesebene – lokal mag das anders 
aussehen. 

Gerade Migrant*innenorganisationen vor 
Ort sind stark von ehrenamtlichen Strukturen 
abhängig. Ganz viel Arbeit wird vor Ort im 
Ehrenamt geleistet. Für Migrant*innenorga-

nisationen gilt jedoch, was auch für andere 
Vereine gilt: Ehrenamt braucht Hauptamt. 
Und darum ist es einerseits so wichtig, dass 
es Förderungen gibt, die diese Strukturen 
stärken. Andererseits brauchen Migrant*in-
nenorganisationen auch Zugang zu Regelför-
derungen der Wohlfahrtspflege, um ihre Arbeit 
weiter zu professionalisieren und nachhaltige 
Strukturen aufzubauen. Oftmals werden MO 
auf die sogenannten Integrationsförderungen 
verwiesen und nicht auf die fachlich und in-
haltlich passenden Fördermittel. Die geplante 
Förderung für die communitybasierte Anti-
rassismusberatung setzt genau hier an. Sie 
ermöglicht Migrant*innenorganisationen, Be-
ratungsstrukturen in diesem Kontext auf- und 
auszubauen. 

Seit 2013 gibt es beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) das Pro-
gramm „Strukturförderung für Migranten-
organisationen“. Dies ist die erste Förderung 
auf Bundesebene, mit der anerkannt wird, 
dass Migrant*innenorganisationen als rele-
vante zivilgesellschaftliche Organisationen 
eine Förderung ihrer Strukturen benötigen, 
damit sie den an sie gestellten Ansprüchen 
gerecht werden können. Derzeit werden neun 
Organisationen, darunter auch die TGD, auf 
diese Weise unterstützt.5 

So wichtig die Strukturförderung für die 
Arbeit der Migrant*innenorganisationen ist, 
muss man leider darauf hinweisen, dass sie 
trotz des Namens keine echte Strukturför-
derung ist, sondern formal weiterhin eine 
Projektförderung. Das heißt, sie unterliegt 
allen Regeln und Notwendigkeiten, die mit 
einer Projektförderung einhergehen. Was vor 
allem Unsicherheit bedeutet, ob die Förde-
rung auch nach Ablauf einer Förderperiode 
weitergeht. 

Und trotzdem ist dies die einzige Förde-
rung, mit der verlässlich geplant werden kann 
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und die eine Entwicklung der Vereinsarbeit 
erlaubt. Es kann eine Vereinskoordination 
aufgebaut werden, es können Reisekosten 
und Öffentlichkeitsarbeit finanziert werden 
und politische Referent*innen eingestellt 
werden. Das Ganze muss allerdings mit 
80.000 € im Jahr bewerkstelligt werden. Um 
allzu viel Geld geht es also nicht, trotzdem 
ist es, für die TGD wie für andere Organisa-
tionen, die wichtigste Finanzierungsquelle. 
Und wir sind froh, dass im Laufe der Jahre 
die Bedeutung und Wirksamkeit dieser För-
derung erkannt wurde und sie zurzeit nicht 
zur Disposition steht. 

Es hat da in den vergangenen Jahren einen 
Bewusstseinswandel in Regierung und Ver-
waltung gegeben. Insbesondere während der 
Kanzlerinnenschaft von Angela Merkel wur-
den Migrant*innenorganisationen verstärkt 
als Dialogpartner*innen anerkannt – Stich-
wort Integrationsgipfel oder Islamkonferenz. 
Und daraus ist die Erkenntnis erwachsen, dass 
man die Organisationen auch fördern muss, 
damit sie dieser Rolle gerecht werden können. 
Das Programm „Demokratie leben!“ etwa ist 
in dieser Hinsicht von großer Bedeutung und 
lobend zu erwähnen, da es seit der aktuellen 
Förderphase gezielt auch Migrant*innenorga-
nisationen fördert. 

„Migrant*innenorganisation“ – 
ist das wirklich die richtige 
Bezeichnung?
Nicht alle Organisationen, die nach der oben 
zitierten Definition eine Migrant*innenorga-
nisation sind, nennen sich auch so. Wir als 
TGD tun es, obwohl wir viel mehr machen, 
als nur Migrant*innen zu sein. Wir sind 
auch Menschenrechtsorganisation und po-
litische Lobbyorganisation, die Lobbyarbeit 
macht für die Migrationsgesellschaft, ge-
gen Rassismus und Diskriminierung kämpft 
und für Teilhabe. Doch die Bezeichnung als 
Migrant*innenorganisation ist wichtig, da 

beispielsweise Fördermittelgeber in solchen 
Kategorien denken. 

Es gibt aber auch Organisationen, bei 
denen Vorstand und Führungsebene zwar 
ebenfalls aus Menschen mit Migrationsbio-
grafie bestehen, die sich aber zum Beispiel 
als Jugendhilfeträger verstehen. Sie versu-
chen deshalb eher, in Jugendhilfestrukturen 
eingebunden zu werden und damit in die 
Regelversorgung zu kommen als sich auf 
Fördermittel aus dem Integrationsbereich zu 
konzentrieren. Das ist ein Riesenunterschied, 
weil sich die Integrationsgelder meist auf 
eine Aufwandsentschädigung fürs Ehrenamt 
und vielleicht noch ein paar Honorargelder 
beschränken. Hauptamtliche Beratungs-
strukturen etwa können damit nicht aufge-
baut werden. 

Die Frage (und das ist auch eine Frage der 
Selbstwahrnehmung) lautet also: Wie lange 
bleiben wir Migrant*innenorganisationen und 
wann werden wir auch zu einer Fachorganisa-
tion oder Fachgesellschaft? 

Stärke durch Masse: Die BKMO
Die Bundeskonferenz der Migrant*innen-
organisationen (BKMO) ist 2017 entstan-
den. Ausgangspunkt war die Feststellung, 
dass wir zwar ganz viele Organisationen ha-
ben und jeweils durchaus erfolgreich arbei-
ten, dass wir aber trotzdem politisch kaum 
gehört werden. Im Koalitionsvertrag der 
schwarz-roten Bundesregierung 2017 ka-
men die Themen Integration, Migration, Teil-
habe, Rassismus überhaupt nicht vor. Inte-
gration wurde immer nur unter dem Aspekt 
Sicherheit betrachtet. Das heißt: Wir hatten 
es nicht geschafft, unsere Themen einzubrin-
gen. Wenn man bedenkt, dass wir für min-
destens 25 Prozent der Gesellschaft stehen, 
dann war das keine gute Bilanz, nicht für die 
Bundesregierung, aber vor allen Dingen auch 
nicht für uns. 
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Deshalb war die Frage: Wie kriegen wir 
ein solidarisches Miteinander hin, um Stär-
ke aus Masse zu gewinnen? Das Logo der 
BKMO soll das widerspiegeln, es greift die 
Kindergeschichte auf vom kleinen Regen-
bogenfisch, der alleine nichts schafft, aber 
im Schwarm den Hai abwehrt. Das ist unser 
Selbstverständnis. Wir wollten eine eigene 
Agenda setzen, wollten politische Entschei-
dungsträger*innen zu uns einladen und fra-
gen, was sie uns zu bieten haben, statt nur 
darauf zu warten, selbst zu migrationspoliti-
schen Dialogen oder anderen Foren eingela-
den zu werden.

Mittlerweile gehören der BKMO rund 
70 bundesweite Organisationen an, die sich 
regelmäßig treffen, einmal im Jahr. Im Rah-
men der minimalen Finanzierung ist es nicht 
leicht, eine politische Arbeit aufzusetzen. 
Aber wir haben es geschafft, im vergange-
nen Jahr einen Entwurf für ein Bundespartizi-
pationsgesetz vorzulegen und einen starken 
Forderungskatalog zur Bundestagswahl zu 
veröffentlichen. Und man kann sagen, das 
Miteinander funktioniert. Die BKMO eröffnet 
auch kleineren Organisationen die Möglich-
keit, im politischen Prozess nicht unterzu-
gehen, sie kann auch die leisesten Stimmen 
laut machen.

Insofern ist die Gründungsidee aufge-
gangen: Die BKMO wird gehört, wird als po-
litische Akteurin wahrgenommen. Nach der 
Konstituierung der neuen Bundesregierung 
haben wir zwar nicht auf Minister*inne-
nebene, aber in fast allen Häusern Termine 
bekommen, das ist ein deutlicher Indikator. 
Wir durften zum Demokratiefördergesetz 
Stellung nehmen, sind in Beiräten. Wir fungie-
ren damit als Ansprechpartnerin für die Po-
litik, beanspruchen dabei aber nicht, für die 
gesamte Migrationsgesellschaft oder für alle 
Migrant*innenorganisationen zu sprechen. 
Denn das könnten wir nicht. Wir versuchen, 

Themen zu setzen, die für alle relevant sind. 
Wir können zuhören, aber nicht per se immer 
für alle sprechen. Das klar zu trennen, fordert 
uns immer wieder heraus.

1 Vgl. Adolfo Fernández, Schulerfolg durch Elternselbstor
ganisation: das Beispiel des spanischen Elternvereins, https:// 
heimatkunde.boell.de/de/2008/02/18/schulerfolgdurcheltern
selbstorganisationdasbeispieldesspanischenelternvereins 
(zuletzt ab ge rufen am 15.1.2023).

2 Dossier „Migrantenselbstorganisationen – Umfang, Strukturen, 
Bedeutung“, https://www.bpb.de/themen/migration integration /
kurzdossiers/158865/migrantenselbstorganisationen umfang
strukturenbedeutung/ (zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

3 Geschäftsordnung der BKMO, https://bundeskonferenzmo.
de/wpcontent/uploads/2019/10/191001_Gesch%C3%A4fts 
ordnungBKMO_finaleVersion1.pdf (zuletzt abgerufen am 
15.1.2023).

4 Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration 
und Migration: Vielfältig engagiert – breit vernetzt – partiell ein
gebunden? Migrantenorganisationen als gestaltende Kraft in 
der Gesellschaft. Berlin 2020. https://www.svrmigration.de/wp 
content/uploads/2020/11/SVRFB_Studie_Migrantenorganisati
oneninDeutschland.pdf (zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

5 Strukturförderprogramm des BAMF, https://www.
bamf. de/DE/Themen/Integration/AkteureEhrenamtliche 
Interessierte/Migrantenorganisationen/Strukturfoerderung/
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Mehr gesellschaftliche und 
politische Teilhabe
Zur aktuellen Situation von Migrant*innenorganisationen in Ostdeutschland: 
Chancen, Probleme, Forderungen

Von Elisa Calzolari und Ayman Qasarwa

I n den fünf ostdeutschen Bundesländern 
gibt es über 300 Migrant*innen(selbst)or-

ganisationen, sogenannte MO, mit teilweise 
mehreren tausend Mitgliedern. Sie sind aus-
gesprochen vielfältig, haben unterschiedliche 
Ziele und Funktionen und sehr unterschied-
liche Kompetenzen. Ein ausschließlicher 
Fokus auf die Thematik der Migration greift 
jedoch zu kurz. 

Migrant*innenorganisationen sind po-
litische, kulturelle, soziale, sportliche oder 
religiös orientierte Vereinigungen. Einige or-
ganisieren ihre Mitgliedschaft anhand ihrer 
ethnischen, regionalen oder nationalen Her-
kunft, andere bilden beispielsweise Interes-
sensverbände oder Elternvereine, um ihren 
Einfluss in gesellschaftlichen und politischen 
Debatten und Entscheidungsprozessen gel-
tend zu machen. 

Ein Großteil der MO in Ostdeutschland 
ist in Dachverbänden wie den Landesnetz-
werken oder Landesverbänden organisiert. 
Die fünf großen Landesnetzwerke LAMSA 
(SachsenAnhalt)1, MigraNetz (Thüringen)2, 
Migranet-MV (Mecklenburg-Vorpommern)3, 
DSM (Sachsen)4 und MIR (Brandenburg)5, 
haben sich wiederum im Dachverband der 
Migrant*innenorganisationen in Ostdeutsch-
land (DaMOst e. V.)6 zusammengeschlossen. 

Dieser repräsentiert die Interessen der vertre-
tenen MO und der Landesverbände gegenüber 
der Bundespolitik.

Besondere Herausforderungen in 
Ostdeutschland
Die Situation der Migrant*innen und der 
migrantischen Communities in Ostdeutsch-
land differiert recht stark von der in West-
deutschland. 

Während der Anteil der Bevölkerung mit 
einer Migrationsbiografie in Westdeutschland 
(einschließlich Berlin) bei 30,5 % liegt, sind es 
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in Ostdeutschland nur rund 9 %.7 Lediglich 
knapp 5 % der Menschen mit Migrationsbio-
grafie leben in Ostdeutschland (das 15 % der 
Gesamtbevölkerung stellt).8 Bei den Auslän-
der*innen liegt der Anteil bei 6,2 Prozent – das 
sind rund 650.000 von 10,6 Millionen in ganz 
Deutschland. Während in Westdeutschland 
(inklusive Berlin) 14 Prozent der Menschen 
keinen deutschen Pass haben, sind es in Ost-
deutschland nur 5,2 Prozent (die ganz über-
wiegend in Großstädten wohnen).9 

Zugleich ist die Zahl der rassistischen 
Vorfälle und Übergriffe im Osten ungleich 
größer. Das Risiko, als Migrant*in Opfer einer 
rassistischen Straftat zu werden, war 2015 in 
Brandenburg unglaubliche 13-mal höher als in 
Hessen. Einer geringen Anzahl Menschen mit 
Migrationsgeschichte stehen demnach über-
proportional viele Menschen mit einem Hang 
zu Ressentiments bis hin zu Ablehnung, Men-
schenfeindlichkeit und Rassismus gegenüber. 

Eine weitere Schwierigkeit ist die fehlende 
Sichtbarkeit der Migrationsgeschichte wäh-
rend der DDRZeit und der Nachwendezeit.10 
Damit sind sowohl die Herausforderungen, 
vor denen Migrant*innen in Ostdeutschland 
stehen, als auch ihre Potenziale sehr wenig 
bekannt. Zugleich ist der Großteil der Struk-
turen organisierter Communities hier erst in 
den 1990er-Jahren oder später entstanden 
und damit noch relativ jung. Dennoch haben 
sich MO im Osten mittlerweile etabliert und 
vor allem in den vergangenen Jahren deutlich 
weiterentwickelt. 

Die bedeutende Rolle der 
Migrant*innenorganisationen
Die gesellschaftlichen Aufgaben und Funkti-
onen von MO sind äußerst vielfältig. Zum ei-
nen können die sehr heterogenen Interessen 
von Menschen mit Migrationsbiografie unver-
zerrt nur durch organisierte Migrant*innen 
selbst vertreten werden, denn nur MO sind in 

der Lage, dies authentisch zu artikulieren. Sie 
bündeln Interessen und Potenziale und tra-
gen zur Wahrnehmung der Lebenssituation 
und der migrantischen Belange in der Gesell-
schaft bei. 

Zum anderen haben MO eine sehr bedeut-
same Brückenfunktion für Bevölkerungs-
gruppen mit einer Migrationsbiografie, deren 
gesellschaftliche Teilhabe erschwert ist oder 
gar verhindert wird. Sprachbarrieren, Unsi-
cherheiten und Scham, aber auch Diskriminie-
rungserfahrungen stellen bei vielen Menschen 
mit Migrationsbiografie ein Hemmnis dar, mit 
Institutionen der Mehrheitsgesellschaft in 
Kontakt zu treten. Beratung und Betreuung 
in ihrer Muttersprache und durch Menschen 
mit ähnlichem kulturellen Hintergrund helfen 
ihnen maßgeblich dabei, diese Barrieren zu 
überwinden. 

MO können wichtige Akteurinnen der In-
tegration sein, beispielsweise bei Fragen des 
Spracherwerbs, des bürgerschaftlichen En-
gagements, des frühen Besuchs von Kitas und 
der Elternbeteiligung. Nicht zuletzt durch die 
selbst erlebte Migration verfügen die Mitglie-
der von Migrant*innenorganisationen über ei-
nen großen Erfahrungsschatz und ein großes 
KnowHow im Bereich der Erstorientierung 
und Integration, das sie im Rahmen der Orga-
nisation gezielt weitergeben können. Überge-
ordnet gestalten MO transnationale Prozesse 
und nutzen sie gewinnbringend für soziale 
und wirtschaftliche Austauschbeziehungen. 

Heute sind MO unverzichtbare Trägerin-
nen sozialer Projekte. Sie haben einen guten 
Zugang zur eigenen Gruppe, aber sind oft 
auch vernetzt und kooperieren mit staatli-
chen sowie nicht-staatlichen Akteur*innen. 
Sie sind wichtige und legitime Ansprechpart-
nerinnen für Politik und Gesellschaft. In der 
Anti rassismus-/Antidiskriminierungsarbeit, 
im sportlichen, kulturellen und bildungs-
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politischen Bereich, bei der Integration von 
Fachkräften in den deutschen Arbeitsmarkt, 
aber auch im Rahmen des interreligiösen Dia-
logs und der Entwicklungspolitik können MO 
sehr wichtige Beiträge leisten.

Vielgestaltige Problemlagen
Wie die Chancen sind auch die Herausforde-
rungen, mit denen Migrant*innenorganisatio-
nen im Osten umgehen müssen, vielgestaltig 
und vielschichtig. Wegen begrenzter zeitlicher, 
personeller und finanzieller Ressourcen ba-
siert ihre Arbeit überwiegend oder sogar voll-
ständig auf ehrenamtlichem Engagement. 

Ohne hauptamtliche Strukturen ist die Ver-
tretung der Organisation nach außen, primär 
bei politischen Entscheidungsprozessen, je-
doch erschwert. Außerdem fehlen damit auch 
die Ressourcen, um Mittel für eigene Projek-
te beschaffen zu können. Denn ein weiteres 
Problem liegt im Design, aber auch in der An-
sprache der Förderprogramme. Zumeist for-
dern sie einen Eigenanteil, den viele MO nicht 
aufbringen können, und sie bedeuten einen 
hohen Antrags- sowie Verwaltungsaufwand, 
der ehrenamtlich nicht zu stemmen ist. 

In vielen migrantischen Communities im 
Osten vollzieht sich derzeit ein Generationen-
wechsel hin zur zweiten oder dritten Genera-
tion. Diesem sollte auch in den MO Rechnung 
getragen werden, was für die derzeitigen 
Strukturen oft eine Herausforderung darstellt. 

Nicht zuletzt ist die fehlende Repräsentanz 
der MO, ihrer Belange und Ressourcen im öf-
fentlichen Leben ein Problem. Die Anbindung 
an kommunale Infrastrukturen ist meist holp-
rig und gelingt nur mit großem Aufwand. Auch 
die politische Einflussnahme ist, anders als 
das offiziell vorgesehen ist, durch die Migra-
tions-, Integrations- und Ausländerbeiräte kei-
nesfalls gänzlich sichergestellt. Aus diesem 
Grund sollte die politische Interessenvertre-

tung auf Landesebene durch die jeweiligen 
Landesverbände sowie auf Bundesebene 
durch den Dachverband der Migrant*innen-
organisationen in Ostdeutschland (DaMOst 
e. V.) erfolgen.

Forderungen nach mehr 
Partizipation
Ein Ergebnis der derzeitigen Neuausrichtung 
der Migrations- und Integrationspolitik ist es, 
Migrant*innenorganisationen verstärkt in po-
litische Entscheidungsprozesse einzubin-
den. Die Erkenntnis setzt sich durch, dass 
sie wichtige integrative Leistungen erbringen 
und häufig Zielgruppen ansprechen, die mit 
traditionellen Konzepten nicht erreicht wur-
den. Dieser Dialog muss auf „Augenhöhe“ 
erfolgen und sollte von gegenseitiger Aner-
kennung und Wertschätzung getragen sein. 
Notwendig ist die fortlaufende und vertiefen-
de Qualifizierung und Professionalisierung 
der Migrant*innenorganisationen, damit sie 
den gestiegenen gesellschaftlichen und poli-
tischen Erwartungen gerecht werden können. 
Ziel dieser Professionalisierung sollte außer-
dem sein, die politischen Kompetenzen der 
Organisationen zu stärken und den Zugang 
zu fundamentaler gesellschaftlicher Teilhabe 
zu gewährleisten. 

Zur nachhaltigen Unterstützung von MO 
bedarf es demnach zum einen der Beratung 
und Weiterbildung in den Bereichen Struk-
turentwicklung, Projektmanagement, Verwal-
tung, Öffentlichkeitsarbeit, Fundraising, poli-
tische Bildung, Finanzierung und Vernetzung. 
Zum anderen ist aber auch konkrete finanziel-
le Unterstützung notwendig, um Personalstel-
len zu schaffen, physische Räumlichkeiten 
einzurichten sowie Projekte und Bildungs-
maßnahmen durch strukturelle Förderung zu 
ermöglichen.

Die übergeordneten Forderungen der äu-
ßerst diversen MOLandschaft in den fünf ost-
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deutschen Bundesländern treffen sich alle in 
einem Punkt: gesellschaftliche und politische 
Partizipation. Das Selbstverständnis Deutsch-
lands, eine Einwanderungsgesellschaft zu 
sein und Migrant*innen ein unveräußerliches 
Recht auf Teilhabe zu garantieren, muss sich 
gesellschaftlich widerspiegeln.11 

Neben der Einführung des kommunalen 
Wahlrechts für Migrant*innen bzw. Drittstaat-
ler*innen ist dafür vor allem ein institutiona-
lisierter und ständiger Dialog mit Migrant*in-
nenorganisationen sowie ihre Einbeziehung in 
Aushandlungs und Entscheidungsprozesse 
auf allen Ebenen (Kommunen, Land, Bund) 
notwendig.

In unserem Workshop beim Fachgespräch 
„Zivilgesellschaft in der Krise?“ am 13. Okto-
ber 2022 in Berlin haben wir diskutiert, wel-
che Forderungen daraus im Einzelnen folgen 
sollten: 

• Mehr Partizipation in Bund und Land: 
Migrant*innenorganisationen sind Teil der 
Zivilgesellschaft und gestalten diese ak-
tiv mit. Sie sollten daher auch als Teil der 
(Zivil-) Gesellschaft politisch anerkannt und 
aktiv in Entscheidungsfindungsprozesse, 
zum Beispiel bei der Gesetzgebung, einge-
bunden werden.

• Zusammenarbeit mit Kommunen verbes-
sern: Nicht alle Migrant*innenorganisati-
onen bewerten die Zusammenarbeit mit 
Kommunen positiv. Daher sollten Maßnah-
men zur interkulturellen Sensibilisierung 
im Alltagsgeschäft kommunaler Behörden 
verankert und praktisch umgesetzt wer-
den. Sie sind grundlegend für Kooperatio-
nen mit Migrant*innenorganisationen auf 
Augenhöhe.

• Selbstverständnis als Innovationspotenzi-
al begreifen: Migrant*innenorganisationen 
sind vielfältig. Diese Vielfalt gilt es anzuer-
kennen und wertzuschätzen. Dazu gehört 

auch, ihr Selbstverständnis zu berücksich-
tigen und ihr Engagement gezielt zu för-
dern. Überhöhte Ansprüche an Migrant*in-
nenorganisationen können so vermieden 
und tatsächliches Innovationspotenzial 
gefördert werden.

• Mehr Ressourcen: Migrant*innenorgani-
sa tionen brauchen gleichwertigen Zugang 
zu finanziellen und immateriellen Res sour
cen – wie auch andere Organisationen der 
Zivilgesellschaft. Konkret gilt es, Infrastruk-
turen wie Räumlichkeiten bereitzustellen 
und niedrigschwellige Zugänge zu staatli-
cher Förderung zu schaffen, um dem Kon-
kurrenzdruck um Fördermittel zwischen 
Migrant*innenorganisationen und anderen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen vor-
zubeugen.

1 Landesnetzwerk Migrant*innenorganisationen SachsenAn
halt e. V. (LAMSA): https://www.lamsa.de/

2 Landesnetzwerk der Migrant*innenorganisationen – Migra
Netz Thüringen e. V.: http://www.migranetzthueringen.org/

3 Netzwerk der Migrant*innenselbstorganisationen in Mecklen
burgVorpommern (MigranetMV): https://www.migranetmv.de

4 Dachverband sächsischer Migrant*innenorganisationen e. V.: 
https://dsmsachsen.de/

5 Migrations und Integrationsrat Land Brandenburg e. V. (MIR): 
http://mirbrandenburg.de/

6 https://www.damost.de/

7 Sachverständigenrat für Integration und Migration:  Fakten zur 
Einwanderung in Deutschland, Stand 21.10.2022:  https://www.
svrmigration.de/wpcontent/uploads/2022/10/SVR Faktenzur
Einwanderung_2022.pdf (zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

7 Eigene Berechnung nach Zahlen des statistischen Bundes
amts (DESTATIS) für das Jahr 2021: https://www.destatis.de/
DE/Themen/GesellschaftUmwelt/Bevoelkerung/Migration 
Integration/Publikationen/DownloadsMigration/migrations 
hintergrund2010220217004.pdf?__blob=publicationFile (zuletzt 
abgerufen am 15.1.2023).

9 Die Zahlen beziehen sich auf das Jahr 2020. Bundeszentrale 
für politische Bildung: Ausländische Bevölkerung nach Bundeslän
dern: https://www.bpb.de/kurzknapp/zahlenundfakten/soziale 
situationindeutschland/61625/auslaendische bevoelkerung
nachbundeslaendern/ (zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

10 Vgl. den Kommentar der Journalistin Nhi Le „Auch 
Migrant*innen sind Ostdeutsche“: https://heimatkunde.boell.de/
de/2020/05/07/auchmigrantinnensindostdeutsche (zuletzt 
abgerufen am 15.1.2023).

11 Vgl. das Interview mit der Dresdner Migrationsforscherin Noa 
K. Ha: https://heimatkunde.boell.de/de/2019/11/09/die realitaet
derostdeutschenmigrationsgesellschaftwirdzuwenigbenannt 
(zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

https://www.lamsa.de/
http://www.migranetz-thueringen.org/
https://www.migranet-mv.de
https://dsm-sachsen.de/
http://mir-brandenburg.de/
https://www.damost.de/
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2022/10/SVR-Fakten-zur-Einwanderung_2022.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2022/10/SVR-Fakten-zur-Einwanderung_2022.pdf
https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2022/10/SVR-Fakten-zur-Einwanderung_2022.pdf
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Publikation
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Publikation
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Publikation
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Publikation
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61625/auslaendische
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61625/auslaendische
https://www.bpb.de/kurz-knapp/zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-deutschland/61625/auslaendische
https://heimatkunde.boell.de/de/2020/05/07/auch-migrantinnen-sind-ostdeutsche
https://heimatkunde.boell.de/de/2020/05/07/auch-migrantinnen-sind-ostdeutsche
https://heimatkunde.boell.de/de/2019/11/09/die-realitaet-der-ostdeutschen-migrationsgesellschaft-wir
https://heimatkunde.boell.de/de/2019/11/09/die-realitaet-der-ostdeutschen-migrationsgesellschaft-wir
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Solidarität ist unverzichtbar
Vernetzung und politische Selbstvertretung von Migrant*innen: Erfahrungen 
aus dem ländlichen Raum in Sachsen

Von Hamida Taamiri

I n der ostsächsischen Kreisstadt Baut-
zen wurde 2017 von arabischen Frau-

en der Verein Nissaa e. V. gegründet – als 
Reaktion auf Rassismuserfahrungen, zum 
Austausch, zur Stärkung und zur Vernet-
zung. Bis dahin gab es in Bautzen nur eine 
einzige Migrant*innenorganisation, den 
Leuchtturm-Majak e. V. – einen Zusammen-
schluss überwiegend russischsprechender 
Migrant*innen. 

Ich habe damals mit meinen Erfahrungen 
Workshops angeboten für arabisch sprechen-
de Frauen, um ihre Bedürfnisse abzufragen. 
Die meisten dieser Frauen tragen ein Kopf-
tuch und sie erleben Alltagsrassismus überall, 
gegenüber sich selbst, aber auch gegenüber 
ihren Familien. Darum beschlossen wir, einen 
eigenen Verein für Frauen zu gründen – so ist 
Nissaa e. V. entstanden. Auf der einen Seite 
brauchen die Frauen und ihre Familien ihre 
Identität, ihre verlorene Heimat, ihre Mutter-
sprache und ihre Feste. Sie brauchen Orte, 
wo sie sich zu Hause fühlen. Sie sollen ihre 
Stärken erkennen, um sich in der für sie neuen 
Heimat einzubringen. Auf der anderen Seite 

will der Nissaa  e. V. aber auch Begegnung 
und Austausch mit der Mehrheitsgesellschaft 
schaffen, damit Vorurteile abgebaut werden 
und ein friedliches, respektvolles Zusammen-
leben möglich wird.

KOMMIT: ein landkreisweites 
Netzwerk 
Bei meiner Arbeit für die Migrant*innenorgani-
sation Nissaa e. V. habe ich gemerkt, dass das 
Engagement für die Gruppe zwar sehr wich-
tig ist, dass es aber dennoch zur Entstehung 
isolierter migrantischer Communities führen 
kann, wenn jeder Verein ausschließlich für 
sich allein arbeitet. Außerdem gibt es Schwie-
rigkeiten und Diskriminierung nicht nur vonsei-
ten der Mehrheitsgesellschaft, sondern auch 
zwischen Migrant*innen, die schon länger in 
Deutschland leben, und Menschen, die erst 
kürzer im Land sind. 

Ich habe viele Workshops und Vernet-
zungsveranstaltungen im Landkreis Baut-
zen und darüber hinaus besucht, mich mit 
anderen ausgetauscht und Publikationen 
gelesen. Wie schaffen wir es, gut zusam-
menzuleben und mit unseren Stärken und 
unseren Bedürfnissen ein aktiver Teil dieser 
Gesellschaft zu sein? Wie können wir eine 
gleichberechtigte Teilhabe in dieser Gesell-
schaft verwirklichen? Als erstes bin ich mit 
unterschiedlichen Migrant*innen- und Ge-
flüchtetengruppen und Vereinen im Landkreis 
Bautzen ins Gespräch gekommen. Dabei habe 

Hamida Taamiri ist in Aleppo/Syrien geboren 
und lebt seit 2015 in Bautzen. Sie arbeitet für 
dieLAG PokubiSachsene. V.,istKoordinato-
rinvonKOMMITundVorstandsvorsitzende
desFrauenvereinsNissaae. V.inBautzen.Sie
war als Palästinenserin bereits in Syrien eine 
GeflüchteteundistesjetztinDeutschland
wieder.



28  ERFAHRUNGEN

ich viele  Einzel gespräche geführt und aktive 
Migrant*innen aus verschiedenen Ländern 
kennengelernt. Und ich habe gemerkt, dass 
wir trotz einiger Unterschiede gemeinsame 
Interessen und Ziele haben. 

Im Jahr 2019 gab es ein erstes Vernet-
zungstreffen von Migrant*innen und Unter-
stützer*innen in Bautzen. Wir waren uns einig, 
dass ein Netzwerk der Migrant*innen wichtig 
ist, um unsere Interessen zu vertreten. Wir 
wollten uns alle drei Monate an unterschiedli-
chen Orten im Landkreis Bautzen treffen, um 
Gruppen und Geflüchtete vor Ort kennenzuler-
nen und ihre Bedürfnisse abzufragen. Für die 
Erarbeitung eines gemeinsamen Selbstver-
ständnisses des Netzwerkes und bei Fragen 
zur Struktur und Arbeitsweise haben wir uns 
Unterstützung geholt. Insbesondere bei der 
Vorbereitung und Moderation der Treffen in 
der Aufbauphase des Netzwerkes hat uns die 
Mobile Beratung des Kulturbüro Sachsen e. V. 
sehr geholfen. 

So entstand das „Komitee von Migranten-
selbstorganisationen im Landkreis Bautzen“, 
kurz: KOMMIT. Es hat einen gewählten Spre-
cher*innenrat mit migrantischen Akteur*innen 
und eine Koordinatorin als Ansprechpartnerin 
und Organisatorin der Treffen. Das Selbstver-
ständnis von KOMMIT lautet:

• Das Netzwerk ist überparteilich und religi-
onsübergreifend tätig und versteht sich als 
starke Stimme aller im Landkreis Bautzen 
lebenden Migrant*innen. 

• Es setzt sich ein für gleichberechtigte Teil-
habe in allen Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens.

• Es zeigt die migrantische Perspektive auf 
und beeinflusst das Zusammenleben der 
Menschen im Landkreis positiv.

• Das Netzwerk leistet Empowerment von 
Einzelpersonen und Migrant*innenorgani-
sationen. 

• Es begleitet die Gründung von neuen 
Migrant*innenorganisationen.

• Es sorgt für die Vernetzung von Vereinen, 
Initiativen und Partnerorganisationen.

• Es fungiert als Bindeglied zwischen 
Migrant*innenorganisationen und der 
Landkreisverwaltung Bautzen.

• Es gestaltet Integrationsprozesse aktiv 
und auf Augenhöhe mit. 

• Es initiiert Gremien zur Mitbestimmung. 

Ein sehr wichtiger Punkt, den alle Migrant*in-
nen, insbesondere Geflüchtete, angesprochen 
haben, war, dass sie unter Alltagsrassismus 
und Ausgrenzung leiden. Viele von ihnen ha-
ben Kinder und sorgen sich natürlich auch um 
diese. Deshalb möchten wir als KOMMIT auch 
dabei helfen, dass Schule für unsere und ande-
re Kinder (also auch für deutsche Kinder und 
Jugendliche) ein rassismuskritischer und dis-
kriminierungssensibler Ort wird, an dem sie 
lernen können, ohne Angst haben zu müssen. 
Es ist hilfreich und wichtig, dass Migrant*in-
nen ihre Perspektiven einbringen und empo-
wert werden, um Handlungsstrategien gegen 
Rassismus und Diskriminierung im gesamten 
Landkreis zu entwickeln.

Wir haben festgestellt, dass die meisten 
Migrant*innenorganisationen mit vielfältigen 
Problemen und Herausforderungen zu kämpfen 
haben. Es geht um den Alltag der Menschen, die 
Sprache, das Leben hier, die Behörden, die Auf-
enthaltstitel, aber auch um ihre Kultur, ihre Tradi-
tionen und so weiter. Die meisten interessieren 
sich nicht für Politik. Ich bin sehr stolz, dass 
wir es als KOMMIT geschafft haben, politische 
Themen anzusprechen und große öffentliche 
Veranstaltungen durchzuführen. 

Gestern und heute:  
Kampf für gleiche Rechte
Exemplarisch für diese Aktivitäten von KOM-
MIT stehen der Workshop und die Podiums-
diskussion, die wir 2021 zum Thema „30 Jahre 
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rassistische Übergriffe 1991 in Hoyerswerda. 
Anders sein – damals wie heute? Erinnern aus 
migrantischer Perspektive“ organisierten. Zur 
Vorbereitung der Podiumsdiskussion haben 
wir speziell für die in der Region Hoyerswerda 
lebenden Migrant*innen einen Workshop an-
geboten, denn viele wussten nicht, was 1991 
geschehen ist und was oder ob sich seitdem 
etwas verändert hat. 

Zu den Ereignissen gibt es verschiedene Quel-
len (wie die Website www. hoyerswerda-1991.
de) und Akteur*innen, die sich schon lange 
damit beschäftigen. Einen von ihnen hatten 
wir als Referenten eingeladen. Inhaltliche 
Schwerpunkte des Workshops waren die ras-
sistischen Geschehnisse vor 30 Jahren, der 
Umgang der Stadtgesellschaft damit und die 
Situation von Migrant*innen und Geflüchte-
ten heute in Hoyerswerda und im Landkreis 
Bautzen. 

Das Feedback war, dass Alltagsrassismus 
und die Ausgrenzung von Migrant*innen und 
Geflüchteten bis heute geblieben sind. Geän-
dert hat sich die Solidarität der Zivilgesell-
schaft. Ähnlich war auch das Ergebnis nach 
der Podiumsdiskussion. Als wichtige Erkennt-
nis hielten wir fest, dass ohne Solidarität  – 
sowohl von Migrant*innen untereinander als 
auch vonseiten der Zivilgesellschaft – Hass 
und Gewalt immer größer werden können. Ein 
AhaErlebnis für mich war, als der Referent 
beim Workshop erzählte, dass auch deutsche 

Aktive aus der Zivilgesellschaft vor 
30 Jahren unter dem rassistischen 
Klima, unter Gewalt und Ausgren-
zung gelitten haben und deshalb 
zum großen Teil fortgegangen 
sind. Die Stadtgesellschaft hat da-
mals nicht reagiert und ist vor dem 
Pöbel zurückgeschreckt. 

Aus dem Gedanken der unver-
zichtbaren Solidarität entstand die 

Idee für einen Fachtag, der am 10. November 
2022 unter dem Titel „Solidarität in der Migra-
tionsgesellschaft: Gleiches Recht für alle?!“ in 
Bautzen stattfand. Diskutiert wurden: 

•  Veränderungen migrationspolitischer Dis-
kurse in Deutschland von den 1990er-Jah-
ren bis heute und damit verbundene Aus-
wirkungen auf Aufenthaltsperspektiven 
und die rechtliche und soziale Situation 
verschiedener Personen(gruppen),

•  Erfahrungen migrierter Menschen in Sach-
sen aus verschiedenen Herkunfts ländern 
und mit unterschiedlichen Zeitpunkten 
des Ankommens zwischen 1991 und 2022 
sowie die Kontextualisierung dieser Erfah-
rungen,

•  Möglichkeiten der gegenseitigen Unter-
stützung „neuer“ durch „alte“ Migrant*in-
nen und einer gemeinsamen Interessen-
vertretung,

•  Vorbereitung eines Positionspapiers mit 
Forderungen an Politik, Verwaltung und 
Mehrheitsgesellschaft.

Ein Schwerpunktthema der Netzwerkarbeit 
von KOMMIT im Jahr 2022 war die Unterstüt-
zung „neuer“ Migrant*innen, die in den vergan-
genen Jahren nach Sachsen gekommen sind, 
und der von ihnen neu gegründeten Initiativen 
und Vereine durch bereits seit langem hier le-
bende („alte“) Migrant*innen, deren Nachkom-
men und (etablierte) Vereine. Diesem Vorha-
ben stehen mitunter Vorbehalte und Konflikte 

http://www.hoyerswerda-1991.de
http://www.hoyerswerda-1991.de
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zwischen verschiedenen 
Migranten*innengruppen 
entgegen, die auch aus de-
ren strukturell verankerter 
Ungleichbehandlung ent-
stehen. Wie ist es möglich, 
diese Vorbehalte aufzubre-
chen, Verständnis fürein-
ander zu entwickeln und 
eine Solidarisierung unter 
migrantischen Menschen 
zu erreichen? Aus diesen 
Fragen war die Idee für den 
Fachtag in Bautzen entstan-
den, der ausdrücklich auch 
für Menschen aus anderen 
Regionen Sachsens geöff-
net war.

Von der Veranstaltung 
ging mit der Forderung 
„Gleichbehandlung von 
Menschen in vergleichbaren 
Situationen“ auch ein Signal 
an Politik, Verwaltung und 
Mehrheitsgesellschaft aus. 
Insbesondere wurde the-
matisiert, wie Verwaltung 
durch Nutzung ihrer Ermes-
sensspielräume dem Ge-
bot der Gleichbehandlung 
Rechnung tragen, gegen 
Diskriminierung und für Be-
ratung und Unterstützung 
tätig werden kann.

Schwierigkeiten der migrantischen 
Netzwerkarbeit
Die größte Schwierigkeit im Landkreis Baut-
zen, also im ländlichen Raum in Sachsen, 
sind struktureller Rassismus und Alltagsras-
sismus, fehlende Arbeit und Perspektive – wir 
verlieren aktive Migrant*innen, die in größe-
re Städte ziehen, wo ihre Communities sind. 
Es gibt wenige sichere Orte und fast keine Fi-

nanzierung von migrantischen Vereinen und 
Gruppen. Außerdem fehlt es an Erfahrung und 
Vernetzung der Gruppen untereinander. Auch 
das Netzwerk KOMMIT lebt von ehrenamtli-
chem Engagement und braucht eine starke 
Koordination. Die migrantischen Gruppen und 
Vereine immer wieder zu motivieren, zu em-
powern und zu vernetzen, ist eine große Her-
ausforderung. 

Selbstverteidigungskurs als Empowerment für junge 
 muslimische Frauen in Bautzen

Vertreterinnen des Nissaa e. V.
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Aktiv für Demokratie und 
gegen Rassismus
Seit fast 30 Jahren vertreten Integrationsräte in Nordrhein-Westfalen die 
Interessen von Menschen mit internationaler Familiengeschichte

Von Siamak Pourbahri

Im Jahr 1994 wurden die Ausländerbei-
räte (heute Integrationsräte) in § 27 der 

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 
aufgenommen.1 Damit wurden alle Kom-
munen im Bundesland verpflichtet, einen 
Ausländerbeirat von den ausländischen Ein-
wohner*innen wählen zu lassen, wenn min-
destens 5.000 Ausländer*innen in der Kom-
mune lebten. Sollten es zwischen 2.000 und 
5.000 Ausländer*innen sein, konnten sie die 
Wahl eines Beirates beantragen, wenn sich 
mindestens 200 Wahlberechtigte dafür aus-
sprachen. In kleineren Kommunen mit weni-
ger als 2.000 ausländischen Einwohner*in-
nen konnte die Kommune entscheiden, ob 
dort ein Gremium eingerichtet wird. 

Mit der Aufnahme der Ausländerbeiräte in 
die Gemeindeordnung endete die Ära der Gre-
mien ohne demokratische Wahlen, in der die 
Gremien unter unterschiedlichen Namen vom 
Rat berufen wurden. In den vergangenen drei 
Jahrzehnten haben die Gremien ihre Stellung 
in der Kommunalpolitik verfestigt und sind in-

zwischen ein unverzichtbarer Teil der Kommu-
naldemokratie. Ihre zentralen Funktionen sind 
wie folgt zu beschreiben: 

• Sie sind als Vertretung der Menschen 
mit internationaler Familiengeschichte 
das  Instrument zu ihrer politischen Par-
tizipation. 

• Als Fachgremium in der Kommune gestal-
ten die Integrationsräte die kommunale 
Integrationspolitik vor Ort und vermitteln 
die Perspektive und die Bedürfnisse der 
betroffenen Menschen. 

Für die direkt gewählten Vertreter*innen der 
Menschen mit internationaler Familienge-
schichte ist die Ausübung ihres politischen 
Mandats allerdings auch heute noch nicht im-
mer einfach und konfliktfrei. Nicht selten ha-
ben sie mit (gut gemeintem) Paternalismus, 
der manchen Politiker*innen und Verwal-
tungsmitarbeiter*innen zu eigen ist, zu kämp-
fen. Häufig müssen sie dafür sorgen, dass der 
Integrationsrat in der Beratungsfolge berück-
sichtigt wird, bevor ein für das Gremium re-
levantes Thema im Rat endgültig verabschie-
det wird.

Die Ermöglichung des aktiven Wahlrechts 
für Eingebürgerte, deren Kinder sowie für Aus-
siedler*innen war eine wichtige und dringend 

Siamak Pourbahri ist Politikwissenschaftler 
und Referent des Landesintegrationsrates 
NRW.ZuseinemAufgabenbereichgehören
u. a.dieKonzipierungundDurchführungvon
Schulungsangeboten zu Rassismuspräventi-
on und Integrationspolitik für Integrationsräte 
in Nordrhein-Westfalen.
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notwendige Weiterentwicklung des § 27 der 
Gemeindeordnung NordrheinWestfalen. Da-
mit haben seit 2010 auch diese Menschen 
mit internationaler Familiengeschichte das 
Recht, ihre Vertreter*innen für den Integrati-
onsrat zu wählen. 

Das fehlende Beschlussrecht ist ein gro-
ßes Manko bei der Entfaltung der vollen 
politischen Teilhabe, denn Entscheidungs-
kompetenzen sind für die Integrationsräte 
in der Gemeindeordnung NRW nicht explizit 
vorgesehen. In einigen Kommunen haben es 
die Integrationsräte dennoch geschafft, über 
einen Ratsbeschluss und die Änderung der 
kommunalen Hauptsatzung ihre Kompeten-
zen zu erweitern, sodass sie heute weitestge-
hend über ein Beschlussrecht für bestimmte 
Angelegenheiten verfügen. 

Lange Zeit stellte die fehlende Anbindung 
des Gremiums an die Arbeit des Rates ein 
strukturelles Problem dar. In der Anfangs-
phase der Ausländerbeiräte wurden die Be-
schlüsse und Themen des Gremiums häu-
fig vom Rat und dessen Ausschüssen nicht 
wahrgenommen oder bewusst ignoriert. 
Dieses Problem wurde mit der Entsendung 
von Ratsmitgliedern in den Integrationsrat 
behoben. Die Ratsmitglieder besitzen genau-
so wie die direkt Gewählten das Stimmrecht 
und sind von Anfang an in die Beratungen und 
Entscheidungen des Gremiums involviert. 
Damit wurde die Arbeit des Integrationsrates 
mit der des Rates verzahnt. Das hat zur Fol-
ge, dass Empfehlungen des Integrationsrates 
durch die Beteiligung der Ratsmitglieder eine 
größere Chance haben, vom Rat mitgetragen 
zu werden. 

Die Integrationsräte in NordrheinWestfalen 
sind seit 1994 die bedeutendsten Gremien, 
um die politische Teilhabe der Menschen mit 
internationaler Familiengeschichte sicherzu-
stellen. Ihre Kompetenzen müssen aber mit 

Beschlussrechten erweitert werden. Hierfür 
setzt sich ihr Landesverband ein. 

Der Landesintegrationsrat NRW 
Der Landesintegrationsrat NRW wurde 1996 
in Oberhausen gegründet, nachdem viele 
Jahre lang um die Gründung einer Landes-
organisation, die die Stimmen der Menschen 
mit internationaler Familiengeschichte auf 
der Landesebene artikuliert, gerungen wur-
de.2 Der Landesintegrationsrat NRW vertritt 
die Interessen der Menschen mit interna-
tionaler Familiengeschichte in zahlreichen 
Institutionen und Einrichtungen in Nord-
rheinWestfalen. Er ist das demokratisch le-
gitimierte Vertretungsorgan der Integrations-
räte in NRW und wurde im Februar 2012 mit 
der Verabschiedung des Teilhabe und Inte-
grationsgesetzes gesetzlich verankert. Als 
Landesverband wurde er damit institutiona-
lisiert, seine Rechte wurden konkretisiert. So 
verpflichtet sich das Land, den Landesinteg-
rationsrat bei der Erfüllung der Integrations-
aufgaben anzuhören.

Vom Landtag wird er aufgefordert, Stel-
lungnahmen zu Themen und Gesetzesentwür-
fen einzureichen, die integrationspolitische 
Bereiche berühren. Der Landesintegrationsrat 
initiiert darüber hinaus einige Fragestellungen 
selbst. Beispielsweise tritt er für einen raschen 
Fortschritt bei Themen wie dem kommuna-
len Wahlrecht für Drittstaatsangehörige, der 
Bekämpfung des Rechtsextremismus und 
-populismus, der interkulturellen Öffnung der 
Verwaltung, der Förderung natürlicher Zwei-
sprachigkeit und der Anerkennung der Her-
kunftsidentität ein. Gemeinsam mit Partner*in-
nen aus Land und Kommunen führt er dazu 
Veranstaltungen, Tagungen und  Seminare 
durch. Ferner äußert sich der Landesintegrati-
onsrat NRW in Presse mitteilungen und Positi-
onspapieren, stellt seinen Mitgliedern und der 
fachpolitischen Öffentlichkeit eigene Studien 
und Handreichungen zur Verfügung.
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Darüber hinaus unterstützt der Landes-
integrationsrat NRW die inhaltliche Arbeit sei-
ner Mitglieder. Für Themen, die in allen Kom-
munen relevant sind, werden Musteranträge 
und Musteranfragen erarbeitet, damit die In-
tegrationsräte in ihren jeweiligen Kommunen 
die politische Initiative ergreifen können. Die 
Arbeit der Gremien vor Ort wird zudem mit 
einem Fortbildungsangebot unterstützt. Ziel 
ist, das kommunalpolitische Engagement der 
Mandatsträger*innen zu professionalisieren. 
Eine wichtige Rolle spielt dabei, die antiras-
sistischen Aktivitäten der Gremien zu unter-
stützen. 

Engagement gegen Rassismus und 
Rechtsextremismus 
Der Landesintegrationsrat NRW propagiert 
insbesondere die Entwicklung von Konzep-
ten, die auf Langfristigkeit und auf Änderun-
gen im gesellschaftlichen Bewusstsein aus-
gelegt sind. Dazu gehören Strategien zum 
Abbau von Mechanismen, die die Abwertung 
der Menschen mit internationaler Familien-
geschichte befördern. Allen voran können 
hier die Angleichung politischer Rechte oder 
der potenzialorientierte Umgang mit sprach-
lichen und kulturellen Eigenschaften im Bil-
dungsbereich wie auch in der medialen Dar-
stellung von Menschen mit internationaler 
Familiengeschichte genannt werden. Dar-
über hinaus kommt der politischen Bildung 
eine wichtige Funktion zu, wenn es um die 
Förderung der demokratischen Haltung in 
der Gesellschaft geht. Alle staatlichen Insti-
tutionen, insbesondere die öffentlich-rechtli-
chen Medienanstalten, sollten für unsere de-
mokratischen Werte werben. Die erfolgreiche 
Bekämpfung von Rassismus und Vorstellun-
gen von Ungleichwertigkeiten setzt voraus, 
dass die Vielfalt der Gesellschaft und die 
damit einhergehenden Potenziale für unser 
Land wertgeschätzt und stärker als bisher in 
der politischen Meinungsbildung berücksich-
tigt werden. 

Ein wichtiger Bestandteil der Aktivitäten 
des Landesintegrationsrates NRW gegen 
Rassismus und Rechtsextremismus ist es, 
über die politischen Hintergründe des Bran-
danschlages in Solingen im Jahr 1993 auf-
zuklären. Die rassistischen Anschläge und 
Morde der 1990erJahre sind Teil unseres 
kollektiven Gedächtnisses geworden und 
besitzen nach wie vor eine große Bedeutung 
für unsere Gesellschaft. Sie haben 1991 mit 
Ausschreitungen in Hoyerswerda begonnen, 
wo Neonazis unter dem Beifall von Hunderten 
Anwohner*innen ehemalige Vertragsarbeiter 
aus Vietnam und Mosambik verfolgten, ihr 
Haus belagerten und mit Steinen bewarfen. 
Dort wurde auch wenige Tage darauf ein 
Wohnheim für Geflüchtete mit MolotowCock-
tails, ebenfalls begleitet von Beifallsrufen ei-
nes Mobs, angegriffen. Nach diesem Auftakt 
der Gewalt setzten sich derartige Angriffe 
in zahlreichen Städten Deutschlands fort. 
Trauriger Höhepunkt der Angriffe war der An-
schlag auf das Wohnhaus der Familie Genç 
in der Nacht vom 29. Mai 1993, bei dem fünf 
Mädchen und Frauen ums Leben kamen. Der 
Landes integrationsrat NRW erachtet die Auf-
arbeitung dieser Ereignisse als besonders 
wichtig, um unseren Blick für die Gegenwart 
und Zukunft zu schärfen. 

Darüber hinaus besitzt das Thema Bekämp-
fung des Rechtsterrorismus beim Landesinte-
grationsrat NRW und bei den Integrationsräten 
einen hohen Stellenwert. Die landesweite 
Kampagne des Landesintegrationsrates NRW 
„10+1 Bäume für die Opfer des NSU“ zielt zum 
Beispiel darauf ab, die antirassistische Arbeit 
der Integrationsräte zu unterstützen. Seit 2020 
regt diese Kampagne dazu an, mit der Pflan-
zung von Bäumen Erinnerungsorte für die Op-
fer des rechtsterroristischen NSU zu schaffen. 
Seitdem wurden durch Anregung der Integrati-
onsräte in 15 nordrhein-westfälischen Städten 
solche Erinnerungsorte eingerichtet. Weitere 
Aktivitäten des Landesintegrationsrates NRW 



34  ERFAHRUNGEN

sind anlassbezogene Veranstaltungen zu ak-
tuellen Themen.

Der Landesintegrationsrat NRW ist Mit-
glied im Landesnetzwerk gegen Rechtsextre-
mismus und Rassismus seit seiner Gründung 
im Jahr 2012. In diesem Forum engagieren 
sich Multiplikator*innen für das demokra-
tische Zusammenleben und gegen Rechts-
extremismus und Rassismus. In der Präam-
bel des Landesnetzwerkes heißt es: „Das 
Ziel ist es, mit dem ‚Landesnetzwerk gegen 
Rechtsextremismus in NordrheinWestfalen‘ 
eine verbindliche Zusammenarbeit staatli-
cher und nicht-staatlicher Organisationen zu 
erreichen. Die Beteiligten wollen eine lang-
fristige und nachhaltige Arbeit sicherstellen 
und setzen sich für eine Absicherung des 
Netzwerks ein.“3 Wir bemühen uns insbeson-
dere, die Perspektive der von Rassismus und 
Rechtsextremismus betroffenen Menschen 
mit internationaler Familiengeschichte stär-
ker in den Mittelpunkt zu stellen und uns 
mit Gleichgesinnten in diesem Netzwerk zu 
verbinden, um gemeinsame Aktivitäten zu 
entfalten. 

In den vergangenen Jahren konnten einige 
Publikationen mit dem Forschungsschwer-
punkt Rechtsextremismus/Neonazismus 
(FORENA) an der Hochschule Düsseldorf und 
mit der Mobilen Beratung gegen Rechtsext-
remismus NRW erstellt und herausgegeben 
werden. Im Mittelpunkt unserer Kooperationen 
stand die Aufklärung über diverse Formen von 
Rechtsextremismus und Rechtspopulismus in 
NordrheinWestfalen sowie über kommunale 
Handlungsoptionen. 

Vor der NRWLandtagswahl 2017 muss-
ten wir feststellen, dass Ressentiments und 
Feindseligkeiten gegenüber Menschen mit 
internationaler Familiengeschichte stark 
zugenommen hatten. Dieser Entwicklung 
wollten wir entschieden entgegentreten und 

baten den FORENA deshalb, die Entwick-
lung der Rechten in NordrheinWestfalen in 
einer Studie zu untersuchen. Ergänzend zu 
dieser Analyse enthält die Publikation4 ei-
nen „10-Punkte-Plan gegen Rassismus und 
Rechtspopulismus“. Mit dieser Handreichung 
geben wir Akteur*innen und Initiativen gegen 
rechts in den Kommunen konkrete Empfeh-
lungen, wie sie eigene Aktivitäten entfalten 
können (siehe Seite 37 in dieser Broschüre). 
Außerdem wurden mit Unterstützung der In-
tegrationsräte im Vorfeld der Landtagswahl 
Veranstaltungen durchgeführt, zu denen die 
demokratischen Kandidat*innen eingeladen 
wurden. Mit unseren lokalen Veranstaltungen 
konnten wir über das Gefährdungspotenzial 
der rechten Parteien für unsere Demokratie in 
NRW informieren. 

Auch der gemeinsamen Publikation „Mit 
Rechtsextremismus und Rechtspopulismus 
umgehen – Eine Handlungsempfehlung für 
Akteur*innen der Kommunalpolitik“ mit der 
Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus 
NRW ging die Prognose voraus, Rechtspopu-
list*innen würden nach den Kommunalwah-
len NRW im Jahr 2020 zahlenmäßig größere 
Repräsentanz in den Stadträten bekommen 
als bisher. Mit der gemeinsamen Publikati-
on geben wir den Mandatsträger*innen in 
Integrationsrat und Stadtrat ein Instrument 
an die Hand, mit dem sie effektiv mit Rechts-
populist*innen und Rechtsextremist*innen 
in den kommunalen Gremien umgehen kön-
nen. Die Publikation enthält neben dem the-
oretischanalytischen Teil zu rechtsextremen 
und rechtspopulistischen Parteien praxis nahe 
Empfehlungen zur Auseinandersetzung mit 
rechten Akteur*innen in den kommunalen Gre-
mien. Darüber hinaus berichten Integrations-
rats-Mitglieder in der Veröffentlichung, wie sie 
sich vor Ort gegen rechts engagieren. Mithilfe 
von Musteranträgen und Musteranfragen für 
den Einsatz im Integrationsrat können außer-
dem die Integrationsrats-Mitglieder die Ver-
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waltung um Information über die Aktivitäten 
des rechten Spektrums in der Kommune oder 
den Rat um klare Positionierung gegen rechts 
bitten. Aus dieser Kooperation entstand zu-
dem ein gemeinsames Workshop-Angebot 
für Integrationsräte vor Ort, in dem auf die 
Vorgehensweise der Rechten in den Kommu-
nalparlamenten eingegangen wird. Ein wichti-
ger Bestandteil darin ist, gemeinsam mit den 
Teilnehmer*innen zielgerichtete Strategien 
und Maßnahmen gegen rechte Parteien in der 
jeweiligen Stadt zu entwickeln. 

Alltagsrassismus – die größte 
gesamt gesellschaftliche 
Herausforderung
Während Menschen mit internationaler Fami-
liengeschichte die akute Gefahr von Rechts-
extremismus zum großen Teil nur aus den 
Medien kennen, machen sie in ihrem tägli-
chen Leben konkrete negative Erfahrungen 
mit Alltagsrassismus. Solche Erfahrungen 
sind häufig auf rassistische Einstellungen 
und xenophobe Vorurteile in einem Teil der 
Bevölkerung zurückzuführen. Ob bei der 
Wohnungs- oder Arbeitssuche, in Behörden 
oder Arztpraxen, in der Schule, im Fitness-
studio oder im Sportverein – die Erfahrungen 
sind in der Regel gleich gestrickt. Die Betrof-
fenen werden aufgrund ihrer Herkunft abge-
wertet oder diskriminiert. Häufig wird sogar 
ihre Zugehörigkeit zur hiesigen Gesellschaft 
infrage gestellt, selbst wenn sie in Deutsch-
land geboren und aufgewachsen sind. Sie 
bekommen den begehrten Job oder die ge-
wünschte Wohnung nicht, ihnen werden Leis-
tungen verwehrt oder sie werden schroff und 
beleidigend behandelt. 

Solche Diskriminierungen wirken wie Gift 
in unserer Einwanderungsgesellschaft und 
können „Alteingesessene“ und Menschen 
mit internationaler Familiengeschichte aus-
einandertreiben. Die Beseitigung von Diskri-
minierung und Alltagsrassismus ist daher 

eine unabdingbare gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe und Herausforderung. Aus diesem 
Grund betrachten wir alle Maßnahmen als 
besonders wichtig, die darauf abzielen, Ein-
wanderung und kulturelle Vielfalt unserer 
Gesellschaft als Gewinn und Chance zu be-
trachten. Gleichzeitig ist zu vermeiden, auf 
vermeintliche Probleme zu fokussieren, die 
Migration und Einwanderung zugeschrieben 
werden. Denn oft werden soziale Probleme 
bewusst ethnisiert, um die Verantwortung 
für Missstände auf die Menschen mit inter-
nationaler Familiengeschichte abzuschie-
ben. Aber nur in einem positiven Klima kann 
das Zusammengehörigkeitsgefühl wachsen 
und gedeihen. Mit Anerkennung und Wert-
schätzung der ethnischen, kulturellen und 
sprachlichen Vielfalt unserer Gesellschaft 
können gerade jene Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, die benötigt werden, 
um Rassismus und Diskriminierung zurück-
zudrängen. 

Eine wichtige Rolle kommt dabei der Politik, 
der Verwaltung und den Sicherheitsbehörden 
zu. Die Akteur*innen in diesen Institutionen re-
präsentieren den Staat und haben Vorbildfunk-
tion für die Gesamtgesellschaft. Schließlich 
haben alle Bildungseinrichtungen, private und 
öffentlich-rechtliche Medienanstalten, Vereine, 
Parteien und Gewerkschaften etc. auf die Po-
tenziale unserer Vielfalt zu achten. 

Doch eine diskriminierungsfreie Gesell-
schaft entsteht nur, wenn alle Menschen un-
abhängig von ihrer Herkunft, ihrem Aufent-
haltsstatus oder ihrem Pass gleichbehandelt 
werden und gleiche Teilhabechancen haben. 
Der Politik kommt die Aufgabe zu, hierfür die 
rechtlichen Rahmenbedingungen zu schaf-
fen. Die Beteiligung an Wahlen, der faire 
Zugang zum Arbeits- und Wohnungsmarkt 
oder die Anerkennung der im Herkunftsland 
erworbenen Zeugnisse sind einige Beispiele 
hierfür.
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Rassismusmonitor NRW
Das Engagement gegen Alltagsrassismus er-
fordert längerfristige und vorausschauende 
Planung. Mit einem Rassismusmonitor, mit 
dem die Einstellung der Bevölkerung zum ge-
meinsamen Zusammenleben ermittelt wird, 
können wir uns in die Lage versetzen, früh-
zeitig am Puls der Gesellschaft zu sein, um 
von Stimmungsumbrüchen in der Bevölkerung 
nicht überrascht zu werden. Untersucht wer-
den soll, wie verbreitet rassistische Einstellun-
gen in der Bevölkerung sind und wie die betrof-
fenen Menschen sie wahrnehmen und damit 
umgehen. 

Als im Sommer 2015 viele Flüchtlinge in 
den europäischen Ländern Schutz suchten, 
erlebten sie in Deutschland eine große Hilfs-
bereitschaft der Menschen, die sich mit den 
Hintergründen der Flucht auseinandergesetzt 
hatten und empathisch auf ihre Situation re-
agierten. Doch die große Hilfsbereitschaft ver-
flog bei einigen Menschen nach einer Weile, 
nachdem die Flüchtlingspolitik der Bundesre-
gierung permanent unter Beschuss geraten 
war. Dieser Stimmungsumschwung war den 
rechtsextremen und rechtpopulistischen Par-
teien und Bewegungen eine billige Gelegen-
heit, um Ressentiments zu schüren und den 
Teil der verunsicherten Zivilgesellschaft für 
ihre Ziele zu mobilisieren. Die Partei Alternati-
ve für Deutschland (AfD) hat aus diesem Stim-
mungsumbruch, zu dem sie selbst einiges bei-
getragen hatte, Kapital geschlagen und konnte 
ihren Stimmenanteil bei den Wahlen erhöhen. 

Der Landesintegrationsrat befürwortet, 
einen Rassismusmonitor für NordrheinWest-
falen einzurichten, der nach dem Vorbild des 
Nationalen Diskriminierungs und Rassismus-
monitors des Deutschen Zentrums für Integ-
rations- und Migrationsforschung (DeZIM)5 
gestaltet werden soll. Er würde uns helfen, 
unsere antirassistischen Aktionen, Veranstal-
tungen und Fortbildungsangebote besser auf 

die Bedarfe unseres Bundeslandes anzupas-
sen. Denn eine stabile Zivilgesellschaft, die 
die Vielfalt unserer Gesellschaft als Gewinn 
betrachtet, die Demokratie schätzt und Ras-
sismus ächtet, ist durch Krisen nicht so leicht 
zu verunsichern. Daher sind die präventiven 
Maßnahmen und Strukturen eine solide Basis, 
die Zivilgesellschaft schon vorher auf Krisen 
vorzubereiten. 

1 Für Hintergrundinformationen zu Geschichte und Gegenwart 
der Integrationsräte vgl. die Publikation des Landesintegrations
rates NRW „Arbeit der Integrationsräte in NordrheinWestfalen – 
Eine Handreichung“, https://landesintegrationsrat.nrw/pub/index.
php?catalog=Arbeit_der_Integrationsraete (zuletzt abgerufen am 
15.1.2023).

2 Die Bezeichnung „Landesintegrationsrat NRW“ gibt es seit 
2010. Zuvor lautete der Name „Landesarbeitsgemeinschaft der 
Ausländerbeiräte“ (LAGA NRW, 19962000) bzw. „Landesarbeits
gemeinschaft der kommunalen Migrantenvertretungen“ (2000
2010). Zur Entstehung und Entwicklung des Verbands vgl. Der 
lange Weg der LAGA NRW: Zehn Jahre für Mitsprache, Gleichbe
rechtigung und Integration. Köln 2006, S. 718.

3 Leitbild des Landesnetzwerks gegen Rechtsextremis
mus in NordrheinWestfalen, https://www.lks.nrw.de/sites/
default/fi les/202107/Leitbild_Landesnetzwerk_gegen_
Rechtsextremismus_ NRW.pdf (zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

4 Alexander Häusler/Rainer Roeser: Rechtsaußenparteien und 
ihre Aktivitäten vor der Landtagswahl 2017 in NordrheinWest
falen. Eine Handreichung des Forschungsschwerpunktes 
Rechtsextremismus/Neonazismus der Hochschule Düsseldorf 
im Auftrag des Landesintegrationsrates NordrheinWestfalen. 
Düsseldorf 2017. https://landesintegrationsrat.nrw/wpcont
ent/uploads/2017/03/Brosch%c3%bcreVielfalt_schaetzen_ 
Rassismus_aechten.pdf (zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

5 Nationaler Diskriminierungs und Rassismusmonitor 
( NaDiRa): https://www.rassismusmonitor.de/ (zuletzt abgerufen 
am 15.1.2023).

https://landesintegrationsrat.nrw/pub/index.php?catalog=Arbeit_der_Integrationsraete
https://landesintegrationsrat.nrw/pub/index.php?catalog=Arbeit_der_Integrationsraete
https://www.lks.nrw.de/sites/default/files/2021-07/Leitbild_Landesnetzwerk_gegen_Rechtsextremismus_N
https://www.lks.nrw.de/sites/default/files/2021-07/Leitbild_Landesnetzwerk_gegen_Rechtsextremismus_N
https://www.lks.nrw.de/sites/default/files/2021-07/Leitbild_Landesnetzwerk_gegen_Rechtsextremismus_N
https://landesintegrationsrat.nrw/wp-content/uploads/2017/03/Brosch%c3%bcre-Vielfalt_schaetzen_Rassi
https://landesintegrationsrat.nrw/wp-content/uploads/2017/03/Brosch%c3%bcre-Vielfalt_schaetzen_Rassi
https://landesintegrationsrat.nrw/wp-content/uploads/2017/03/Brosch%c3%bcre-Vielfalt_schaetzen_Rassi
https://www.rassismusmonitor.de/
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10 Punkte gegen Rassismus 
und Rechtspopulismus
(aus der im Auftrag des Landesintegrationsrats NRW entstandenen 
Handreichung „Rechtsaußenparteien und ihre Aktivitäten vor der 
Landtagswahl 2017 in Nordrhein-Westfalen“1)

1. Verantwortung zeigen 
In den Kommunen müssen Politik und Ge-
sellschaft offensiv den Kampagnen der 
extremen Rechten entgegentreten. Hierzu 
gehört ein deutliches Bekenntnis kommu-
naler Einrichtungen und politischer Ent-
scheidungsträger zum Engagement ge-
gen jegliche rassistische Interventionen 
vor Ort. Im Alltag muss deutlich gemacht 
werden, dass Gleichgültigkeit gegenüber 
solchen Aktivitäten das Einfallstor für 
kommunale Verankerung von Rechtsau-
ßen ist. Daher gilt es, jeglichen rassisti-
schen Agitationsversuchen eine Absage 
zu erteilen.

2. Kommunen national und auf 
EU-Ebene unterstützen
Die Kommunen dürfen nicht mit den viel-
fältigen und kostenintensiven Aufgaben 
zur Unterbringung, Versorgung und Be-
treuung von Flüchtlingen allein gelassen 
werden. Deshalb müssen für den Umgang 
mit Zuwanderung eine finanzielle Grundla-
ge für kurz-, mittel- und langfristige Hilfs-
maßnahmen geschaffen und der rechtliche 
Rahmen überprüft werden. Hierzu muss 
im nationalen Rahmen der Bund finanziel-
le Unterstützung bereitstellen. Auf europä-
ischer Ebene müssen mit den Herkunfts-
ländern politische Lösungen im Umgang 
mit der Flüchtlingsfrage erarbeitet und es 

müssen auch auf EUEbene finanzielle Mit-
tel zur Versorgung von Armutsflüchtlingen 
bereitgestellt werden.

Um wirkungsvoll rassistische Kampa-
gnen von Rechtsaußen gegen Flüchtlinge 
und Asylsuchende unterbinden zu können, 
müssen bei der Flüchtlingsunterbringung 
und Versorgung besonders in sozial be-
nachteiligten Stadtteilen finanzielle Sofort-
hilfen bereitgestellt werden. Hier steht der 
Bund als Hauptakteur zur Schaffung an-
gemessener Rahmenbedingungen für die 
Kommunen in der politischen Pflicht.

3. Sachkenntnis herstellen
Zur Entwicklung einer wirksamen Hand-
lungsstrategie gegen rechts ist eine pro-
funde Kenntnis der Strukturen, der propa-
gandistischen Inhalte und der Akteure der 
extremen Rechten vor Ort und von deren 
Netzwerken Voraussetzung. Über die or-
ganisatorische Struktur und die inhaltliche 
Ausrichtung extrem rechter Gruppierungen 
im kommunalen und regionalen  Rahmen 
müssen aktuelle Informationen erstellt und 
aufbereitet werden.

4. Vorbeugung und Aufklärung 
betreiben
Zur vorbeugenden Unterbindung von rechts-
extremer Ideologie müssen Aufklärung und 
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pädagogische Maßnahmen dort eingesetzt 
werden, wo Kampagnen von rechtsaußen 
Wirkung zu entfalten versuchen. Von zent-
raler Bedeutung sind hierbei sozialräumlich 
etablierte „Mittler“ zur Stärkung von zivilge-
sellschaftlichem Engagement gegen rechts 
und für ein demokratisches Zusammenle-
ben – auch und gerade in problembelaste-
ten Stadtteilen. 

5. Engagement von unten stärken
Die Auseinandersetzung mit rassisti-
schem Populismus kann nicht an die Poli-
tik delegiert werden. Gestaltungsspielräu-
me des Rechtsextremismus nachhaltig 
einzuengen, wird in erster Linie durch die 
aktive Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger erreicht. Eine Kommune, die offen-
siv und aktiv die demokratische Gemein-
dekultur stärken will, braucht ein breites 
und vielfältiges zivilgesellschaftliches 
Engagement unterschiedlicher Organi-
sationen. Von Bedeutung ist die Koope-
ration zwischen öffentlichen und kommu-
nalen Einrichtungen mit Bürgerhäusern 
und Nachbarschafts heimen, Volkshoch-
schulen, Kirchengemeinden, Gewerk-
schaften, Schulen, Jugendzentren, inter-
kulturellen Begegnungsorten, Vereinen, 
antirassistischen und antifaschistisch ori-
entierten Initiativen und Migrantenorgani-
sationen.

6. Bündnisse gegen Rassismus 
fördern
Zur nachhaltigen Bekämpfung von Rechts-
extremismus ist die entschiedene Posi-
tionierung gegen Rassismus nur die eine 
Seite der Medaille: Zugleich müssen kom-
munale Bündnisse für demokratische Viel-
falt und Toleranz geschaffen werden, in 
denen auch Vertreter von Zuwanderer-Ver-
einigungen eine aktive Rolle spielen. Inte-
grationsräte sowie unterschiedliche Or-

ganisationen von Zugewanderten spielen 
bei kulturellen, sozialen und bildungspoli-
tischen Integrationsmaßnahmen eine gro-
ße Rolle. Sie tragen dazu bei, interkultu-
relles Alltags leben erfahrbar zu machen. 
Ihren Potenzialen muss öffentliche Aner-
kennung und gesellschaftliche Wertschät-
zung zukommen. 

7. Demokratische und inter-
kulturelle Identifikations angebote 
schaffen
Zuwanderung muss im lokalen Geschehen 
als gesellschaftliche Normalität verständ-
lich gemacht werden, die für kulturelle und 
wirtschaftliche Entwicklung unabdingbar 
ist. Hilfreich hierzu kann die Formulierung 
eines kommunalen Leitbildes für ein mul-
tikulturelles Miteinander sein, über das zu-
gleich Zielvorgaben zur Verbesserung und 
Institutionalisierung von Maßnahmen er-
arbeitet werden. Die Bereicherung eines 
lebendigen interkulturellen Miteinanders 
muss stärker öffentlich herausgestellt wer-
den. Hierzu können innovative oder be-
währte kommunale Beispiele gelungener 
Aktivitäten für interkulturellen Austausch 
öffentlich vorgestellt und zur Nachahmung 
empfohlen werden.

8. Integrationspolitik aktiv 
gestalten
Die kommunale Integrationspolitik ist von 
zentraler Bedeutung für das friedliche Zu-
sammenleben in einer multiethnischen 
Kommune. Einer Politik, die Integration von 
Zugewanderten als Querschnittsaufgabe 
versteht, kommt eine herausragende Be-
deutung in der Bekämpfung des Rechts-
extremismus zu. Eine nachhaltige Integ-
rationspolitik ist ein zentrales Mittel zur 
Vorbeugung gegen rassistische Hetze. 
Hierzu sind verstärkte finanzielle und poli-
tische Anstrengungen vonnöten, um kom-
munale Handlungspotenziale stärken und 
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die rechtlichen und sozialen Benachteili-
gungen zugewanderter Bevölkerungsteile 
beseitigen zu können. 

9. Interkulturelle Konflikte 
und „Angst-Themen“ offensiv 
diskutieren
Eine Einflussmöglichkeit erhält die extreme 
Rechte dort, wo sie politische Leerstellen 
besetzen kann. Integrationspolitische Fra-
gen und Probleme müssen deshalb offen 
unter demokratischen Vorzeichen mit dem 
Ziel erörtert werden, zu Lösungen für ein 
respektvolles interkulturelles Miteinander 
zu kommen. Hierzu gehören auch kritische 
Fragen zu Problemen im Zusammenleben 
verschiedener „Kulturen“ (die keine homo-
genen Blöcke sind). Bei der Auseinander-
setzung mit integrationspolitischen Fragen 
ist das interkulturelle Klima in einer Kom-
mune von entscheidender Bedeutung. Eine 
wirksame Auseinandersetzung mit rechts-
populistischer Instrumentalisierung inter-
kultureller Konfliktthemen beinhaltet kon-
struktive Kritik an integrationspolitischen 
Fehlentwicklungen unter aktiver Einbezie-
hung von Interessengruppen von Zugewan-
derten. 

10. Kulturkampf-Parolen und 
Hetze gegen Asylsuchende 
unterbinden
Dem Rassismus von rechtsaußen muss 
eine Politik der Anerkennung gesellschaft-
licher Vielfalt entgegengesetzt werden. 
Das beinhaltet auch einen kritischen Blick 
auf die politische Mitte. Jeglichen Kam-
pagnen auf dem Rücken von Zugewan-
derten ist daher eine deutliche Absage zu 
erteilen. Populistische Kulturkampf-Paro-
len und Hetze gegen Zuwanderer verde-
cken reale Probleme und verstärken ras-
sistische Ressentiments. Angesichts der 
vielfältigen sozialen und integrationspoli-
tischen Anforderungen in NordrheinWest-

falen ist eine Politik erforderlich, die sich 
den integrationspolitischen Anforderun-
gen einer Einwanderungsgesellschaft un-
ter der Prämisse eines gleichberechtigten 
und respektvollen Miteinanders offensiv 
stellt. Dies beinhaltet eine deutliche Ansa-
ge an jeglichen rechten Populismus.
1 https :// landesintegrat ionsrat .nrw/wpcontent/
uploads/2017/03/Brosch%c3%bcreVielfalt_schaetzen_ 
Rassismus_aechten.pdf (zuletzt abgerufen am 15.1.2023).

https://landesintegrationsrat.nrw/wp-content/uploads/2017/03/Brosch%c3%bcre-Vielfalt_schaetzen_Rassi
https://landesintegrationsrat.nrw/wp-content/uploads/2017/03/Brosch%c3%bcre-Vielfalt_schaetzen_Rassi
https://landesintegrationsrat.nrw/wp-content/uploads/2017/03/Brosch%c3%bcre-Vielfalt_schaetzen_Rassi
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Interview 

„Wenn wir besserwisserisch 
auftreten würden,  
hätten wir keine Chance“
Wie Mobile Beratung mit Migrant*innenorganisationen vernetzt ist: 
Praxiserfahrungen aus Ost- und Westdeutschland

Ein Gespräch mit Petra Schickert und Michael Sturm 

Frau Schickert, Sie arbeiten bei der Mobilen 
Beratung im Kulturbüro Sachsen. Inwieweit 
stehen Sie dabei in Kontakt mit Migrant*in-
nenorganisationen?
Petra Schickert: In vielfältiger Form. Wir haben 
seit vielen Jahren Workshops für Migrant*in-
nenorganisationen angeboten, zu verschie-
denen Themen der politischen Bildung: 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, 
Antisemitismus, Flucht, Asyl, Migration und 
Demokratie. Das waren Multiplikator*innen-
schulungen für Mitarbeitende und Ehrenamt-
ler*innen dieser Organisationen und zuletzt 
vor allem auch für Bundesfreiwilligendienst-
leistende. Wir waren bei der Gründung des 
Dachverbandes sächsischer Migrant*innen-
organisationen (DSM) im Jahr 2017 beratend 
beteiligt, haben den Coachingprozess für die 
neuen Sprecher*innen und die Leitbildent-
wicklung begleitet. Bis dahin war Sachsen 
ostdeutschlandweit das einzige Bundesland, 
das keinen solchen Dachverband hatte. Und 
wir begleiten die Gründung von Migrant*in-
nenorganisationen im ländlichen Raum, wie 
zum Beispiel des „Komitees von Migranten-
selbstorganisationen im Landkreis Bautzen“ 

(KOMMIT).1 Da geht es um Selbstverständ-
nisprozesse, um grundlegende Fragen der 
Finanzierung, der Fördermöglichkeiten, der 
Beschaffung von Räumen. In allen diesen Fäl-
len sind die Migrant*innen, anknüpfend an die 
seit langem bestehenden Kontakte, auf uns 
zugekommen und haben um Unterstützung 
gebeten.

Herr Sturm, Sie sind bei der Mobilen Beratung 
im nordrhein-westfälischen Regierungsbe-
zirk Münster tätig. Wie steht es bei Ihnen um 

Petra Schickert,Dipl.-Sozialpädagogin(FH),
ist promovierte Chemikerin und studierte 
nach der politischen Wende berufsbegleitend 
SozialeArbeitanderEvangelischenHoch-
schule Dresden. Seit 2001 arbeitet sie in der 
Mobilen Beratung des Kulturbüros Sachsen 
e. V.alsBeraterinundseit2020alsFachrefe-
rentin für die Arbeitsbereiche Mobile Bera-
tung,EmpowermentundGemeinwesenarbeit.

Michael SturmhatGeschichte,Politikwissen-
schaftundGermanistikanderUniversität
Göttingen studiert. Seit 2008 arbeitet er in der 
Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus 
im Regierungsbezirk Münster.
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die Zusammenarbeit mit Migrant*innenorga-
nisationen?
Michael Sturm: Schon seit 2008, also seit es 
Mobile Beratung in NordrheinWestfalen gibt, 
kooperieren wir mit dem Landesintegrations-
rat.2 Wir haben beispielsweise gemeinsame 
Workshops für die kommunalen Integrati-
onsräte organisiert, in denen es um den Um-
gang mit Rechtsextremismus und Rechtspo-
pulismus in der Kommunalpolitik ging. Und 
wir haben zusammen Handreichungen mit 
Handlungsstrategien und Argumentations-
hilfen gegen rechte und rassistische Parolen 
und Haltungen veröffentlicht. Das ist sicher 
die umfangreichste und kontinuierlichste 
Kooperation, die wir mit Migrant*innenorga-
nisationen haben. Daneben gab es aber im 
Lauf der Jahre auch immer wieder Anfragen 
von anderen migrantischen Organisationen 
und Initiativen, bei denen ebenfalls vor allem 
unsere fachliche Expertise im Bereich Rechts-
extremismus und Rechtspopulismus gefragt 
war. Eine Begleitung beispielsweise von Leit-
bild- oder Strukturentwicklungsprozessen wie 
in Sachsen, das hatten wir weniger. Was, den-
ke ich, mit der anderen Geschichte und Ver-
ankerung von Migrant*innenorganisationen in 
NordrheinWestfalen zu tun hat. 

Wie ist die Kooperation mit dem Landesinte-
grationsrat zustande gekommen?
Michael Sturm: Es ist erfreulich, dass es in 
NordrheinWestfalen trotz der Größe des Bun-
deslandes viel Austausch gibt zwischen den 
unterschiedlichen Akteur*innen, die in der 
kritischen Auseinandersetzung mit Rechtsex-
tremismus, Rassismus und Antisemitismus 
engagiert sind und für die Antidiskriminie-
rungsarbeit, Demokratieentwicklung wichtige 
Handlungsfelder sind. Dies gilt nicht zuletzt 
für den Landesintegrationsrat. Unmittelbar 
nach der Gründung der Mobilen Beratung in 
NordhreinWestfalen haben wir damit begon-
nen, uns mit zahlreichen der schon bestehen-
den Initiativen und Organisationen zu vernet-

zen, unser Angebot bekannt zu machen und 
kooperative Beziehungen zu knüpfen. So sind 
wir recht schnell mit dem Landesintegrations-
rat in Kontakt gekommen, für den die kritische 
Auseinandersetzung mit der extremen Rech-
ten, aber auch mit gesellschaftlichem und 
strukturellem Rassismus immer schon ein 
zentrales Thema gewesen ist. 

Sie haben beide geschildert, dass Sie bei der 
Zusammenarbeit mit Migrant*innenorga-
nisationen ihr Wissen als Expert*innen ein-
bringen – sei es fachlich oder, vor allem in 
Ostdeutschland, auch organisatorisch. Ist 
es nicht problematisch, wenn Sie als Vertre-
ter*innen der weißen Dominanzgesellschaft 
Migrant*innen die Welt erklären? Oder wie 
sehen Sie Ihre Rolle?
Petra Schickert: Wenn wir besserwisserisch 
auftreten würden, hätten wir keine Chance. 
Wir sehen uns eher in einer beratenden, be-
gleitenden Rolle und haben, wenn es um die 
Unterstützung von Organisationsgründungen 
ging, oft Moderationsaufgaben übernom-
men. Mit zunehmender Selbstorganisation 
und zunehmendem Selbstbewusstsein der 
Migrant*innen werden wir allerdings immer 
weniger gefragt, ob wir zum Beispiel eine Ver-
anstaltung moderieren wollen, sondern eher, 
ob wir nicht kompetente Menschen mit inter-
nationaler Geschichte kennen, die das ma-
chen können. Da ändert sich langsam unsere 
Rolle, und das ist auch gut so. 

Michael Sturm: Wir versuchen immer, sehr prä-
zise unsere Rolle zu beschreiben und deutlich 
zu machen, was wir können und was wir nicht 
können. So verfügen wir sicherlich über aus-
geprägte Kenntnisse über die Strukturen, Stra-
tegien und ideologischen Positionen extrem 
rechter Akteur*innen. Ebenso können wir über 
die sozialwissenschaftlichen, historischen 
oder auch psychologischen Erklärungsansät-
ze für Rassismus und andere Ideologien der 
Ungleichwertigkeit sprechen. Als in NRW nach 
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wie vor vorwiegend weiße  Mitarbeiter*innen 
der Mobilen Beratung verfügen wir jedoch 
nicht über eigene Rassismuserfahrungen. Es 
wäre demnach vollkommen unangemessen 
und anmaßend, Menschen mit Rassismuser-
fahrungen die emotionalen, strukturellen und 
gewaltsamen Auswirkungen von Rassismus 
erklären zu wollen. 

Ähnliches gilt für Fragen der Strukturent-
wicklung. Der Landesintegrationsrat beispiels-
weise hat im vorvergangenen Jahr sein 25jäh-
riges Jubiläum gefeiert, ist also viel älter als die 
Mobile Beratung. Er ist, was von der Dominanz-
gesellschaft oft nicht wahrgenommen wird, 
entstanden als ein Ergebnis von migrantischen 
Kämpfen um Anerkennung und Gleichberech-
tigung. Das Wissen um  diese Kämpfe und aus 
diesen Kämpfen prägt ganz wesentlich das 
Selbstverständnis vieler Migrant*innenorgani-
sationen. Menschen, die in diesen Organisati-
onen und Initiativen aktiv sind, tragen dieses 
Wissen, gleichsam als Expertise, in sich. Wie 
man um die eigenen Rechte kämpft, können 
und müssen wir ihnen als Mobile Beratung also 
nicht erklären. Für uns geht es deshalb eher 
darum, was wir aus unserer mit öffentlichen 
Mitteln geförderten, privilegierten Position tun 
können, um diese Initiativen und Organisatio-
nen in ihren Kämpfen gegen Rassismus und für 
Gleichberechtigung zu unterstützen. Wie das 
konkret aussehen kann, ergibt sich wiederum 
aus den jeweils konkreten Herausforderungen, 
Vernetzungen und Kooperationen. 

Die Zusammenarbeit mit Migrant*innenorga-
nisationen ist für Sie also keine Einbahnstra-
ße und der Austausch von Expertise läuft in 
beiden Richtungen? 
Michael Sturm: Wir verstehen uns als lernen-
de Menschen. Und auch die Mobile Beratung 
insgesamt soll und muss sich als lernende 
Einrichtung verstehen. In der Rückschau auf 
die Anfänge der Mobilen Beratung (in NRW) 
muss ich selbstkritisch feststellen: Die Per-
spektiven und Erfahrungen von Menschen, 

die Rassismus- oder auch Antisemitismus-
erfahrungen machen, waren – als ein zentra-
ler Bezugspunkt unserer Arbeit – damals noch 
nicht so in unserem Bewusstsein. Es war häu-
fig ein klassischer Expert*innenstatus, den wir 
aus der weißen Dominanzgesellschaft heraus 
reklamiert haben und der inhaltlich vor allem 
auf die organisierte extreme Rechte fokussiert 
war. Für unser Selbstverständnis und in unse-
ren Analysen war zwar immer die Erkenntnis 
zentral, dass Rassismus kein Randphänomen 
ist, sondern in Alltag, Strukturen und Institutio-
nen eingeschrieben ist. Aber die Aufmerksam-
keit und die Sensibilität für Betroffenenpers-
pektiven ist erst allmählich gewachsen. Das 
war und ist ein Lernprozess. 

Eine wichtige Zäsur war dabei sicher die 
Selbstenttarnung des NSU im November 2011 
und waren die Kämpfe, die im Anschluss von 
den Angehörigen und den Initiativen geführt 
wurden. Das hat unseren Blick – da spreche 
ich ganz persönlich für mich, aber, denke ich, 
auch für die Mobile Beratung NordrheinWest-
falen insgesamt – verändert und ausgeweitet. 
Sich eben nicht mehr nur abzuarbeiten an den 
Täter*innen, sondern auch die Erfahrungen, 
die Enttäuschungen und die Kämpfe derjeni-
gen wahrzunehmen, die vom extrem rechten-
Terror betroffen waren und sind.

Petra Schickert: Ganz viel Zustimmung. Auch 
für uns war die Auseinandersetzung mit dem 
NSU und vor allem mit dem Unterstützer*in-
nen-Umfeld in Sachsen eine Zäsur. Aber wir 
haben die Perspektive von zum Beispiel Men-
schen mit Flucht- und Asylerfahrung auch 
früher schon einzubeziehen versucht, gerade 
wenn wir Veranstaltungen in migrantischen 
Communities gemacht haben. Vor zwei Jah-
ren haben wir dann im Kulturbüro einen neuen 
Leitbild- und Organisationsentwicklungspro-
zess gestartet und uns dafür ganz gezielt auch 
die Expertise von Menschen geholt, die diesen 
Prozess rassismuskritisch und diversitätsori-
entierend begleiten. Denn wir sind nach wie vor 
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ein weißes Team, auch wenn wir mittlerweile 
eine Kollegin haben, die nicht Teil der Mehr-
heitsgesellschaft ist. Wir müssen und wollen 
deshalb unsere eigene Position reflektieren, 
und das versuchen wir jetzt auch in einem 
kontinuierlichen Prozess. Entstanden ist so 
unter anderem eine dauerhafte Arbeitsgruppe 
Diversitätsorientierung und eine jährliche Wei-
terbildung zu diesem Thema. Dafür holen wir 
uns immer wieder Perspektiven von Menschen 
ein, die Rassismuserfahrungen haben. 

Gibt es Konflikte oder Schwierigkeiten bei 
der Zusammenarbeit mit Migrant*innen-
organisationen?
Petra Schickert: Im neuen, diverser aufge-
stellten Beirat des Kulturbüros sitzen jetzt 
auch Vertreter*innen von Migrant*innen-
organisationen. Und die haben gleich in der 
ersten Beiratssitzung deutlich gemacht, dass 
sie sehr kritisch hinschauen, wenn wir zum Bei-
spiel etwas zum Thema Rassismus machen. 
Auch wir würden natürlich kein Rassismus-
seminar für Migrant*innenorganisationen an-
bieten, aber für weiße Verwaltungsleute tun wir 
das mitunter schon – weil wir die Erfahrung ge-
macht haben, dass andere, divers aufgestellte 
Teams zum Teil eine Herangehensweise ha-
ben, bei der Verwaltungsmitarbeiter*innen so-
fort zumachen. Deshalb bieten wir das weiter 
an, allerdings eher als politische Bildungsver-
anstaltungen. Jedenfalls: Je professioneller 
Migrant*innenorganisationen werden, desto 
genauer schauen sie, was wir in dem Themen-
feld veranstalten. Aber ich bin wirklich froh und 
dankbar, dass es diesen kritischen Blick gibt, 
dass wir uns fragen lassen müssen, ob wir uns 
das eigentlich gut überlegt haben. 

Michael Sturm: Ich glaube, eine große Proble-
matik besteht darin, dass die Zivilgesellschaft, 
für die wir Ansprechpartner*innen sein wollen, 
nach wie vor überwiegend als weiße Zivilgesell-
schaft gedacht wird. Und nicht als heterogene 
Zivilgesellschaft, die nicht zuletzt auch geprägt 

ist von Migrant*innenorganisationen, von Men-
schen mit Rassismuserfahrungen. Von diesem 
Teil der Zivilgesellschaft aber werden wir oft-
mals nicht als Ansprechpartner*innen wahrge-
nommen. Das hat sicherlich damit zu tun, dass 
hier vielfach Erfahrung mit alltäglichem, insti-
tutionellem und strukturellem Rassismus im 
Zentrum steht, die extreme Rechte, die für uns 
als Mobile Beratung ja nach wie vor im Fokus 
steht, in diesem Kontext somit „nur“ so etwas 
wie die Spitze des Eisbergs darstellt – wenn 
auch vielfach lebensbedrohend. Auch wenn 
wir verstärkt Rassismuskritik, Antisemitismus-
kritik oder allgemeiner Diskriminierungskritik, 
die allesamt ja auch die gesellschaftliche Ver-
ankerung und die eigene Verstricktheit in Ideo-
logien und Praktiken der Ungleichwertigkeit in 
den Blick nehmen, zu einem zentralen Pfeiler 
unserer Arbeit machen, zeigen sich hier eben 
doch die Grenzen des Ansatzes der Mobilen 
Beratung. Aber wie auch immer: Wenn wir den 
Anspruch haben, „die Zivilgesellschaft“ zu be-
raten und zu unterstützen, dann müssen wir 
auch selbstkritisch hinterfragen, mit welchem 
Zivilgesellschaftsbegriff wir arbeiten und wo 
unsere blinden Flecken sind.

Hängt es damit zusammen, dass sich die 
Nachfrage nach den eingangs erwähnten 
Workshopangeboten für die kommunalen In-
tegrationsräte in Grenzen gehalten hat? 
Michael Sturm: Ja, ich glaube, das hat damit 
zu tun. Integrationsräte, das hören wir immer 
wieder stehen nicht selten vor der Herausfor-
derung, im Gefüge der kommunalen Gremien 
überhaupt gesehen und anerkannt werden. 
Die Auseinandersetzung mit der AfD oder mit 
anderen extrem rechten Parteien kommt dann 
noch dazu. Aber im Grunde geht die Herausfor-
derung schon viel früher los – und die beginnt 
eben, wie schon mehrfach erwähnt, bei den 
Zumutungen des alltäglichen, strukturellen und 
institutionellen Rassismus. Wir haben Work-
shops durchgeführt, in denen es darum ging, 
wie sich extrem rechte Parteien aufstellen, 
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welche Strategien sie verfolgen, wie sich ihre 
Rhetorik analysieren lässt und nicht zuletzt, 
wie erfolgreiche Gegenstrategien aussehen 
können. Aber immer sind wir sehr schnell auf 
Rassismuserfahrungen gekommen, die in der 
Auseinandersetzung mit der Verwaltung oder 
mit den demokratischen Parteien gemacht 
wurden. Also auf Herausforderungen, die dem 
Rassismus der extremen Rechten vorgelagert 
sind und den Alltag noch stärker bestimmen.

Petra Schickert: Ich möchte in diesem Zu-
sammenhang noch auf einen gravierenden 
OstWestUnterschied hinweisen: Eine migran-
tisch geprägte Zivilgesellschaft, wie es sie in 
den alten Bundesländern oder zumindest 
in NordrheinWestfalen gibt, fehlt bei uns in 
Sachsen noch, hier ist sie maximal im Aufbau. 
So etwas wie kommunale Integrationsbeiräte 
haben wir in den drei großen Städten Leipzig, 
Chemnitz und Dresden und dann noch in der 
Hochschulstadt Zittau. Ansonsten gar nicht. 
Als Mobile Beratung in Sachsen nehmen wir 
deshalb auch eine Art Lobbyrolle gegenüber 
Politik und Verwaltung ein, um dafür zu sor-
gen, dass die Perspektive von Migrant*innen 
überhaupt gesehen wird. Das ist völlig anders 
als im Westen.

Welche Bedeutung hat die Sprachbarriere, 
wenn es darum geht, wen Sie erreichen kön-
nen und wen nicht? 
Petra Schickert: Wir haben das sehr wohl 
auf dem Schirm. Wenn wir zum Beispiel Ver-
anstaltungen mit dem Dachverband sächsi-
scher Migrant*innenorganisationen machen 
oder mit dem Komitee im Landkreis Bautzen, 
dann gibt es Texte in sechs Sprachen. Es wird 
vorher abgefragt, wer Sprachmittlung braucht, 
und das entsprechend organisiert. Aber unse-
re Angebote zum Thema Rechtsextremismus 
und Beratungsarbeit sind nach wie vor aus-
schließlich in Deutsch formuliert. Da merkt 
man schon, dass sich das mehrheitlich an 
eine weiße Zivilgesellschaft richtet.

Michael Sturm: Bei unserer Kooperation mit 
dem Landesintegrationsrat spielt die Sprach-
barriere überhaupt keine Rolle. Da bin umge-
kehrt eher ich es, der die deutsche Zeichen-
setzung erklärt bekommt. Aber jenseits dieser 
schon lange bestehenden Strukturen von 
Migrant*innenorganisationen erreichen wir 
mit unserem Angebot nur schwer Menschen, 
die die deutsche Sprache nicht lesen können. 
Natürlich haben wir auch schon Beratungs-
gespräche auf Englisch geführt, aber darüber 
hinaus geraten wir zumindest bislang schnell 
an unsere Grenzen. Auch mehrsprachige Flyer 
und Infomaterialien sind bei uns leider noch 
die absolute Ausnahme. Ein bemerkenswer-
tes Projekt war hingegen ein „Infopaket zu 
Flucht und Asyl“, das die Mobile Beratung 
NordrheinWestfalen 2016/17 zusammen 
mit der Opfer- und Betroffenenberatung, dem 
Flüchtlingsrat und verschiedenen Antidiskri-
minierungsbüros produziert und verteilt hat – 
in zehn Sprachen. Das Infopaket enthielt Hin-
weise und Informationen für den Umgang mit 
rassistischen und extrem rechten Anfeindun-
gen und Übergriffen sowie Kontaktadressen 
von Beratungseinrichtungen und -initiativen.

Wie waren die Erfahrungen damit?
Michael Sturm: Diese Infopakete sind sehr 
gut nachgefragt worden, wir konnten fast alle 
verteilen. Insofern war das Projekt sicher ein 
Erfolg. Aber in erster Linie sind die Pakete an 
Multiplikator*innen gegangen, an Geflüchte-
teninitiativen, an Menschen, die Beratung und 
Unterstützungsarbeit für Geflüchtete gemacht 
haben – also doch wieder überwiegend an 
deutschsprechende Akteur*innen. Ob und in 
welchem Maß dieses Paket dann genutzt wor-
den ist von Menschen, die eine andere Sprache 
sprechen als Deutsch, das wissen wir nicht. 

Die strukturellen Unterschiede zwischen al-
ten und neuen Bundesländern sind schon 
mehrfach angeklungen: Der Anteil an Men-
schen mit Migrationsbiografie ist in Ost-
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deutschland viel geringer als im Westen, die 
Migrant*innenorganisationen sind oftmals 
deutlich jünger. Deshalb noch einmal gezielt 
gefragt: Wie beeinflussen diese unterschied-
lichen Rahmenbedingungen Ihre Zusammen-
arbeit mit Migrant*innenorganisationen?
Petra Schickert: Wie eingangs schon gesagt, 
geht es bei uns in Sachsen oftmals um grund-
legendere Fragestellungen, also um die Suche 
nach Räumen, nach Fördermöglichkeiten. Um 
die Frage, wie aus der ausschließlich ehren-
amtlichen Arbeit, auf der viele Migrant*in-
nenorganisationen basieren, bezahlte Ar-
beitsverhältnisse werden können. Oder noch 
grundlegender: wie wir die Menschen in der 
Region halten können. Wir beraten gerade eine 
migrantische Fraueninitiative, deren aus dem 
Westen zugezogene Gründerin kurz vor dem 
Aufgeben steht. Sie hält es nicht aus, dass sie 
hier erneut Kämpfe führen muss, die in den al-
ten Bundesländern schon lange erledigt sind. 
Das Rassismusproblem ist im Osten einfach 
größer als im Westen, eine menschenrechts-
orientierte Haltung öffentlich zu vertreten, ist 
hier nicht allzu weit verbreitet. Auch die Solida-
rität mit Migrant*innen ist, glaube ich, im Os-
ten noch sehr viel schlechter ausgeprägt. Des-
halb braucht es Menschen, die Brücken bauen 
und eine Lobby sind für Migrant*innen. Und da 
sind wir ja zum Glück nicht die einzigen. 

Michael Sturm: Ich glaube nicht, dass be-
stimmte Themen in Westdeutschland „durch“ 
sind. Wie dünn das Eis auch hier ist, wenn es 
um die Auseinandersetzung mit Rassismus 
geht, hat sich zuletzt bei den Diskussionen 
um die sogenannten Silvesterkrawalle 2022 
gezeigt, als nicht nur von extrem rechten und 
rechtspopulistischen Akteur*innen rassis-
tische Zuschreibungen und Ressentiments 
verbreitet wurden. Was aber sicher ein Unter-
schied ist zu den neuen Bundesländern: Im 
Westen leben sehr viele Menschen mit Ras-
sismuserfahrungen, die ganz klar deutlich 
machen: Wir sind Teil dieser Gesellschaft. Wir 

gehen hier nicht mehr weg, das ist unsere Hei-
mat. Gamze Kubasık, die Tochter von Mehmet 
Kubasık, der in Dortmund vom NSU ermordet 
worden ist, zum Beispiel betont das immer 
wieder. Das verändert natürlich den Diskurs. 
Für die Teams der Mobilen Beratung, die in 
ganz NordrheinWestfalen immer noch weiß 
dominiert sind und damit nicht ansatzweise 
die Heterogenität der Gesellschaft widerspie-
geln, bedeutet das die Aufforderung, weiter zu 
lernen im ständigen Austausch und in Koope-
rationen. Und nicht zuletzt auch: unsere Struk-
turen kritisch zu hinterfragen. Das ist in Nord-
rhein-Westfalen dann vielleicht doch gar nicht 
anders als in Sachsen: dass wir nicht am Ende 
einer Entwicklung angekommen sind. Dass 
wir die Themen, bei denen wir uns kompetent 
fühlen, noch einmal ganz neu zu denken müs-
sen unter Einbeziehung der historischen und 
aktuellen Erfahrungen von Migrant*innen und 
Postmigrant*innen.

Petra Schickert: Das ist ganz sicher eine Ge-
meinsamkeit. Aber was sich deutlich unter-
scheidet: Die Menschen mit familiärer Migrati-
onsgeschichte, die in der zweiten oder dritten 
Generation in den alten Bundesländern leben, 
sind durch eine Vielzahl von politischen Kämp-
fen zu einem ganz anderen Selbstbewusst-
sein gekommen. Einen Zuspruch, wie wir ihn 
als Mobile Beratung den Menschen oder den 
Migrant*innenorganisationen in Sachsen ge-
ben, brauchen sie nur noch bedingt. Sie sind 
selbstbewusst genug, um ihre Ziele und Ideen 
auch allein verfolgen zu können. Das ist in Ost-
deutschland sehr oft noch anders.

Vielen Dank für das Gespräch!

1 Zur migrantischen Selbstorganisation im Landkreis Baut
zen siehe den Beitrag „Solidarität ist unverzichtbar“ von Hamida 
 Taamiri (ab Seite 27 in dieser Publikation).

2 Zur Arbeit des Landesintegrationsrats und der kommunalen 
Integrationsräte in NordrheinWestfalen siehe den Beitrag „Aktiv 
für Demokratie und gegen Rassismus“ von Siamak Pourbahri (ab 
Seite 31 in dieser Publikation).
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Interview

„Es reicht nicht aus, allein 
die Einstellungspraxis  
zu ändern“
Intersektionale Weiterentwicklung der Mobilen Beratung:  
Ideen und Handlungsansätze aus Verbands- und Beratungsarbeit

Ein Gespräch mit Friedemann Bringt, Hamid Mohseni und Nora Warrach 

Frau Warrach, Herr Mohseni, Herr Bringt, Sie 
sind – in unterschiedlicher Funktion – alle in 
der Mobilen Beratung tätig. Doch bevor wir da-
rüber sprechen, wie sich Ihr Berufsfeld durch 
eine Stärkung intersektionaler Per spektiven 
verändern kann und sollte, erst einmal eine 

Verständnisfrage: Was genau ist  unter Inter-
sektionalität zu verstehen?
Nora Warrach: Intersektionalität – von 
englisch „intersection“, das heißt Kreu-
zung  – meint die Überschneidung und das 
Zusammenwirken verschiedener Differenz-
kategorien, die Menschen vor dem Hinter-
grund vorherrschender Machtverhältnisse 
mit unterschiedlichen Privilegien und Be-
nachteiligungen ausstatten. In Deutschland 
wurde das Konzept vor allem von Frauen in 
die Debatte eingeführt, auch und gerade von 
Schwarzen Frauen, migrantischen Frauen, 
jüdischen Frauen, Frauen aus der Commu-
nity mit Körperbehinderung und lesbischen 
Frauen. Geprägt hat den Begriff aber die 
Schwarze US-amerikanische Rechtswissen-
schaftlerin Kimberlé Crenshaw, die Diskri-
minierungsklagen in den USA untersucht 
hat, vor allem gegen General Motors in 
den 1960erJahren, und die feststellte: Es 
ging dabei um weiße Frauen und Schwarze 
Männer, aber nicht um Schwarze Frauen. In 
diesem Fall überschnitten sich also die Ka-
tegorien race und gender. Erweitert wurde 
das Konzept um die Kategorie class. In der 

Friedemann Bringt ist Fachreferent für Quali-
täts- und Berufsfeldentwicklung im Bundes-
verbandMobileBeratunge. V.DerSozialpäda-
goge hat über menschenrechtsorientierte 
Gemeinwesenarbeit promoviert und ist seit 
22 JahreninderMobilenBeratungundderAr-
beit gegen Rechtsextremismus tätig.

Hamid Mohseni ist seit 2017 Berater bei der 
Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus 
Berlin(MBR).Erarbeitetdortunteranderem
schwerpunktmäßig zum Thema Rassismus. 
ZuvorhaterinKölnundBerlinGermanistik
und Philosophie studiert.

Nora Warrach ist Fachreferentin für Wissens-
management im Bundesverband Mobile Be-
ratunge. V.SiehatinFrankfurt/Oderund
Madrid Interkulturelle Kommunikation studiert 
undanderUniversitätzuKölnimBereich
Migrationsforschung promoviert. Seit über 
zehnJahrenarbeitetsieindermacht-und
rassismuskritischen Bildungsarbeit.
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neueren  Intersektionalitätsdebatte kam noch 
die Kategorie body bzw. bodies hinzu. 

Worauf bezieht sich diese Kategorie?
Nora Warrach: Allen Differenzlinien sind Dis-
kriminierungsformen zugeordnet. Bei race ist 
das Rassismus, bei class Klassismus, bei gen-
der Sexismus und bei body ist es Bodyismus, 
Ableismus, Ageismus und Lookismus. Also 
zum einen: Wie wird mein Körper aufgrund 
von sogenannten Schönheitsmerkmalen, Klei-
dungsstilen oder meines Alters bewertet? Und 
zum anderen: Wie gesund ist mein Körper, wel-
che körperlichen Fähigkeiten habe ich und wie 
werde ich deshalb innerhalb der Gesellschaft 
eingeordnet? Bei gender ging es ursprünglich 
vor allem um die Unterscheidung männlich/
weiblich, mittlerweile ergänzt um trans* und 
inter sowie weitere nicht-binäre Geschlechts-
identitäten.

Welche Rolle spielt Intersektionalität für die 
Arbeit der Mobilen Beratung?
Friedemann Bringt: Wir haben im Bundesver-
band Mobile Beratung diskutiert, wie weiblich 
gelesene Menschen in der Beratung adres-
siert werden, wir haben über rassismuskri-
tische Perspektiven in der Beratungsarbeit 
gesprochen – und wir haben dabei immer 
wieder gemerkt, dass wir das Zusammen-
wirken von verschiedenen Diskriminierungen 
anders fassen müssen. Dass wir es auch wis-
senschaftlich anders betrachten müssen. Und 
das versuchen wir gerade mit einer Debatte 
über Intersektionalität. Dazu gehört auch, die 
Machtperspektive mitzudenken: dass es bei 
Diskriminierung um Abwehrmechanismen 
von Menschen geht, die ökonomische Macht 
oder Diskursmacht behalten wollen. Das erle-
ben wir in der Beratung, aber auch in unserer 
eigenen Verbandsstruktur. Wir sind davon 
nicht frei. Mit der intersektionalen Debatte 
wollen wir deshalb auch selbstkritisch auf die 
eigenen Strukturen, auf die eigene Person, auf 
die eigenen Verhältnisse schauen.

Hamid Mohseni: Die Debatte um Intersektio-
nalität bekommt mehr Aufmerksamkeit auch 
dadurch, dass gesellschaftlich seit einiger 
Zeit differenzierter auf das Thema Identität 
geschaut wird: Welche Eigenschaften ma-
chen einen Menschen aus? Wir in der Mobilen 
Beratung wissen nicht erst seit gestern: Eine 
Ausdifferenzierung und Bejahung von ver-
schiedenen Identitäten, die miteinander ko-
existieren können, wird von Rechtsextremen 
(und auch von anderen) explizit abgelehnt. 
Sie wollen keine diversifizierte, vielfältige Ge-
sellschaft oder bekämpfen sie sogar. Inso-
fern begegnet uns das Phänomen der Inter-
sektionalität in der Beratungsarbeit natürlich 
bereits, zum Beispiel wenn die jüdische Fan-
beauftragte eines Fußballvereins von einer 
rechtsextremen Fangruppe angefeindet wird 
– und zwar zugleich antisemitisch, weil sie 
Jüdin ist, und antifeministisch als Frau. Sich 
damit genauer auseinanderzusetzen, was 
diese Kreuzung von Diskriminierungsformen 
bedeutet und wie wir damit umgehen können, 
ist für die Mobile Beratung total wichtig. 

Wie verändert sich denn in diesem konkre-
ten Beispiel die Beratung, wenn man die in-
tersektionale Perspektive einnimmt?
Hamid Mohseni: Es wäre sensibel und würde 
für die betroffene Person die Beratungssitu-
ation verändern, wenn zumindest eine Frau 
mit berät. Das wird oft als Identitätspolitik 
abgetan, nach dem Motto: Das ist egal, man 
muss sich einfach nur aufs Fachliche konzen-
trieren. Aber wenn es um diskriminierende 
Erfahrungen geht – und da könnten wir jetzt 
auch ein anderes Beispiel nehmen mit von 
Rassismus betroffenen Menschen  –, dann 
macht es einen Unterschied, wenn auch auf 
der Seite der Beratenden jemand diese Betrof-
fenheit persönlich kennt. Dann muss schlicht 
weniger erklärt werden. Aber das ist nicht nur 
ein Entgegenkommen vor dem Hintergrund 
der Intersektionalität, es verändert die Bera-
tungssituation auch für uns als Beratende, 
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wir lernen dazu. Ich bin selbst von Rassismus 
betroffen, und wenn mir Beratungsnehmende 
von ihren Rassismuserfahrungen erzählen, 
dann macht das etwas mit mir. Das ist keine 
Einbahnstraße. 

Nora Warrach: Ich denke, es kann eine andere 
Vertrauensebene und eine andere Beratungs-
atmosphäre schaffen, wenn die Beratenden 
mit so einer erweiterten Perspektive auf Bera-
tungsnehmende zugehen. Denn ein Bewusst-
sein für Intersektionalität kann einseitige 
Vorannahmen verhindern. Nicht: Dir ist etwas 
passiert, weil du eine Frau bist, und deswegen 
können wir das jetzt bearbeiten. Sondern: Es 
kann da viele Facetten geben. Und es ist sehr 
wichtig, sie alle zu berücksichtigen. 

Friedemann Bringt: Andersherum folgt aus 
der intersektionalen Perspektive aber auch, 
dass die Träger der Mobilen Beratungsteams 
Schutzkonzepte anbieten müssen für Bera-
tende, die eigene Rassismus- oder andere 
Diskriminierungserfahrungen haben, für den 

Umgang, die Nachbearbeitung, die Reflexion 
solcher Fälle. Wir erleben immer wieder, dass 
es Kolleg*innen nicht lange aushalten in unse-
rem Job, weil sie Retraumatisierungserfahrun-
gen machen, die nicht aufgefangen werden – 
sei es, weil der Träger dieses Problem nicht 
im Blick hat oder weil die Betroffenen es nicht 
kommunizieren. Es ist ja oftmals noch nicht 
klar genug, dass über die Belastungen durch 
unsere Arbeit gesprochen werden darf und 
sollte. Dafür braucht es Reflexionsräume und 
Supervision. Und einen Rahmen, um eigene 
Diskriminierungserfahrungen thematisieren 
zu können und die Auswirkungen, die sie für 
die Fallbearbeitung haben. 

Wo steht die Mobile Beratung in dieser Hin-
sicht jetzt? Was ist nötig, um der intersektio-
nalen Perspektive in der Beratungsarbeit zum 
Durchbruch zu verhelfen?
Friedemann Bringt: Learning by doing, wür-
de ich sagen. Als Verband können wir in die 
Trägerhoheit nicht eingreifen, aber wir kön-
nen Impulse setzen – mit Weiterbildung, mit 

Leitfragen für die Diskussionen beim Fachtag "Zivilgesellschaft in der Krise?" in Berlin
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Workshops, mit dem Führen der Debatte über 
Schutzkonzepte für Beratende. Und wir be-
arbeiten das Thema wissenschaftlich. Inter-
sektionalität ist ja ein verwissenschaftlichter 
Begriff mittlerweile, auch wenn das Konzept 
aus der Praxis kam. 

In unserer Beratungsarbeit geht es um den 
Umgang mit extrem rechten Orientierungen 
und damit immer auch um eine mehrfache 
Diskriminierungsproblematik, die wiederum 
verwoben ist mit Macht und ökonomischen 
Rahmenbedingungen. Es hilft, eine wissen-
schaftliche Grundlage für das Verständnis 
dieser Zusammenhänge zu haben. Sie hilft, 
Beratungssituationen zu strukturieren und vor- 
sowie nachzubereiten, um in der Beratungsar-
beit nicht so überwältigt zu sein von der eige-
nen Erfahrung, die man macht, und von dem, 
was die Betroffenen schildern. 

Hamid Mohseni: Für Mobile Beratung gilt ja 
generell, dass ihr der Transfer von der Theorie 
zur Praxis gelingen muss. Bei Rechtsextre-
mismus, Rassismus und Antisemitismus ist 
das eingeübte Praxis. Wir müssen einerseits 
in den wissenschaftlichen Diskursen drin-
stecken und andererseits zu ganz konkreten 
Handlungsempfehlungen finden. In der Regel 
kommen die Menschen schließlich nicht zu 
uns, weil sie wissenschaftliche Kommentare 
wollen, sondern weil sie ein Problem haben. 
Diese Transferleistung müssen wir jetzt auch 
beim Thema Intersektionalität schaffen, wo 
der Diskurs mitunter sehr theorisiert ist. Das 
ist eine Herausforderung. 

Was sollte sich in der Praxis verändern?
Hamid Mohseni: Wir haben es, gerade bei uns 
in Berlin, in der Beratungsarbeit mit der ganzen 
Breite und Varianz der Gesellschaft zu tun, mit 
den verschiedensten Identitäten und natürlich 
mit allen Unterdrückungs- und Diskriminie-
rungsformen. Mobile Beratung lebt aber nicht 
nur vom rein Fachlichen, sondern sehr stark 
auch davon, im Gespräch auf Augenhöhe zu 

kommen und eine Vertrautheit herzustellen. 
Und das funktioniert schlichtweg besser, 
wenn es eine gewisse Vielfalt an Identitäten 
im Team gibt. Wenn nicht nur von außen drauf-
geschaut wird auf zum Beispiel Antisemitis-
mus oder Behindertenfeindlichkeit, sondern 
wenn Teammitglieder sagen können: Ja, ich 
kann davon ein Liedchen singen, aus der eige-
nen Erfahrung heraus. Ich will auf keinen Fall 
sagen, dass sich Beratungssuchende, wenn 
das nicht gegeben ist, schlecht aufgehoben 
fühlen müssen. Aber ich glaube, dass sich in 
dieser Hinsicht noch einiges verbessern kann. 

Nora Warrach: Uns als Verband ist es wichtig, 
da für Sensibilisierung zu sorgen. Denn einer-
seits ist es natürlich ein Gewinn, wenn es ein 
diverses Team gibt, das einen Querschnitt der 
Gesellschaft abbildet und dadurch andere 
Zugänglichkeiten schafft. Andererseits ist es 
auch notwendig, dass, utopistisch gesehen, 
alle Menschen ihre Positionierung in der Ge-
sellschaft reflektieren, ihre Privilegien erken-
nen und bereit sind zu Allyship1 und einem 
sensibilisierten Umgang miteinander. Diesen 
Prozess wollen wir anstoßen und im besten 
Falle verstetigen. Wünschenswert wäre, dass 
sich alle, die in der Mobilen Beratung tätig 
sind, früher oder später mit Intersektionalität 
beschäftigt und Ideen daraus für die Bera-
tungsarbeit mitgenommen haben.

Wo liegen mögliche Stolperfallen?
Hamid Mohseni: Wir müssen aufpassen, dass 
wir nicht den Anspruch entwickeln, für alle Dis-
kriminierungsformen die besten Expert*innen 
werden zu wollen. Unser Kerngeschäft ist der 
Umgang mit Rechtsextremismus, in jüngerer 
Zeit auch mit Rechtspopulismus, mit Ver-
schwörungsideologien, mit Antifeminismus. 
Das muss man alles auf dem Schirm haben, 
das ist nicht wenig. Daneben gibt es andere 
Projekte, mit Angeboten, die wir so nicht ma-
chen können. Stichwort Empowerment: Das 
ist ein Ansatz in der Antirassismusarbeit, den 
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wir bislang nicht anbieten. Und das finde ich 
auch gar nicht schlimm. Wir müssen aber wis-
sen, was das ist und wer das anbietet, damit 
wir Menschen dahin verweisen können. Na-
türlich wollen wir gerne selbst helfen, das ist 
auch unser Job. Doch vor allem muss es ja 
darum gehen, dass die Beratungsnehmenden 
die beste Hilfe bekommen. Und gerade beim 
Thema Intersektionalität gibt es Leute, die 
sich schon seit Jahren und Jahrzehnten da-
mit auseinandersetzen. Da sind sie vielleicht 
einfach die besseren Ansprechpartner*innen. 

Friedemann Bringt: Das war ja genau un-
ser Impuls für die Kooperation mit der Bun-
deskonferenz der Migrant*innenorganisa-
tionen (BKMO) und dem Dachverband der 
ostdeutschen Migrant*innenorganisationen 
(DAMOST), die schließlich auch zu diesem 
Tagungsband führte. Wir können in unserer 
Öffentlichkeitsarbeit nicht für alle sprechen 
und werden auch nicht von allen um Bera-
tung angefragt. Aber wir können uns mit 
Migrant*innenorganisationen vernetzen, ihre 
Perspektiven und Bedarfe ernst nehmen und 
unsere Reputation und Netzwerke bei ihrem 
Kampf um Anerkennung und eigene Haupt- 
und Ehrenamtlichenstrukturen einbringen. 
Das wäre praktisches Allyship.

Wir haben jetzt schon mehrfach über die Zu-
sammensetzung der Beratungsteams ge-
sprochen. Manches hat sich bereits entwi-
ckelt: Mobile Beratung ist aus einer weißen, 
heterosexuellen und ableisierten Perspekti-
ve entstanden. Inzwischen sind viele Teams 
diverser. Trotzdem braucht es aus intersek-
tionaler Perspektive noch mehr Diversität. 
Reicht da eine veränderte Einstellungspraxis?
Nora Warrach: In Stellenausschreibungen 
steht ja häufig der Satz, dass sich beson-
ders über die Bewerbung von Menschen 
mit Migrationsgeschichte, von Frauen, von 
Menschen mit Behinderungen gefreut wird. 
Die Frage ist aber, was passiert eigentlich, 

wenn sich diese Menschen nicht nur be-
werben, sondern auch eingestellt werden? 
Was tun wir, damit sie sich wohlfühlen und 
bleiben möchten? Und ist eine Einstellung 
überhaupt sinnvoll, wenn es keine entspre-
chenden Unterstützungsangebote gibt? Als 
Bundesverband Mobile Beratung haben wir 
deshalb Verantwortung übernommen und im 
Frühsommer 2022 den BIPOC*-Safer-Space 
gegründet: Einmal im Monat können sich Kol-
leg*innen bundesländerübergreifend online 
treffen, zum Austausch in einem geschütz-
ten, vertraulichen Rahmen, während der Ar-
beitszeit. Sie können Anliegen an den Ver-
band herantragen und sicher sein, dass sie 
ernst genommen werden. Perspektivisch soll 
es verschiedene Safer Spaces geben, auch 
für andere Bedarfe. Ich glaube, das kann 
viel bewirken. Diese Strukturen ermöglichen 
einen ganz anderen Ankommensprozess in 
Verband oder Team, als wenn neu eingestell-
te Kolleg*innen feststellen müssen, dass sie 
mit ihren Diskriminierungserfahrungen weit 
und breit allein sind. Das heißt, Intersektio-
nalität ist nicht erfolgreich erledigt, wenn es 
ein diverses Team gibt, sondern da fängt die 
Aufgabe eigentlich erst an. 

Friedemann Bringt: Dass wir die Safer Spaces 
als Bundesverband organisieren, kann auch 
Trägerstrukturen vor Ort entlasten, in denen 
bisher nur einzelne Rassismus erfahrende 
Menschen arbeiten. Und weil dabei Kolleg*in-
nen aus verschiedenen Teams zusammen-
kommen, die nicht alle beim selben Träger 
angestellt sind, können sie vielleicht auch 
manchmal freier sein im Austausch über eige-
ne Erfahrungen und belastende Situationen.

Vielen Dank für das Gespräch!
1 Allyship meint hier „den Prozess der aktiven Verbündeten
schaft einer privilegierten Person mit Menschen aus einer gesell
schaftlich unterdrückten Gruppe“. Dabei geht es vor allem um ge
lebte Solidarität und Parteilichkeit, also um das konkrete Handeln 
(vgl. https://www.gendernrw.de/allyship/).

https://www.gender-nrw.de/allyship/
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Such thing as society 
Ein kritischer Impuls zum Verhältnis von Intersektionalität und  
Mobiler Beratungsarbeit

Von Leroy Böthel und Dominik Schumacher

D er Begriff der Intersektionalität hat in 
rassismuskritischen und queerfeminis-

tischen Debatten ein starkes Gewicht und 
avancierte über deren Tellerrand hinaus zu 
einem „Buzzword“ (Kathy Davis), das mittler-
weile auch in Papieren der Bundesregierung 
einen festen Platz hat.1 

Der vordergründige Vorteil intersektionaler 
Ansätze ist dabei, dass mit einem handhab-
baren Begriffssystem die spezifischen Beson-
derheiten von mehrfachunterdrückten Men-
schen und Gruppen benannt werden können. 
Dies geht jedoch einher mit einer weitestge-
henden Ausblendung struktureller Rahmenbe-
dingungen, dem Fehlen eines Gesellschafts-
begriffs, einem enthistorisierenden Blick auf 
Unterdrückungs- und Machtverhältnisse. 
Stellt sich nun die Frage nach der praktischen 
Relevanz der Intersektionalität für die Mobile 
Beratungsarbeit gegen Rechtsextremismus, 
so sind diese Aspekte aus unserer Sicht zwin-
gend mitzudenken. In diesem Text möchten 
wir deshalb nicht nur auf Kritikpunkte an den 
Ansätzen eingehen, sondern auch punktuell 
auf Schwierigkeiten, die mit einer Übernahme 
intersektionaler Perspektiven in der Mobilen 
Beratungsarbeit verbunden sind. 

Dieses Unterfangen ist aus zweierlei Grün-
den schwierig. Zum einen teilen Ansätze der 
Intersektionalität zwar Grundannahmen und 
lassen sich mit Blick auf die Theorietradition 
„in den politisch-theoretischen Differenzdebat-

ten innerhalb der Geschlechterforschung bzw. 
Frauenbewegungen“2 verorten, aber zugleich 
bleibt vieles eher wenig konturiert. Debatten dar-
über, ob es sich um ein eigenes Paradigma, eine 
Theorie, ein Konzept oder einen Werkzeugkas-
ten zur Beschreibung alltäglicher Phänomene 
handelt, sind in vollem Gange.3 Auf der anderen 
Seite ist die Diskussion über Reflexionstheorien 
innerhalb der Sozialen Arbeit immer mit vielen 
Fragen verbunden: Geht es um Prozesse der 
Klientifizierung? Um Berufsethos oder Haltung? 
Um organisations- bzw. teambezogene Abläufe 
und Strukturen? Oder liegt der Fokus auf dem 
Einsatz in der konkreten Beratungsarbeit? 

Das alles wird nicht einzuhegen sein: We-
der werden wir eine Kartierung intersektionaler 
Ansätze vornehmen noch ihre Anwendbarkeit 
auf den Arbeitsbereich der Mobilen Beratung 
erschöpfend klären können. Trotzdem lohnt 
aus unserer Sicht ein Blick auf die Kritik an 
Intersektionalität sowie auf ihre praktische 
Relevanz im Kontext eines gemeinwesenori-
entierten Beratungsansatzes. 

Leroy Böthel hatanderUniversitätBielefeld
Soziologie (M.A.) studiert und arbeitet seit 
2017 bei der Mobilen Beratung gegen Rechts-
extremismus in NRW. 

Dominik Schumacher hat an der evangeli-
schen Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe 
Soziale  Arbeit studiert (B.A.) und arbeitet seit 
2017 bei der Mobilen Beratung gegen Rechts-
extremismus in NRW sowie in unterschied-
lichen Arbeitsgruppen des BMB.
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Entstehungskontext und 
Kritikpunkte 
Die beiden am häufigsten zitierten Texte inner-
halb der Diskussionen um intersektionale Ide-
en sind das „Combahee River Collective State-
ment“ der gleichnamigen Selbstorganisation 
Schwarzer lesbischer Feministinnen (CRC) so-
wie eine Rede der Juristin Kimberlé  Crenshaw. 
In dem 1977 veröffentlichten Statement des 
CRC formulierten die Autorinnen ihre Über-
zeugung, dass es eine Erweiterung der sozia-
listischen Perspektive innerhalb der Arbeiter-
bewegung brauche, welche „die spezifische 
Klassenposition Schwarzer Frauen berücksich-
tigt, die im Allgemeinen in der Arbeitswelt mar-
ginalisiert sind“.4 Crenshaw hingegen führte 
den Begriff der Intersektionalität auf dem Chi-
cago Legal Symposium ein.5 Sie benutzte das 
Bild einer Straßenkreuzung (intersection), um 
mit Blick auf Geschlecht und Hautfarbe eine 
Leerstelle innerhalb des US-amerikanischen 
Antidiskriminierungsrechts zu beschreiben. 

Ausgehend von dieser Metapher und der 
paradigmatischen Schrift des CRC entwi-
ckelten sich in den folgenden Jahrzehnten 
sozialwissenschaftliche und aktivistische 
Ansätze. Sie versprachen individuelle Hand-
lungsmächtigkeit in einer Zeit, in der Gewerk-
schaften und soziale Bewegungen eben diese 
Handlungsmächtigkeit spürbar einbüßten und 
ein wiedererstarkter Wirtschaftsliberalismus 
offensiver als je zuvor das Individuum in die 
Pflicht nahm – „There is no such thing as so-
ciety“.6 Vor diesem (bewegungs)historischen 
Hintergrund müssen intersektionale Ansätze 
verstanden werden. Trotz ihrer unterschiedli-
chen Ausprägungen lassen sich verbindende 
Grundzüge dieser Ansätze ausmachen.

a) Entkontextualisierung von Herrschafts- 
und Unterdrückungsverhältnissen
Zentrales Anliegen ist es, alle möglichen For-
men der Ungleichheit sowohl gemeinsam 
als auch gleichzeitig zu verstehen und zu be-

kämpfen. Dieses Nebeneinanderstellen der 
Ausdrucksformen von Ungerechtigkeit führt 
zu praktischen Problemen. Veranschaulichen 
lässt sich dies beispielhaft am Sexismus. 
Aus einer materialistischen Perspektive be-
tont Eleonora Roldán Mendívil mit Blick auf 
die Darstellung von Sexismus in intersektio-
nalen Ansätzen, dass es irreführend sei, ihn 
direkt neben Rassismus zu stellen, denn: „Die 
Arbeitsteilung anhand körperlicher-reproduk-
tiver Funktionen hat im Zuge der Herausbil-
dung der kapitalistischen Produktionsweise 
manche Körper mit spezifischen verallgemei-
nerten Merkmalen einem Produktionssektor 
zugewiesen.“7. Die Arbeitsteilung zwischen 
Männern und Frauen sei in der kapitalisti-
schen Vergesellschaftung angelegt, auch 
Sexismus sei so Ausdruck eines sozialen Ver-
hältnisses. Seine Aufhebung wäre tendenziell 
dann auch erst erreicht, wenn die Reprodukti-
onsarbeit aus dem Privaten geholt und kollek-
tiviert werden würde. 

Die historischen Umstände der geschlecht-
lichen Arbeitsteilung verdeutlichen, dass ein 
Verständnis von Sexismus nicht um die Be-
nennung gesellschaftlicher Herrschaftsver-
hältnisse herumkommt. Ergänzend und teil-
weise im Widerspruch zu materialistischen 
Gesellschaftsvorstellungen wurde in den ver-
gangenen Jahrzehnten feministischer Theo-
riebildung vor allem das Patriarchat als zwei-
te Großstruktur der modernen Gesellschaft 
benannt. Dieses habe eine eigene Geschichte 
und würde nicht nur eine politisch-ökono-
mische „Funktion“ erfüllen, sondern selbst-
ständig und teils in Widerspruch zu kapita-
listischer Verwertungslogik wirksam werden. 
GudrunAxeli Knapp hat auf die  Notwendigkeit 
einer derartigen Rahmung intersektionaler An-
sätze hingewiesen, allerdings bleibt auch bei 
ihr „unklar, wie dies zu geschehen hat“.8 

Der Umstand, dass es aktuell „keine integ-
rierte Theorie zu Klassen und Geschlechter-
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verhältnissen und auch keine geschlechter-
theoretisch unterfütterte Kapitalismustheorie 
gibt“9 darf nicht dazu führen, class und gender 
sowie ihre Verschränkungen gar nicht mehr 
theoretisch begreifen zu wollen. Schon in ei-
ner der ersten deutschsprachigen Übersichten 
zu Ansätzen der Intersektionalität von Gabri-
ele Winker und Nina Degele wird auf die Be-
deutung von Strukturkategorien hingewiesen: 
Die kapitalistisch verfasste Gesellschaft setze 
den strukturellen Rahmen. Reproduziert wer-
de diese Ordnung aber unter anderem auch 
von einer symbolischen Reproduktion, in der 
„Normen, Ideologien und Repräsentationen 
den Status hegemonial abgesicherter Begrün-
dungen“10 innehaben. Zudem artikulierten sich 
auf der Ebene der Identität Ab und Eingren-
zungsmechanismen, die dazu dienten, „Ver-
unsicherungen zu bewältigen“11 und Zugehö-
rigkeit zu schaffen. Weil allerdings im Kontext 
intersektionaler Ansätze die Kategorien class, 
gender, race und body inhaltsleer verhandelt 
werden, wurde das Verhältnis der drei benann-
ten Ebenen einseitig hin zu Identitätspolitiken 
aufgelöst, auf Kosten von Fragen nach Gesell-
schaftsstruktur und Ideologien. 

b) Fokussierung auf Identitätskonzepte
Identitätspolitiken sind zentral innerhalb der 
Intersektionalitätsdebatte: „Die Identitätspoli-
tik argumentierte im Wesentlichen, dass nur 
diejenigen, die etwas persönlich erleben, es 
wirklich verstehen bzw. die einzigen sind, auf 
die man sich verlassen kann, um ein Problem 
zu bekämpfen“.12 Darüber wird sich auch po-
litische Bewusstseinsbildung erklärt: Weil ei-
nem Menschen Unrecht widerfahren ist, hat er 
die Funktion und Form dieses Unrechts auch 
verstanden. Ursachen von identitären Fremd- 
und Selbstzuschreibungen werden hingegen 
nicht in den Blick genommen, es „reduziert 
sich in der Regel auf die banale Feststellung, 
dass die Erfahrungen, die Menschen in unter-
schiedlichen sozialen Lebensrealitäten ma-
chen, nun mal unterschiedlich sind“.13 

Karin Stögner spricht von einem „Identi-
tätszwang“, der im Ergebnis eine „autoritäre 
Kategorisierung von Menschen“ bedingen 
würde.14 Zwar würde die Anerkennung und 
Sichtbarmachung von Differenzen nicht zwin-
gend Forderungen nach Gleichheit ausschlie-
ßen, in „der Praxis aber wird Solidarität häufig 
auf der Grundlage von Attributen wie Ethnizi-
tät, Gender, sexueller Orientierung, Nation, Re-
ligion oder Kultur gebildet und darauf einge-
engt“.15 Die daraus entstehende Abschottung 
und Reduzierung auf unmittelbare Erfahrun-
gen würde letztlich in einem „intellektuellen 
Provinzialismus“ münden. Letztlich wird, so 
Eszter Kováts, „mit dem Hinweis auf Positio-
nalitäten, wenn zum Beispiel der Wert eines 
Arguments an der Position des Wissenschaft-
lers in der ‚Privilegienmatrix‘ gemessen wird, 
[…] nun jeder Anspruch auf Universalismus 
als überholt, verdächtig und machtmotiviert 
abgetan“.16

 c) Leerstelle Antisemitismus
Die Kehrseite dieser starken Identitätsorientie-
rung wird vor allem mit Blick auf den Antisemi-
tismus deutlich. Stögner betont, dass Antise-
mitismus in Diskursen über Intersektionalität 
gar nicht oder unterrepräsentiert sei. Teils wür-
den intersektionale Ansätze mit  einem „ideo-
logischen Antizionismus einher(gehen)“17, im 
Kern sei aber vor allem ein wenig elaborier-
tes Verständnis über das Verhältnis von Ras-
sismus und Antisemitismus ursächlich für 
diese Leerstelle. Tatsächlich wird Antisemi-
tismus vielfach als Unterkategorie von Rassis-
mus begriffen oder Juden*Jüdinnen selbst als 
Profiteur*innen rassistischer Verhältnisse ein-
sortiert.18 Der Antisemitismus entzieht sich je-
doch den Kategorien race, class und gender 
– eher noch könnte die NichtIdentität als 
Kernmerkmal benannt werden.19 

d) Veränderungsdruck beim Individuum 
Deutlich wird in dieser kritischen Sicht, 
dass der materielle und ideologische Ge-



55REFLEXIONEN 

halt von Rassismus, Sexismus und ande-
ren Ungleichwertigkeitsvorstellungen verlo-
ren geht und sie bloß mikrosoziologisisch 
als Diskriminierungsmechanismen begrif-
fen werden. Diskriminierungsmechanismen 
sind sie zweifelsohne – aber eben nicht nur. 
Ein Verständnis von Ideologien als rein in-
tersubjektives oder Bewusstseinsproblem 
möchte diese folgerichtig auch nur dort be-
arbeiten. Die mangelnde Erklärung, woher 
die von intersektionalen Ansätzen benann-
ten Probleme stammen, bevor sie sich „kreu-
zen“, und wie ihnen folgerichtig zu begegnen 
sei, stammt dabei auch aus ihrem (nicht vor-
handenen) Gesellschaftsbegriff. Da Gesell-
schaft nicht theoretisch gefasst wird, verste-
hen intersektionale Ansätze diese lediglich 
als die Summe von privilegierten und depri-
vilegierten Individuen.20 

Paula Villa bezeichnet mit dem Begriff 
des „positionalen Fundamentalismus“ eine 
Tendenz, „Verhältnisse und Strukturen mit 
Personen gleichzusetzten und Letztere für 
Ersteres haftbar zu machen“.21 Gleichzeitig 
behaupten intersektionale Ansätze vielfach, 
man wolle strukturellen bzw. institutionellen 
Rassismus kritisieren. Da sie aber auch hier 
„den Kern der Unterdrückung in unseren In-
teraktionen mit Individuen“ verorten, wäre 
Rassismus „demnach nichts anderes als das 
Ergebnis einer Ansammlung von schlechten 
Individuen“.22 Der intersektionalen Logik 
folgend wäre auch eine Abschiebebehörde 
oder die Polizei nicht rassistisch, wäre sie 
nur mit genügend deprivilegierten Angestell-
ten besetzt. Anstelle von Strukturen steht 
oft die eigene „Positioniertheit“ im Rahmen 
von „Privilegien“, welche „sichtbar gemacht“ 
und „benannt“ werden sollen, im Mittelpunkt. 
Deren Reproduktion durch Sprache und Ver-
halten ist dabei zentral; der politische Fokus 
wird so auf individuelles Handeln, statt auf 
die sozialen Ursprünge von Unterdrückungs-
verhältnissen gelegt.

Mobile Beratung gegen Rechts-
extremis mus und intersektionale 
Ansätze
Die hier nur kurz skizzierte Kritik an Ansätzen 
der Intersektionalität ist in vielen Teilen für die 
Kernfrage, die praktische Relevanz dieser An-
sätze, zugleich nebensächlich und doch uner-
lässlich. Denn so relevant eine Abbildung dieser 
Kritik im Praxisdiskurs auch ist, lässt sie sich 
hier nur begrenzt in Anschlag bringen. Denn 
Soziale Arbeit im Allgemeinen und Mobile Be-
ratung im Besonderen arbeiten weder in der 
reinen Logik von Wissenschaft noch von Akti-
vismus. Besonders die Mobile Beratung eva-
luiert als ursprünglich zivilgesellschaftlicher 
Beratungsansatz seit jeher ihre Grenzen zum 
Aktivismus.23 Trotz dieser Gemengelage im 
WissenschaftPraxisTransfer sollen hier ex-
emplarisch an normativen und praktischen Ge-
sichtspunkten der Mobilen Beratungsarbeit die 
oben genannten Kritikpunkte reflektiert werden.

Die Mobile Beratung zählt seit Entstehung 
des Beratungsansatzes in den 1990er-Jahren 
zu den „zentralen Strukturen in der Auseinan-
dersetzung mit Rechtsextremismus und seinen 
Folgen“.24 Zugleich ist in den knapp 30 Jahren 
ihres Bestehens auch die Auseinandersetzung 
mit basalen, alltäglichen Formen von Rassis-
mus, Antisemitismus oder Antifeminismus 
stärker in den Fokus gerückt.25 Daran schließt 
sich die Frage an, wieso sich Mobile Beratung 
eigentlich nicht nur auf „AntiNaziArbeit“ kon-
zentriert, sondern sich ebenfalls für die genann-
ten Kategorien ansprechbar fühlt. 

Die Antwort liegt in einem Rechtsextremis-
mus-Begriff, der im Gegensatz zum In stru-
mentarium der sogenannten Sicherheitsbe-
hörden rechte und faschistische Einstellungen 
nicht nur am Rand der Gesellschaft verortet, 
sondern fließende Übergänge und ideologische 
Deckungen auch in vermeintlich demokrati-
schen Bereichen erkennt. Zugleich geht hiermit 
aber keine Vorstellung von  Rechts extremismus 
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als bloßer Summe verschiedener Diskriminie-
rungsmechanismen einher. Vielmehr muss 
dieser als fait social mit eigener Geschichte 
und Dynamik betrachtet werden. Nicht nur 
der Begriff als solcher, sondern vor allem die 
bewegungsspezifischen Aspekte des Rechts
extremismus (z. B. Raumkampf-Strategie) las-
sen sich mit einem intersektionalen Blick nicht 
erfassen und bekämpfen. 

Ein Bezugspunkt dieses dynamischen 
Rechtsextremismusbegriffs ist das demokra-
tische Gemeinwesen: „Der Ideologie der Un-
gleichwertigkeit von Menschen, wie sie sich in 
Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemi-
tismus ausdrückt, sollte eine demokratische, ge-
meinwesenorientierte Kultur entgegengesetzt 
werden“.26 Die Begriffe „demokratische Kultur“ 
und „Gemeinwesen“ neigen zwar zum Gemein-
platz, haben aber einen utopischen Charakter, 
der den konkreten Anliegen der Beratungsneh-
menden eine Rahmung verleiht. Die Mobile Be-
ratung operationalisiert diese Begriffe dann mit 
einem „materialistischen Systembegriff“27, der 
zwar die autopoietischen, sich selbst herstel-
lenden und erhaltenden Elemente eines Sozial-
raums beschreibt, aber diese Beschreibung im 
Unterschied zu rein systemischen und system-
theoretischen Ansätzen von einem klar umris-
senen Standpunkt aus formuliert und normativ 
bewertet. Eine derartig klare Positionierung für 
universalistische Werte (demokratische Kultur, 
Menschenrechtsorientierung) scheint mit inter-
sektionalen Ansätzen im Lichte ihrer Kritiker*in-
nen nicht umsetzbar zu sein. 

Ein hiermit eng verknüpfter praktischer Fix-
punkt Mobiler Beratung ist das Bilden von Bünd-
nissen und lokalen Initiativen gegen rechts. Die 
Erfahrung zeigt dabei, dass Bündnisse dann 
gut funktionieren und schlagkräftig agieren, 
wenn bestimmte Kriterien erfüllt sind: die Au-
genhöhe der Beteiligten, ein Minimalkonsens, 
die Betonung von Gemeinsamkeiten statt Un-
terschieden sowie ein konkretes Handlungsziel. 

Aufgabe der Mobilen Beratung ist es in der Be-
gleitung von Bündnissen häufig, diese Rahmen-
bedingungen im Blick zu behalten. Folgt man 
der oben formulierten Kritik an intersektionalen 
Ansätzen, würden hier Probleme auftreten. 

Unter intersektionaler Perspektive wäre da-
bei die Benennung und Sichtbarmachung der 
vorgefundenen Sub-Identitäten das Anliegen. 
Handlungsziel wäre nicht der gemeinsame Out-
put, sondern die Arbeit an sich selbst, da darin 
die Ursache von Unterdrückung und Ungleich-
heit identifiziert wird. Die stark begrenzten Res-
sourcen der Bündnismitglieder würden dann 
dergestalt verwendet, anstatt sie für die Multi-
plikationsfunktion eines Bündnisses zu nutzen. 

Das steht auch dem spezifischen Solidari-
tätsprinzip entgegen, an dem sich die Mobile 
Beratung orientiert: „Wer sich solidarisch ver-
hält, nimmt im Vertrauen darauf, dass sich der 
andere in ähnlichen Situationen ebenso ver-
halten wird, im langfristigen Eigeninteresse 
Nachteile in Kauf“.28 Beispielsweise investie-
ren Nachbar*innen ihre Freizeit in ein AntiNa-
zi-Bündnis, obwohl sie selbst noch gar nicht 
von Angriffen betroffen sind – wohl aber wis-
send, dass es sie als Nächstes treffen könnte. 
Solidarität ist insbesondere dann stark, wenn 
es eine gemeinsame Geschichte, soziale Kenn-
verhältnisse, Vertrauen und eine gemeinsame 
Identität gibt. Diese Identität ist jedoch nicht 
statisch, sondern entsteht erst im gemeinsa-
men Kampf und in den daraus resultierenden 
Erfolgs und Leiderfahrungen gegen externe 
Gegner*innen oder für ein gemeinsames Ziel. 
Sie muss regelmäßig erneuert werden.

Das essentialistische Identitätsverständnis 
der intersektionalen Ansätze steht dieser Pra-
xis entgegen. Stattdessen wird hier, wie oben 
ausgeführt, zumeist das Sichtbarmachen und 
Benennen betont, und die Auseinandersetzung 
bleibt trotz anders formuliertem Eigenanspruch 
dabei stehen. Der Arbeitsansatz der Mobilen 
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Beratung hingegen erweitert die Handlungs-
reichweite ihrer Beratungsnehmenden und un-
terstützt konkrete Veränderungsprozesse, mit 
dem übergreifenden Ziel, „Zivilgesellschaft von 
einer ‚Kategorie an sich‘ in eine ‚Kategorie für 
sich‘ umzuwandeln“.29 Der begrenzte Einfluss 
Mobiler Beratung und die Tatsache, dass sie 
ebenfalls nicht in der Lage ist, grundsätzliche 
Veränderung herbeizuführen, sollte dabei nicht 
in Vergessenheit geraten. Auch die Mobile Be-
ratung arbeitet sich an den gesellschaftlichen 
Verhältnissen sowie an den diese besonders 
radikal vertretenden Neonazis ab.

Deutlich wird in der Reflexion der Kritik-
punkte in den exemplarisch gewählten Kon-
texten der Mobilen Beratungsarbeit, dass in-
tersektionale Ansätze hier sowohl begrifflich 
als auch methodisch an ihre Grenzen stoßen. 
Der Anspruch Mobiler Beratung, Menschen 
auf lokaler und kollektiver Ebene widerstands-
fähig zu machen, deckt sich nicht mit dem 
intersektionalen Ansatz, der Problemlagen in 
seiner Konsequenz individualisiert.
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Akzeptanz und Schutz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt“, 
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1283f95b/aktionsplanqueerlebendata.pdf (zuletzt abgerufen 
am 15.1.2023).

2 Katharina Walgenbach: Intersektionalität – Offenheit, interne 
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Interview

„Dieser Prozess kann nie 
abgeschlossen sein“
Rassismuskritische Perspektiven in der Mobilen Beratung: Erfahrungen und 
Reflexionen aus dem Kölner Beratungsteam

Ein Gespräch mit Felicia Köttler und Patrick Fels

Frau Köttler, Herr Fels, Sie arbeiten bei der 
Mobilen Beratung gegen Rechtsextremis-
mus (MBR) im Regierungsbezirk Köln. Ras-
sismus und der Umgang damit gehört für Sie 
und Ihre Kolleg*innen zu den zentralen The-
men der Beratungsarbeit. Selbst sind Sie von 
Rassismus aber nicht betroffen. Wie funktio-
niert das zusammen?
Felicia Köttler: Das ist eine Frage, die wir uns 
immer wieder stellen. Denn natürlich bringt 
das Fallstricke mit sich. Wir halten es aber 
für wichtig, dass sich gerade auch weiße 
Menschen mit Rassismus auseinanderset-
zen. Wir profitieren von dem rassistischen 
System, in dem wir leben, und unter anderem 
deswegen ist es auch unsere Verantwortung, 
dagegen vorzugehen. Zu sagen, das sollen 
nur Menschen mit Rassismuserfahrungen 
machen, fänden wir falsch. In unserer Bera-
tungs- und Bildungsarbeit machen wir aber 
immer transparent, dass wir aus einer weißen 
Perspektive sprechen und dass eine Ausein-
andersetzung mit Rassismus auch uns selbst 
mit einschließt. Es ist für uns unabdingbar, in 
einem kontinuierlichen Reflexionsprozess 
über die eigenen Rassismen und Privilegien 
zu bleiben und das auch unseren Beratungs-
nehmenden oder den Teilnehmenden in Work-
shops zu vermitteln. Trotzdem verstehen wir, 

wenn Leute sagen, sie finden unsere Rolle 
problematisch. 

Wie gehen Sie konkret damit um, wenn in der 
Beratung oder bei Bildungsworkshops Men-
schen vor Ihnen sitzen, die Rassismuserfah-
rungen gemacht haben?
Patrick Fels: Je nach Setting und je nach Fra-
gestellung versuchen wir, in gemischten Teams 
aufzutreten, sofern das möglich ist. Im Umfeld 
der Mobilen Beratung gibt es eine Reihe von 
freien Mitarbeitenden mit unterschiedlichen 
Positionierungen, die wir in solchen Fällen an-
fragen können. Und wenn wir wissen, es wird 
ganz explizit um das Thema Rassismus gehen 
und vielleicht auch um eigene Rassismuserfah-
rungen, dann ist es unverzichtbar, nicht als zwei 
weiße Kolleg*innen aufzutreten. Trotzdem kann 
es natürlich sein, dass wir, wenn es um den 
Umgang mit Rassismuserfahrungen geht, an 
Grenzen stoßen. Dann versuchen wir eher, die 
Menschen an andere Beratungseinrichtungen 

Felicia Köttler istErziehungswissenschaftlerin 
und arbeitet seit 2018 für die Mobile Beratung 
im  Regierungsbezirk Köln.

Patrick Fels ist Politikwissenschaftler und 
 arbeitet seit 2013 für die Mobile Beratung im 
Regierungsbezirk Köln.
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zu vermitteln, die wirkliche (psychosoziale oder 
rechtliche) Betroffenenberatung anbieten. Das 
hängt aber immer davon ab, was gewünscht 
ist. Wir haben auch schon erlebt, dass Leute 
gesagt haben: Es ist total gut, dass wir nicht im-
mer nur in der eigenen Community oder unter 
betroffenen Personen darüber sprechen.

Felicia Köttler: Das ist die eine Erfahrung, die 
wir machen – dass Leute sagen: Wir wissen 
zwar selbst am besten, dass das nicht in Ord-
nung ist, was wir erleben. Doch es tut gut, wenn 
das auch Nichtbetroffene so sehen. Ich habe 
aber auch schon erlebt, dass die Teilnehmerin 
eines Workshops erklärte: Mich nervt es gera-
de total, dass hier zwei weiße Leute stehen und 
über Rassismus sprechen, ich fühle mich wie-
der nicht repräsentiert. Das ist ein Unmut, der 
natürlich sehr berechtigt ist. Die oftmals fehlen-
de Repräsentanz ist ein Problem. Wir können in 
einem solchen Moment nur versprechen, dass 
wir Rassismus- oder Diskriminierungserfahrun-
gen immer ernst nehmen. Dass wir als weiße 
Personen solche Erfahrungen nicht, wie es so 
oft geschieht, relativieren oder delegitimieren. 
Wir machen von Anfang an klar: Wenn ihr sagt, 
etwas war rassistisch, dann ist das rassistisch.

In diesem Sinne parteiisch zu sein ist einer 
der Grundsätze Ihrer Beratungsarbeit. Wel-
che Prinzipien haben Sie noch?
Felicia Köttler: Wir würden niemals eine Per-
son, die wir als Bi_PoC oder nicht weiß lesen, 
dazu auffordern, doch mal von ihren Rassis-
mus- oder Diskriminierungserfahrungen zu 
erzählen. Ich habe so etwas schon erschre-
ckend oft bei Tagungen oder Workshops, an 
denen ich selbst teilgenommen habe, erlebt. 
Wir halten es für eine Form von Rassismus 
oder Othering, jemanden vor einer Gruppe 
auf diese Weise herauszugreifen. Das gibt es 
bei uns auf keinen Fall. Wenn aber Leute von 
sich aus das Bedürfnis haben, etwas zu teilen, 
dann geben wir dem Raum und schmeißen 
auch gerne den Zeitplan und die Methoden 

dafür um. In Bildungssettings arbeiten wir zu-
dem immer weniger mit Bildern aus Medien 
oder Werbung, die Rassismus und Diskrimi-
nierung reproduzieren. Wir kommen immer 
noch nicht ohne aus, versuchen aber verstärkt, 
auch Materialien einzusetzen, die bestärkend 
sein können, die Menschen nicht nur in einer 
Betroffenenrolle zeigen. Und grundsätzlich 
bitten wir immer ausdrücklich um kritisches 
Feedback zu unserer Arbeit.

Sie haben die Notwendigkeit von kontinuierli-
chen rassismuskritischen Reflexionsprozes-
sen betont. Wie läuft das bei Ihnen im Team?
Felicia Köttler: Das passiert zum einen indivi-
duell, durch die Teilnahme an Workshops zu 
kritischem Weißsein, über die vielen guten Bü-
cher, Podcasts und Instagram-Accounts, die 
es mittlerweile dazu gibt, und durch den Aus-
tausch mit Bi_PoCKolleg*innen, Netzwerk-
partner*innen, -Freund*innen und so weiter. 
Zum anderen sprechen wir darüber im Team, 
auch über unsere eigenen Unsicherheiten, und 
haben immer mal wieder einen Inhaltstag. Zu-
letzt zum Beispiel haben wir uns noch einmal 
mit verschiedenen Rassismusformen und 
definitionen beschäftigt. Wenn wir ehrlich 
sind, kommt eine solche Auseinandersetzung 
in der Arbeitszeit aber leider meistens viel zu 
kurz, weil es die zeitlichen Kapazitäten einfach 
nicht zulassen. Dabei ist es wichtig, sich im-
mer wieder klarzumachen, dass wir nicht alles 
wissen, nur weil wir schon mehr oder weniger 
lange in diesem Feld arbeiten. Das ist eben 
kein abgeschlossener Prozess.

Das strukturelle Problem der fehlenden Re-
präsentanz nicht-weißer Perspektiven lässt 
sich allein durch Reflexion aber nicht lösen.
Felicia Köttler: Das stimmt. Auch die be-
reits angesprochene Zusammenarbeit mit 
Honorar kräften ist natürlich keine Lösung – 
auch wenn sie die Situation für Beratungs-
nehmende oder Leute in Workshops vielleicht 
erstmal verbessert. Im Team Köln haben wir 
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sehr aktiv daran gearbeitet, nicht mehr ein nur 
weißes Team zu sein, und haben mittlerweile 
eine Kollegin of Color. Aber auch das löst nicht 
das  strukturelle Problem, weil wir trotzdem 
noch drei weiße Personen und nur eine Person 
mit eigenen Rassismuserfahrungen sind. Und 
wenn wir auf die Landes- oder Bundesebene 
gucken, dann sieht es da nicht besser aus. 
Daran müssen wir unbedingt weiter arbeiten. 

Inwiefern arbeiten Sie denn mit Migrant*in-
nenorganisationen zusammen? Gibt es da 
Kontakt und Austausch?
Patrick Fels: Ja, den gibt es, aber das ist de-
finitiv noch ausbaufähig. Sei es über Koope-
rationen, über Vernetzung oder auch wenn 
uns Expertise zu bestimmten Themen fehlt. 
Da versuchen wir, die Perspektive breiter zu 
machen, also Leute oder Organisationen mit 
hinzuzunehmen, die mehr Expertise haben. 
Die selbst einen Ankerpunkt in den Commu-
nities  haben, andere Zugänge herstellen oder 
manchmal auch mögliche Sprachbarrieren 
überwinden können. Aber insgesamt ist da 
noch viel Luft nach oben.

Wenden sich Bi_PoC als Beratungsnehmen-
de an Sie? Oder anders gefragt: Welcher Teil 

der Zivilgesellschaft kommt bei Ihnen vor in 
der Beratungsarbeit? 
Felicia Köttler: Die meisten Menschen, die Be-
ratung bei uns suchen, sind weiß positioniert. 
Aber was uns sehr freut: In den letzten zwei, 
drei Jahren hat es stark zugenommen, dass 
sich auch Bi_PoC-Beratungsnehmende an 
uns wenden. Das liegt, denke ich, auch daran, 
dass wir unser Weißsein so zum Thema ma-
chen, wie wir das tun. Aber das allein ist es 
sicher nicht. Als unsere Kollegin of Color kürz-
lich zusammen mit einer Honorarkraft einen 
 EmpowermentWorkshop für Bi_PoCLehr-
kräfte angeboten hat, hat sich daraus direkt 
ein größerer Beratungsfall entwickelt, der 
ohne diesen Workshop wahrscheinlich über-
haupt nicht bei uns gelandet wäre, weil es das 
nötige Vertrauen nicht gegeben hätte. Das 
zeigt: Wenn wir strukturell etwas verändern, 
wenn wir andere Angebote schaffen, dann er-
weitern wir auch das Feld der Menschen, die 
wir erreichen können. 

Patrick Fels: Wobei es hier vielleicht wichtig 
ist, sich die Komplexität und die große Band-
breite der Beratungsanfragen vor Augen zu 
führen: Die Anfragen, die bei uns eingehen, 
sind ebenso vielfältig, wie die Menschen und 

Plenumsvortrag von Marianne Ballé (BKMO) beim Fachtag am 13. Oktober 2022 im Refugio Berlin
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Hintergründe verschieden sind. Menschen, 
die von Rassismus betroffen sind, kommen ja 
nicht nur wegen ihrer persönlichen Erfahrun-
gen zu uns. Sie sprechen uns auch als Lehr-
kraft an oder als Sozialarbeiter*in, weil es in 
ihrer Organisation oder Institution Probleme 
mit Rechtsextremismus oder Rassismus gibt. 
Und andersherum gibt es auch Settings, wo 
Menschen mit Rassismuserfahrungen selbst 
extrem rechte oder diskriminierende Ideolo-
gien vertreten. Wenn zum Beispiel eine Frau 
erzählt, dass ihr Mann bei einer Rockergruppe 
ist, die sich irgendwie als türkisch versteht. 
Oder wenn Menschen aus der „türkischen“ 
Community von Vorfällen mit den rechtsex-
tremen Grauen Wölfen erzählen. Da spielen 
dann noch einmal andere Formen von Unter-
drückung oder auch Bruchlinien innerhalb von 
Communities eine Rolle.

Wo liegen für Sie die Schwierigkeiten, Zugän-
ge zu finden?
Patrick Fels: Das beginnt, ich habe das vorhin 
schon angedeutet, mit der Sprache. Unsere 
Informationen erscheinen ausschließlich auf 
Deutsch. Geflüchtete Menschen zum Beispiel, 
die einfach noch nicht die Möglichkeit hatten, 
Deutsch zu lernen, werden eher nicht bei uns 
landen – obwohl wir durchaus auch mit Ge-
flüchtetenOrganisationen vernetzt sind. Aber 
es liegt nicht nur an der Sprachbarriere, son-
dern auch wieder an unserem strukturellen 
Problem: Möchten sich Menschen an Einrich-
tungen wenden, die mehrheitlich weiß sind 
und von denen sie nicht wissen, ob ihnen zu-
gehört wird und sie ernst genommen werden? 
Weil sie vielleicht auch keine Erfahrung damit 
haben, dass eine Beratungsstelle parteiisch 
auf ihrer Seite steht. Es könnte aber auch sein, 
dass der Umgang mit rassistischen Erfahrun-
gen grundsätzlich persönlich ausgehandelt 
wird. Oder dass das von eigenen Organisatio-
nen aufgefangen wird. Das ist von mir jetzt al-
les zugegebenermaßen sehr viel Mutmaßung. 
Was dagegen ganz sicher ein Problem ist: 

dass bestehende Unterstützungsstrukturen 
nicht immer richtig ineinandergreifen. 

Was meinen Sie damit?
Patrick Fels: Es ist ein Klassiker, den wir im-
mer wieder erleben bei Beratungsfällen, dass 
Menschen herumgereicht werden. Dass sie 
irgendwo anrufen und gesagt bekommen: Wir 
sind nicht zuständig, melden Sie sich mal da 
und da. Und dass sie dort dann das Gleiche 
wieder zu hören bekommen. Gerade bei Ras-
sismuserfahrungen passiert das sehr häufig. 
Und dann hängt es an der persönlichen Frus-
trationstoleranz: Manche geben bei der zwei-
ten Weiterreichung auf, andere bei der fünften. 
Dafür zu sorgen, dass die Menschen das Bera-
tungsangebot bekommen, dass sie benötigen, 
ist kein kleines Problem. 

Felicia Köttler: Das ist in unseren Beratungs-
strukturen ganz oft auch eine Kapazitätenfra-
ge. Dann ist zwar eigentlich klar, ob die Mobile 
Beratung oder das Antidiskriminierungsbüro 
oder die Opferberatung zuständig ist. Aber 
all diese Beratungseinrichtungen arbeiten so 
sehr an ihren Grenzen, dass manchmal Fälle 
weitergereicht werden müssen, einfach weil 
sie nicht mehr gestemmt werden können. 
Das darf man beim Nachdenken über diese 
Frage nicht vergessen. Wir stehen dazu aber 
in gutem Austausch mit anderen Beratungs-
strukturen, um das möglichst gering zu hal-
ten und eine gute Verweisberatung machen 
zu können. Aber ich möchte auch noch auf ei-
nen anderen Punkt hinweisen, an dem wir eine 
Leerstelle haben: Unsere Beratungsnehmen-
den oder Workshopteilnehmenden kommen 
ganz oft aus dem akademischen Kontext. Ich 
glaube, dass wir bei Leuten, die kein akade-
misches Umfeld haben, viel weniger bekannt 
sind – sei es, weil wir sie mit der Art, wie wir 
unsere Texte schreiben oder uns auf unserer 
Homepage präsentieren, nicht ansprechen, 
oder weil sie schlicht weniger Zeit haben, eine 
Beratung in Anspruch zu nehmen. Auch das 
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sind Dinge, die wir mehr in den Fokus rücken 
müssen, wenn wir für alle Menschen gleicher-
maßen da sein wollen.

Was kann getan werden, um Mobile Bera-
tung als Berufsfeld für Bi_PoC, für Men-
schen mit Rassismuserfahrungen attrakti-
ver zu machen? 
Patrick Fels: Einiges haben wir dazu ja schon 
angedeutet. Es muss sich auf der strukturel-
len und damit auch auf der personellen Ebene 
etwas ändern. Das ist also ein Aufruf an alle 
Mobilen Beratungsteams, in ihrer Personalpo-
litik neue Chancen für Menschen jenseits der 
weißen Dominanzgesellschaft zu eröffnen. 
Der Bundesverband Mobile Beratung – und 
das möchten wir hier lobend hervorheben – 
hat das ja auch erkannt und schon Verschie-
denes in die Wege geleitet. Dafür braucht man 
aber einen langen Atem, glaube ich. Das ist 
das eine. Das andere ist, dass alle, die bei 
der Mobilen Beratung arbeiten, ein Grundver-
ständnis von der eigenen Positioniertheit in 
der Gesellschaft brauchen, von ihren weißen 
Privilegien, vom Aufwachsen mit Rassismus. 
In dieser Hinsicht ist schon viel passiert in 
den vergangenen Jahren. Aber dieser Prozess 
kann nie abgeschlossen sein. 

Felicia Köttler: Dazu gehört aus unserer Sicht 
auch, dass alle Mitarbeitenden ein Bewusst-
sein dafür haben, was diskriminierungssen-
sible Sprache ist. Wo muss ich da ansetzen? 
Wie spreche ich, auch in Beratungs- und Bil-
dungssettings? Und dazu gehört, dass es 
Supervisionsmöglichkeiten gibt, um über ras-
simuskritische und diskriminierungssensible 
Aspekte sprechen zu können, auch wenn zum 
Beispiel etwas innerhalb der eigenen Einrich-
tungen und Strukturen vorfällt. All das müssen 
Qualitätsstandards unserer Arbeit sein.

Patrick Fels: Dann ist da aber auch noch eine 
ganz andere Frage: Wollen Menschen, für die 
Rassismus und Rechtsextremismus eine exis-

tenzielle Bedrohung in ihrem Alltag darstellen, 
sich wirklich auch noch in ihrem Berufsleben 
damit beschäftigen? Wir meinen, man kann 
es Leuten nicht übelnehmen, wenn sie sagen: 
Das wird mir einfach zu viel. 

Was folgt daraus?
Patrick Fels: Wir müssen darüber nachden-
ken, wie wir einen Rahmen schaffen können, 
um solche Sorgen, Ängste oder Belastungen 
im Arbeitskontext aufzufangen. Wie wir Hilfe 
anbieten können, wenn Kolleg*innen das wün-
schen. Zugleich darf man nie aus dem Blick 
verlieren: Mobile Beratung ist entstanden, 
um den Kampf gegen Rechtsextremismus zu 
stärken. Rechtsextremismus ist ein Problem 
der Dominanzgesellschaft. Es ist Aufgabe 
von uns als einem Teil dieser Dominanzgesell-
schaft, diese Probleme zu bearbeiten, nicht 
der Auftrag der Menschen, die darunter zu lei-
den haben. Aber das führt dann eben zu der 
strukturellen Missrepräsentation, über die wir 
bereits gesprochen haben, und bestimmte Zu-
gänge, bestimmte Kontakte werden dadurch 
erschwert. Das ist ein Spannungsverhältnis, 
das uns vor große Herausforderungen stellt.

Felicia Köttler: In diesem Zusammenhang müs-
sen wir auch über Intersektionalität sprechen. 
Ganz oft geht es ja nicht allein um Rassis-
muserfahrungen, sondern Menschen sind von 
mehreren Diskriminierungsformen zugleich be-
troffen. In der Mobilen Beratung arbeiten heute 
mehr Frauen als noch vor ein paar Jahren, in 
dieser Hinsicht hat sich einiges verändert. Ich 
kenne aber nicht viele nicht-binäre Mitarbei-
ter*innen, ich kenne nicht viele, die eine sicht-
bare Behinderung haben – und so weiter. Es ist 
also noch viel zu tun, um verschiedenste Per-
spektiven in unseren Teams abzubilden. Und 
daran muss aktiv gearbeitet werden. Die Men-
schen kommen nicht zu uns, nur weil wir sagen, 
dass wir das wertvoll und wichtig finden. 

Vielen Dank für das Gespräch!
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Wir entwickeln uns weiter
Fazit und Ausblick: Gedanken zur Fortsetzung von Dialog und Reflexion

Von Heiko Klare 

D ie Überschrift dieses Ausblicks ist den 
Grundsätzen entliehen, die sich die im 

Bundesverband Mobile Beratung e. V. (BMB) 
organisierten Mobilen Beratungsteams in 
einem bemerkenswerten partizipativen Pro-
zess gegeben haben. Ständige Weiterent-
wicklung wird darin als dauerhafte Aufgabe 
beschrieben.1 Dieser Band spiegelt den Ver-
such einer solchen Weiterentwicklung – und 
ist zugleich Beleg einer Suchbewegung. 

Der Impuls für den Fachtag, der dieser Pub-
likation zugrunde liegt, kam aus der kritischen 
Wahrnehmung, dass zivilgesellschaftliche 
Perspektiven in der Auseinandersetzung mit 
Rechtsextremismus und gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit zugunsten staatlicher 
oder täter*innenbezogener Deutungs- und 
Handlungsoptionen zunehmend zurückge-
drängt werden. In der Vorbereitung wurde 
deutlich, dass es für eine Diskussion darü-
ber insbesondere auch einer migrantischen 
Perspektive bzw. einer Perspektive aus der 
 BIPOC*-Community bedarf. 

Die Kooperation mit der Bundeskonferenz 
der Migant*innenorganisationen (BKMO) und 
dem Dachverband der Migrant*innenverbän-
de in Ostdeutschland (DaMOst e. V.) entstand 
aus dem Bewusstsein heraus, dass es die de-
mokratische Zivilgesellschaft als solche nicht 
gibt. Vielmehr fühlen sich damit unterschied-
lich stark miteinander verbundene Gruppie-
rungen angesprochen, deren Positionen sich 
unter Umständen auch widersprechen. Ent-

sprechend fühlen sich nicht alle in der soge-
nannten Zivilgesellschaft durch die Mobilen 
Beratungsteams angesprochen oder gar ver-
treten. Eines der erklärten Ziele des Fachtags 
war es daher, die Rolle Mobiler Beratung in 
einem diversen zivilgesellschaftlichen Feld 
zu reflektieren, blinde Flecken auszuleuchten 
und durch marginalisierte Stimmen dazuzu-
lernen: Kann eine gemeinsame Neudefinition 
und Belebung zivilgesellschaftsorientierter 
Ansätze von politischer Bildung, Präventions- 
und Beratungsarbeit eine ordnungspolitische 
Einengung in der Auseinandersetzung mit De-
mokratie(-gefährdungen) überwinden? Wel-
che Bedeutung haben dabei intersektional ori-
entierte politische Bildung, lokale Projekt und 
Netzwerkarbeit sowie die Mobile Beratung? 

Die Beiträge in diesem Band zeigen prak-
tische Erfahrungen und Herausforderungen 
auf. Sie drehen sich immer wieder um Fragen 
der Solidarität, betonen aber auch die Be-
deutung des konstruktiven Streits für die de-
mokratische Kultur. Im Folgenden sollen auf 
dieser Basis einige erste Überlegungen ange-
stellt werden, wie die Debatten aus Perspekti-
ve der Mobilen Beratung weitergeführt werden 
können. Drei Handlungsfelder werden dafür in 
dieser Tagungsdokumentation ersichtlich.

Heiko Klare ist seit 2015 Fachreferent für  
Grundsatz und Beratung im Bundesverband 
MobileBeratunge. V.Von2008anhatder
Diplom pädagoge die Mobile Beratung in 
Nordrhein-Westfalen mit aufgebaut.
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1. Wir brauchen ein differenziertes 
Verständnis von „Zivilgesellschaft“
In den eingangs erwähnten „inhaltlichen und 
methodischen Grundsätzen“ Mobiler Bera-
tung wird ausführlich auf die Bedeutung der 
Zivilgesellschaft als normative Grundlage so-
wie als Zielgruppe Mobiler Beratung Bezug 
genommen: „Im Konzept der Mobilen Bera-
tung spielt Zivilgesellschaft als eine norma-
tiv geprägte Handlungssphäre eine zentrale 
Rolle. Zivilgesellschaft wird dabei als Sam-
melbegriff für Individuen und gesellschaft-
liche Gruppen verstanden, die nach demo-
kratischen Normen und Werten miteinander 
agieren (wollen). Der normative Gehalt eines 
solchen Verständnisses von Zivilgesellschaft 
ist besonders hervorzuheben.“2 

Der Text von Anne Mehrer und Matthias 
 Lorenz in diesem Band buchstabiert diesen 
normativen Gehalt aus und verortet Mobile 
Beratung in der demokratischen und kriti-
schen Zivilgesellschaft. Damit einher geht 
in ihrem Verständnis auch die Verantwor-
tung, eine „Strategie der Ausweitung de-
mokratischer Praxen auf allen Ebenen der 
Gesellschaft zu verfolgen“. Die Beiträge von 
Susanna Steinbach sowie von Ayman Qasar-
wa und Elisa Calzolari zeigen deutlich, dass 
Migrant*innenorganisationen nicht nur die 
Sprachrohre marginalisierter Stimmen sind, 
sondern vielmehr ein wichtiger Bestandteil 
der demokratischen Zivilgesellschaft mit viel-
fältigen Aufgaben und Expertisen. Eine Aus-
weitung demokratischer Praxen bedeutet ent-
sprechend mehr Teilhabe für die Akteur*innen 
von Migrant*innenorganisationen, eine stärke-
re Wahrnehmung ihrer Perspektiven. Und im 
Falle der Mobilen Beratung bedeutet es ganz 
konkret, sowohl auf der Ebene der Beratungs-
teams als auch ihres Bundesverbands die Zu-
sammenarbeit mit diesen Organisationen zu 
intensivieren und zu verstetigen. Daraus folgt 
auch, marginalisierte Gruppen nicht etwa nur 
defizitorientiert als Beratungsnehmende und 

Betroffene von Diskriminierung und rechter 
Gewalt wahrzunehmen, sondern sie vielmehr 
ressourcenorientiert als gleichberechtigte 
und deutungsmächtige Partner*innen in der 
Zivilgesellschaft mit eigenen Perspektiven 
und Handlungslogiken ernst zu nehmen.

Die Beschreibung von „Zivilgesellschaft“ 
in den 2017 verabschiedeten „Grundsätzen“ 
der Mobilen Beratung wäre entsprechend 
weiterzuentwickeln. Es muss darum gehen, 
die Vielgestaltigkeit der Zivilgesellschaft, ihre 
Vielstimmigkeit und daraus resultierende Wi-
dersprüche, aber auch die damit verbundenen 
Herausforderungen für die Beratungsarbeit 
deutlicher herauszuarbeiten.

2. Wir brauchen mehr Zusammen-
arbeit mit Migrant*innen-
organisationen 
Im Kapitel „Erfahrungen“ wird die Bedeu-
tung von Migrant*innenorganisationen an 
zwei  ganz unterschiedlichen Beispielen aus 
Ost und West deutlich: Siamak Pourbahri skiz-
ziert die Entwicklung und Arbeit des Landesin-
tegrationsrats – und damit die Möglichkeiten 
einer großen, landesweiten Organisation mit 
einer langjährigen Geschichte. Zugleich zeigt 
er damit aber auch die noch immer notwendi-
gen Kämpfe um Deutungsmacht und Teilha-
be auf. Hamida Taamiri hingegen beschreibt 
die mühevolle tägliche Praxis und notwendi-
ge Vernetzungsarbeit in einem sächsischen 
Landkreis ebenso wie die damit verbundenen 
Erfolge und AhaErlebnisse. Beide schildern 
ihre Erfahrungen mit fachlicher und strategi-
scher Begleitung durch die Mobile Beratung 
und gemeinsame Projektarbeit.

Im Interview mit Petra Schickert von der 
Mobilen Beratung im Kulturbüro Sachsen und 
Michael Sturm von der Mobilen Beratung in 
Münster wird aber auch deutlich, wie unter-
schiedlich die Bedarfe von Migrant*innenor-
ganisationen als Beratungsnehmende und 
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Partner*innen in den Bundesländern sein 
können – und welche Konsequenzen das für 
die Berater*innen und ihre Rolle hat. Beide 
beschreiben die Zusammenarbeit und Ver-
netzung mit Migrant*innenorganisationen 
jedoch als bedeutsam – zum einen, weil die-
se Organisationen ein wichtiger Teil der Zivil-
gesellschaft sind (siehe oben), zum anderen, 
weil die Mobile Beratung als Institution und 
sie selbst als Berater*innen aus dieser Koope-
ration viel lernen können.

Hier liegt eine Aufgabe für die Mobilen 
Beratungsteams vor Ort, aber auch für den 
Bundesverband. Wenn wir Migrant*innenor-
ganisationen als wichtigen Teil der Zivilge-
sellschaft wahrnehmen und mehr Teilhabe 
als Ziel postulieren, dann müssen wir mehr 
und gleichberechtigt zusammenarbeiten. 
Das bedeutet in der Konsequenz auch, ge-
meinsam für eine bessere Ausstattung von 
Migrant*innenorganisationen mit Personal 
und Finanzmitteln zu kämpfen. Bestehende 
Förderungen für Migrant*innenorganisatio-
nen aus dem Bundesfamilienministerium und 
erste Förderansätze zum Aufbau community-
basierter Beratungsstrukturen aus dem Haus 
der Beauftragten der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration und der 
Beauftragten der Bundesregierung für Anti-
rassismus lassen einen Zuwachs an Personal 
und Ausstattung erwarten und sind hilfreich 
für die Vernetzung auf professioneller Ebene.

3. Wir brauchen weiterhin intensive 
interne Debatten und Reflexion
Die Perspektiven im Kapitel „Reflexionen“ zei-
gen, wie intensiv Berater*innen über ihre eige-
nen Rollen und Zugänge, über aktuelle Fach-
debatten und die „Übersetzung“ theoretischer 
Konstrukte in ihre Arbeitsrealitäten nachden-
ken und diskutieren. Dass es dabei unter-
schiedliche Positionen gibt, zeigen die Pers-
pektiven auf die Bedeutung intersektionaler 
Ansätze für die Mobile Beratung. Im Interview 

plädieren Nora Warrach, Hamid Mohseni und 
Friedemann Bringt für die Integration in Be-
ratungsprozesse und diskutieren die Bedeu-
tung von Vielfalt in den Teams. Leroy  Böthel 
und Dominik Schumacher stellen dem mit ih-
rem Beitrag einen kritischen Impuls entge-
gen und fragen nach den methodischen und 
begrifflichen Grenzen des Ansatzes. Felicia 
Köttler und Patrick Fels beleuchten im Inter-
view die praktischen Erfahrungen des Köl-
ner Beratungsteams mit rassismuskritischen 
 Ansätzen.

Im Bundesverband gibt es also Ge-
sprächsbedarf: Wie genau die Weiterentwick-
lung aussehen wird, ist nicht zwangsläufig, 
die neu zu beschreitenden Wege müssen dis-
kutiert werden. Dafür haben wir in den letzten 
Jahren im Verband Formate entwickelt, die 
hinsichtlich der Reflexion eigener Rollen vor 
allem in der Fach-Arbeitsgruppe „Qualitäts-
entwicklung“ vorangebracht wurden. Seit 
2022 arbeitet zudem eine eigene Fach-AG 
zu intersektionalen Ansätzen, die auch die in 
dieser Tagungsdokumentation aufgeworfe-
nen Fragen diskutieren wird.

„Wir entwickeln uns weiter“ – das klingt 
zunächst wie etwas, das einfach passiert. Die 
hier nur angerissenen ersten Gedanken für 
nächste Schritte zeigen aber, dass es Zeit und 
Einsatz braucht. Als Verband sind wir froh, die 
engagierten Kolleg*innen bei den notwendi-
gen Debatten unterstützen zu können und da-
bei Partner*innen wie die BKMO und DaMOst 
e. V. an unserer Seite zu wissen.
1 Bundesverband Mobile Beratung e. V.: Mobile Beratung 
gegen Rechtsextremismus. Inhaltliche und methodische 
Grundsätze (überarbeitete und korrigierte Auflage 2021), S. 41, 
 https://www.bundesverbandmobileberatung.de/wpcontent/
uploads/2021/06/BMB_Grundsatzpapier_2021.pdf (zuletzt ab
gerufen am 15.1.2023).

https://www.bundesverband-mobile-beratung.de/wp-content/uploads/2021/06/BMB_Grundsatzpapier_2021.pdf
https://www.bundesverband-mobile-beratung.de/wp-content/uploads/2021/06/BMB_Grundsatzpapier_2021.pdf
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